


Impressum: 

Herausgeber: 
* Arbeitskreis Atomwaffenverzicht 
ins Grundgesetz 
(Redaktion: Axel Lachnit, Harry B., 
Holger Kuhr, Marion, Reinhard Kar­
sten) 

Unterstützer: 

* "atom" 
* BI Uhlenhorst 
* GAL-Harnburg 
* GAUHarnburg-Mitte 
* Kieler Arbeitskreis gegen den Krieg 
* Kommunistischer Bund (KB) 

Bestellungen bitte an: 

Holger Kuhr 
Wohlwillstr. 49 
2000 Harnburg 4 

Hamburger Sparkasse 
BLZ: 200 505 50 
Kto.-Nr.: 1251/121255 
(Stichwort: Holger Kuhr wg. 
Atomwaffenverzicht 
ins Grundgesetz!) 

Preis: 5 DM ( + 1,- DM Versand) 
ab 10 Stück 3,50 DM 

Satz: Eigensatz 

Satzkonvertierung: 
Hamburger Satz- und Verlags­
Kooperative 

Druck: Hein & Co. 

V.i.S.d.P.: Holger Kuhr 

Titelbild: Borislav Sajtinacs 
zeitgemäße Version von 
Böcklins Toteninsel 

Erscheinungsdatum: 1. September 1989 

Inhalt 
Vorwort ............................................................................................ 3 

Das Forschungszentruin Geesthacht 
auf einen Blick ............................................................... , . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 

Geleitwmt von Detlef zum Winkel 
FILMREIF ........................................................................................ 5 

1955 -1989: 
Atomforschung in Geesthacht - Von der Grauzone zur Grünzone? . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7 

Die Gründerväter: 
Prof. Dr. Rudolf Bagge . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8 
Dr. Kurt Diebner ............................................................ ; . . . . . . . . . . . . . . . . . . 10 

Geesthacht - Das braune Atomzentrum . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 14 

Die atomare Infrastruktur . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16 

Atomtransporte - Die tödliche Fracht aus Geesthacht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20 

· Bombenverdächtig: Plutoniumforschung in Geesthacht ................................. 23 

Das Projekt der deutschen H-Bombe 
Vom Heereswaffenamt zur Geesthachter Linie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . 26 

Die Theorie der Atombombe: 
Das Institut für Naturwissenschaftlich-Technische Trendanalysen (INT) ............. 31 

Das Trojanische Seepferdchen: Der Atomfrachter Otto Hahn . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 32 

Brasilien - Die Atommacht aus Geesthacht? . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 38 

A1DMMACHT BRD 
Fünf Gründe für eine Kampagne Atomwaffenverzicht ins Grundgesetz . . . . . . . . . . . . . . 41 



Vorwort 
D iese Broschüre ist in einer kleinen Arbeitsgruppe 

von Leuten aus verschiedenen Initiativen und Or­
ganisationen erstellt worden, die sich im Rahmen des Ham­
burger Arbeitskreises "Atomwaffenverzicht ins Grundge­
setz!" zusammengefunden haben. 

Der Auslöser für die Recherche zur Broschüre war die In­
ternationale Konferenz "Atomwaffenverzicht ins Grundge­
setz!" im November 1988 in Köln. Hier fiel in der Diskus­
sion über die militärische Option des BRD-Atompro­
gramms erstmals auch ein Verdacht auf das Forschungs­
zentrum in Geesthacht. 

Davon ausgehend haben sich die Recherchen bewußt auf 
den Bereich der atomaren Forschung des Zentrums, und 
hier wiederum speziell auf den Aspekt der zivil-militäri­
schen Zusammenhänge konzentriert. Das Engagement der 
GKSS in Bereichen nichtatomarer Forschung, wie in der U n­
terwassertechnik, oder der Umwelt- und Klimaforschung 
soll damit nicht unterschlagen werden. Eine stärkere Orien­
tierung der Aktivitäten des Zentrums in diese Bereiche, wie 
sie sich in jüngerer Zeit mit Abstrichen abzeichnet, wird 
durchaus begrüßt. Ob die hier betriebenen Forschungen 
allerdings per se verdienstvoller sind, kann durchaus bezwei­
felt werden. Zum Beispiel dann, wenn die unter Umwelt­
forschung firmiernde Erstellung eines Seegangsatlas für 
Nordsee und Ostsee im Auftrag des Amtes für Wehrgeophy­
sik in Traben-Trabach erfolgt. 

Die Arbeit gestaltete sich auch in der vorgegebenen Be­
schränkung weit umfangreicher als anfangs erwartet. Die zu­
tage geforderten Ergebnisse sind allerdings auch weit be­
sorgniserregender als zu Beginn der Arbeit zu vermuten war: 

• In Geesthacht existiert eine atomare Infrastruktur, die 
mit den Forschungsreaktoren, den Heißen Zellen und wei­
teren Forschungsgeräten labormäßig e"ine Plutoniumgewin­
nung möglich macht. Laut Aussage des ehemaligen For­
schungsministers Volker Hauff (SPD) ist das die ausreichen­
de Infrastruktur zum Bau einer Atombombe. 

• In Geesthacht wird bzw. wurde auch real Plutoniumfor­
schung betrieben, und zwar mit erschreckender Zielstrebig­
keit bis ins Detail. Untersuchungen zur Erzeugung von Plu­
tonium in Oberflächenschichten von Brennelementen wur­
den durchgeführt, Verfahren zur Abtrennung so gewonne­
nen Plutoniums entwickelt, Meßmethoden erarbeitet und 
die Meßgeräte angeschafft. 

• Geesthachter Forscher beschäftigten sich bereits seit An­
fang der 50er Jahre auch direkt mit der Technik von Atom­
bomben. Einer dieser Physiker, Prof. Dr. Friedwardt Win­
terberg, datierte einen· angeblich funktionstüchtigen eige­
nen Entwurf einer Wasserstoftbombe auf das Jahr 1952. Ei­
ner der Gründer des Atomzentrums, Dr. Kurt Diebner, war 
bereits vor 1945 mit ersten Experimenten zur Kernfusion be­
faßt. Prof. Dr. Brich Bagge, der eigentliche ,;vater" des Zen­
trums in Geesthacht baute Ende der 60er Jahre im Auftrag 
des Verteidigungsministeriums ein eigenständiges "Institut 
für Naturwissenschaftlich-Technische Trendanalysen 
(INT)" auf, das diese Forschungen fortsetzte. 

• In einer Kooperation mit Brasilien arbeiteten Forscher 
aus Geesthacht über Jahre direkt im militärischen Zweig des 
brasilianischen Atomprogramms. Sie vermittelten den dor­
tigen Wissenschaftlern Grundlagen-Know-How zum Bau ei­
nes Atom-V-Bootes, das 1992 fertiggestellt sein soll. Nach 
brasilianischen Zeitungsberichten sollen .qeutsche Forscher 
nicht nur in diesem V-Boot-Projekt gearbeitet haben, son­
dern sich in einem Geheimabkommen auch verpflichtet ha­
ben Brasilien beim Bau der Atombombe zu unterstützen. 

• Atomtransporte aus Geesthacht gingen in militärische 
Wiederaufarbeitungsanlagen wie im französischen Marcou­
le, in verruchte Zentren wie Mol, oder in zur Wiederauf­
arbeitung von Brennelementen bisher völlig unbekannte Or­
te, wie Karistein in Bayern. ZweiTransporte von Brennele­
menten tauchen, wie ein Abgleich der bisher veröffentlich­
ten Listen ergab, überhaupt nicht mehr dort auf, wo sie 
eigentlich hätten ankommen sollen. Alles in Allem nicht nur 
ein Skandal, sondern ein Atombombenkrimi, denn darum 
geht es bei dem transportierten Material. 

Das sind schlaglichtartig einige der Ergebnisse, die in die­
ser Broschüre ausführlicher vorgestellt werden. Sie sind 
zweifellos besorgniserregend. Die Bundesrepublik Deutsch­
land gilt heute als Atomwaffenstaat auf Abruf. Das For­
schungszentrum in Geesthacht scheint seinen Beitrag dazu 
geleistet zu haben. Eine Aufklärung über die in dieser Bro­
schüre zusammengetragene Indizienkette hinaus steht an. 

Wir sind zur weitergehenden Klärung der Zusammenhänge 
allerdings auf zusätzliche Informationen angewiesen: sach­
dienliche Hinweise werden gerne entgegengenommen. 

Die Redaktionsgruppe August 1989 
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Das Forschungszentrum Geesthacht 
auf einen Blick 

Legende: 

1. Forschungsreaktoren 
Heiße Zellen 

2. Kühltürme 

3. ANEX 

4. Experimentierhalle für Physik 

5. Anlagentechnik 

6. Chemische Labors 

7. Technikum 
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8. Hauptwerkstatt 

9. Heizwerk 

10. Projektträgerschanen 

11. Werkstofftechnologie 

12. Verwaltung/Bibliothek/Hörsaal 

13. Unterwassersimulationsanlage GUSI · Bau 



Detlef zum Winkel 

Filmreif 

Wie so oft bei kritischen Untersuchungen des 
bundesdeutschen Atomprogramms stand am 
Anfang der vorliegenden Arbeit eine geläufi­
ge Motivation. Es ging darum, etwas wieder­
zufinden, was irgendwo verschwunden war 
und militärisch interessant sein konnte. Mili­
tärisch interessant heißt im nuklearen Kontext 
meist: bedeutsam für die Atombombe. An­
fang 1988 hatte der Atomskandal Hanau-Mol 
die Aufmerksamkeit auf die Problematik der 
Transporte gelenkt. Eine Transportfirma, 
Transnuklear, war es ja, die radioaktiven Ab­
fall unsachgemäß behandeln ließ, Fässer 
falsch deklarierte und Bestechungsgelder aus­
schüttete. Wie die Affäre (vorläufig) ausging, 
ist bekannt. Der Verdacht, jemand habe gegen 
den Atomwaffensperrvertrag verstoßen, ließ 
sich weder erhärten noch widerlegen. Aber 
bei der Gruppe, die diese Broschüre erstellt 
hat, blieb immerhin eine simple Überlegung 
hängen. Wenn waffenfähiges Spaltmaterial 
für militärische Zwecke verwendet wird, 
dann muß es aus dem zivilen Nuklearkreis­
lauf abgezweigt werden, und dieses Ver­
schwinden muß sich irgendwo in dem gran­
diosen Chaos nuklearer Transporte zwischen 
den Standorten der Atomkraftwerke, zwi­
schen Hanau, Karlsruhe, Jülich, Karlstein, Er­
langen undsoweiter oder zwischen der Bun­
desrepublik und Frankreich, Belgien, Schwe­
den, Schweiz und USA und Südafrika undso­
weiter abspielen. Diese Fragestellung war es, 
die die dubiose Verbindung zwischen Hanau 
und Mol so brisant machte - ganz gleich für 
wen und welche heiße Ware zum Verschwin­
den gebracht wurde. Wichtig war, daß Trans­
nuklear zu einer solchen Praxis in der Lage 
war. 

Eine schier unmögliche Untersuchung. Und 
doch schien ein konkreter Transport abge­
brannter Brennelemente "verschwunden" zu 
sein,. der in einem Bundesland abgemeldet 
worden und in den offiziellen Listen eines an­
deren nie aufgetaucht war. Die plutoniurnhal­
tige Fracht kam von einer wenig beachteten 
und scheinbar relativ unbedeutenden Institu­
tion, fast möchte man sagen, von dem "abge­
brannten" Atomzentrum Geesthacht, das mit 
der Entwicklung von Schiffsreaktoren rund­
um erfolglos gewesen war. Allerdings hatte 
dieses Zentrum schon in der Frühphase des 
Atomprogramms enge Beziehungen zum Ver­
teidigungsministerium gehabt, Beziehungen, 
die andere Einrichtungen der Nuklearbran­
che eher meiden, um nicht unnötig Verdacht 
aufkommen zu lassen. Da hat sich die Gruppe 
zu Geesthacht kundig gemacht. Und etwas an-

deres tauchte auf, was vor 44 Jahren diskret 
verschwunden war. Es läuft einem kalt den 
Rücken herunter, wenn man sich erinnert, 
daß das nukleare Forschungsschiff der Geest­
hachter 1964 auf den Namen NS Otto Hahn ge­
tauft wurde. 

Nazi-Forscher, die für Hitler an der Atombom­
be arbeiteten, bekommen von Adenauer und 
Strauß nach nur zehnjähriger Unterbrechung 
neue Wirkungsmöglichkeiten. Im physikali­
schen Institut bringen sie ihre alten Ideen und 
Erfahrungen ein. Im Atomzentrum drängen 
sie auf die schnellstmögliche Plutoniumpro­
duktion, schaffen sie die notwendige Infra­
struktur, höchstwahrscheinlich inklusive ein­
facher Abtrenntechniken. In ihrer Zeitschrift 
publizieren sie mit größtem Interesse theore­
tische Modelle für Kernexplosionen. Die Stu­
dien werden so bald als möglich aus dem aka­
demischen Betrieb ausgelagert und in einem 
separaten Institut fortgesetzt, das direkt dem 
Verteidigungsministerium untersteht. Ihr spe­
zielles Interesse gilt der Funktionsweise der 
Wasserstoffbombe - es heißt, das NS-Atom­
programm sei näher an der H-Bombe dran ge­
wesen als Los Alamos zur gleichen Zeit. Ihr 
Know-How publizieren sie in Organen der 
rechtsextremistischen Europäischen Arbeiter­
partei (EAP) alias "Patrioten für Deutsch­
land". In Brasilien arbeiten sie Wissenschaft­
ler und Ingenieure ein, die unter militäri­
schem Kommando erklärtermaßen die Bom­
be entwickeln sollen: das Testgelände für die 
deutsch-brasilianische Bombe ist schon vorbe­
reitet. Solche Filme sieht man gelegentlich im 
Spätprogramm. Nur geht es hier um die kei­
neswegs fiktive Geschichte des Atomzen­
trums Geesthacht. Den Akteuren kann nicht 
abgesprochen werden, daß sie die Klischees, 
die über sie existieren, übertroffen haben. 

All das geschah im Rahmen eines scheinbar 
völlig überholten Programms zur Entwick­
lung von Schiffsreaktoren. All das geschah un­
ter den Augen der internationalen Kontrollbe­
hörde IAEO. All das geschah im Einverständ­
nis mit Bonn und, was seit Barsche! nicht 
mehr verwundert, mit Billigung schleswig­
holsteinischer Landesregierungen. All das 
wird - um den Punkt auf dem i nicht zu ver­
gessen - seit einem Jahr problemlos fortge­
setzt unter der Ägide einer angesehenen sozi­
aldemokratischen Regierung. 

Von den Physikern des nationalsozialisti­
schen Atomprogramms kennt man meist nur 
die Namen Otto Hahn, Werner Reisenberg 

oder Carl Friedrich von Weizsäcker. Sie wa­
ren nach 1945 um die Wiederherstellung ihrer 
wissenschaftlichen Reputation bemüht und 
hörten es gern, wenn in der Öffentlichkeit Spe­
kulationen darüber angestellt wurden, sie sei­
en auch aus innerer Distanz zu den Nazis er­
folglos gewesen. Eine Publikation des engli­
schen Historikers David Irving war ihnen da­
bei behilflich - inzwischen hat der Mann als 
von Neofaschisten bevorzugter Experte einen 
üblen Ruf. Kaum jemand verwehrte den Ge­
nannten mehr ihre Rehabilitierung, als sie 
Ende der fünfziger Jahre den Göttinger Ap­
pell gegen eine atomare Bewaffnung der Bun­
deswehr unterzeichneten. Erst in letzter Zeit 
werden etwas kritischere Fragen zur Verant­
wortung dieser Wissenschaftler gestellt. 

Fast vollständig geriet darüber in Vergessen­
heit, daß keineswegs der ganze Kreis der 
Nazi-Forscher nach Kriegsende diesen Weg 
eingeschlagen hatte. Einige wehrten sich ve­
hement gegen eine Unterschrift unter den Göt­
tinger Appell und folgten der Linie von Ade­
nauer und Strauß, ein Verzicht der Bundesre­

. publik auf eigene Atomwaffen sei ein "neues 
Versailles von kosmischen Ausmassen". Un­
ter ihnen finden wir die Gründerväter des 
Atomzentrums Geesthacht wieder: KurtDieb­
ner und Erich Bagge. Diebner hatte im Hee­
reswaffenamt der Nazis Karriere gemacht; 
beide nahmen nicht nur ~ls Wissenschaftler 
an dem NS-Programm teil, sondern hatten 
auch als Funktionäre oder Manager Leitungs­
positionen inne. Nach 1945 Iiessen sie nicht 
nur keine Distanzierung erkennen, sie waren 
sogar bemüht, ihre damaligen Arbeiten nach­
träglich in ein günstiges Licht zu rücken -
rein technisch gewissermaßen. 

Über Reisenberg hört man, ohne daß die Au­
toren realisieren, was sie da wiederg~ben, im­
mer wieder den Satz: Als er vom amerikani­
schen Atombombenabwurf auf Hiroshima er­
fuhr, seien ihm moralische Skrupel gekom­
men. Der Satz ist furchtbar, denn er bedeutet 
ja, daß solche Skrupel vorher nicht oder nicht 
maßgeblich vorhanden waren. Nicht einmal 
diese reduzierte, im Grunde deprimierende 
Reflexion Reisenbergs findet sich bei Dieb­
ner oder Bagge. Ihnen ist es, wie Ralph Gi­
ordano sagen würde, in der ganzen Nach­
kriegszeit nicht gelungen, einen einzigen hu­
manen Gedanken zu fassen. Daß solchen Leu­
ten Möglichkeiten an die Hand gegeben wur­
den, ihre Arbeiten an nuklearen Vernichtungs­
waffen beinahe bruchlos fortzusetzen, daß sie 
zu diesem Zweck die alten Kameraden sam-

5. 
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mein und die alten Verbindungen zu Politik 
und Wirtschaft (und Militär?) nutzen konn­
ten, ist unglaublich, aber wahr. Es ist ebenso 
unglaublich und ebenso wahr wie die Tatsa­
che, daß eine Firma Degesch immer noch exi­
stiert - immer noch unter gleichem Namen 
in der BRD existiert - und immer noch Zy­
klon B herstellt. 

Mit fassungslosem Kopfschütteln habe ich in 
der von Diebner und Bagge initiierten Zeit­
schrift "Atomkernenergie" die Arbeiten 
durchgeblättert, die sich ohne jede Scheu mit 
der Zündtechnik der Wasserstoffbombe oder 
mit exotischen, sogenannten "fortschrittli­
chen" Bombenmodellen befassen. Oder 
Kenntnis davon genommen, daß sich der Bag­
ge-Schüler Winterberg das 

Bombe gibt, ist unter vielen Kritikern des 
Atomprogramms inzwischen kein Streitpunkt 
mehr. (Nicht nur) Wackersdorf war ein deut­
liches Zeichen, und der Verzicht auf die große 
Wiederaufarbeitungsanlage in der Oberpfalz 
besagt in dieser Hinsicht nichts, da die Am­
bitionen im Rahmen der deutsch-französi­
schen Nuklearachse weiterverfolgt werden. 
Aber diese Direktheit, Schamlosigkeit, Selbst­
verständlichkeit, mit der alte Nazis weiter­
rechnen in Megatoten ... - nein! 

Ob die eifrig angestellten Konstruktionen und 
Berechnungen, von denen wir einstweilen nur 
gedruckte Auszüge kennen, den Ansprüchen 
der berüchtigten deutschen Gründlichkeit ge­
nügen, ob das Teufelszeug, einmal gebaut, 
auch funktionieren würde, kann ich nicht be­
urteilen. Aufschneiderei und Etikettenschwin­
del, um sich interessant zu machen, sind mög­
lich. Beruhigen kann das nicht, denn auch ein 
Edward Teller machte genau diesen unseriö­
sen Eindruck, bis sein Team die erste Wasser­
stoffbombe zündete. Beruhigen kann diese H y­
pothese auch unter einem anderen Aspekt 
nicht: Wären es Schwindler, die sich Diebner 
und Bagge holten, so müßte man schliessen, 
die nukleare Begehrlichkeit diverser - nein: 
aller bisherigen - Bundesregierungen war so 
stark, daß man sich sogar mit halbseidenen 
Leuten einließ. Daß gerade solche Leute zur 
Kooperation mit einer Militärdiktatur nach 
Brasilien geschickt werden, ist ziemlich kon­
sequent. Daß sie schließlich mit den EAP­
Rechtsextremisten zusammenarbeiten 
auch logisch. Die Geschichte ist grausam 
rund. 

nun, Herr Jansen? Der zuständige Kieler 
Minister, seinerzeit Mitdemonstrant auf aben­
teuerlichen nächtlichen Märschen gegen den 
Bau des AKW Brokdorf in der Wilster 
Marsch, hat einige Untersuchungen über die 
Sicherheit schleswig-holsteinischer Atom­
kraftwerke in Auftrag gegeben. Er pocht auf 
die peinliche Einhaltung der Vorschriften. Zu 
Geesthacht hat sich die SPD-Regierung noch 
nicht geäußert. Umweltpolitisch fande sie 
hier ein Betätigungsfeld, denn die Anlage ist 
alt und Forschungsreaktoren, die tendenziell· 
militärische Modelle sind, sind selten auf be­
sondere Sicherheit ausgelegt. Das ist auch das 
Anliegen der vorliegenden Arbeit. Aber noch 
weit, weit vor diesem Anliegen kommt die For­
derung, dieses trübe Revival, diese Neuaufla­
ge oder Fortsetzung eines nationalsozialisti­
schen Programms zu beenden. Man komme 
nicht mit einer Reform der GKSS nach Vor-

• bild der Werbekampagne "neue NUKEM". 
1 Auf dem Boden dieses Alten kann und soll 

nichts Neues entstehen. Neue Arbeitsplätze 

~ 
kann es nur an anderer Stelle und nur für die­
jenigen Be. schäftigten geben, die sich endlich 
lossagen und zur Aufklärung der Interna die­
ses Zentrums bereit sind. 

Detlef zum Winkel, Journalist; Mitautor des Buches: Reaktoren und 
Raketen, herausgegeben von Udo Scheib, Köln 1987; schreibt u.a. in 
"konkret" und "Arlbeiterkampf". 



1955 -1989: 

Atomforschung in Geesthacht 
Von der Grauzone zur Grünzone? 

Das Atomforschungszentrum in Geesthacht (heute: GKSS-Forschungszentrum 
Geesthacht), ist neben dem Kernforschungszentrum in Karlsruhe und der Kern­
forschungsanlage in Jülich eines von drei Zentren, die über Grundlagen- und 
augewandte Forschung hinaus auch mit dem Ziel aufgebaut worden sind, die 
atomtechnologische Entwicklung industriell voranzutreiben. 

• Im Unterschied zu den Zentren in Karlsruhe und Jülich, die mit der Entwick­
lung von Brüter- und Wiederaufarbeitungstechnologie im Falle Karlsruhes bzw. 
der HTR-Technologie in Jülich entscheidende Impulse für das BRD-Atompro­
gramm setzen konnten, hat das Geesthachter Zentrum allerdings nichts ver­
gieichbares vorzuweisen. Das Großprojekt der GKSS, die Entwicklung von Ker­
nenergieantrieben für die zivile Handelsschiffahrt war von vorneherein zum 
Scheitern angelegt. In Wirklichkeit standen auch hinter diesem Projekt der 
NS-Otto-Hahn militärische Motive.Es ging um die Aneignung des Know-Hows 
zum Bau militärisch rellevanter Antriebe für Kriegsschiffe, insbesondere U-Boo­
te. 
Das Dilemma Geesthachts: Mit dem Engagement in der zivil-militärischen Grau­
zone blieb es auch immer die Graue Maus unter den Atomzentren der BRD. Mit 
dem Auslaufen des Projekts Kernenergieschiffsantriebe in den 70em wurde eine 
Neuorientierung von Nöten. Neben der Atomforschung entwickelte Geesthacht 
jetzt auch nicht-atomare Forschungsbereiche in der Unterwassertechnik und der 
Umwelttechnik. Ein Bruch mit der Tradition im atomaren Bereich wurde aller­
dings vermieden. Der !Bestand der militärisch relevanten atomaren Infrastruk­
tur wurde gesichert und wird heute modernisiert. 
Von der Atomforschung in der Grauzone zur Atomforschung in der Grünzone? 

L-----------------~--------------------~--------~--------~ 
1955- 1958: 
Gründung mit Empfehlung 
des Heereswaffenamtes 

Die Initiative für den Aufbau des Zentrums in 
Geesthacht ging von zwei Wissenschaftlern 
aus, die bereits im faschistischen Atombom­
benprojekt führend mitgewirkt hatten. Mehr 
noch als andere Forscher hatten Kurt Diebner 
und Erich Bagge zentrale Funktionen in die­
sem Projekt inne. Sie waren damals nicht nur 
in der Forschung an der Bombe tätig. Sie hat­
ten das Bombenprojekt im Auftrag des Heeres­
waffenamtes auch planend vorbereitet und 
den Einsatz der Wissenschaftler koordiniert. 
Wohl auch aufgrund dieser zentralen Stellung 
konnte Geesthacht von ihnen zu einem Sam­
melbecken für Altnazis gemacht werden (sie­
he dazu in dieser Broschüre den Artikel: Ge-
esthacht - Das braune Atomzentrum). 

Zu dieser Kontinuität wurde sich in Geest­
hacht bekannt. Diebner empfahl sich für die 
Gründung des Atomforschungszentrums aus­
drücklich mit Bezugnahme auf seine Funk­
tion im Faschismus. In seinem Brief vom 4. 

Mai 1955 an den Präsidenten der Schiffbau-
technischen Gesellschaft Hamburg, in dem er 
auch um die Unterstützung aus der Industrie 
warb, schrieb er unverblümt: "Diese Anre­
gung (zur Gründung des Forschungszentrums; 
d. Verf) zu geben, fühle ich mich berechtigt, 
weil ich als Beauftragter des Heereswaffenam­
tes und des Reichsforschungsrates während 
der Kriegszeit mit der Bearbeitung aller Fra­
gen zur Atomenergienutzung befaßt war und 
auch eine eigene Reaktorstation zu leiten hat­
te." (1) 
Die Mitwirkung am Bombenprojekt des Fa­
schismus war also bereits 1955, gerade 10 Jah­
re nach Kriegsende und Befreiung vom Fa­
schismus, kein Verbrechen mehr; es war nicht 
einmal mehr ein Stigma, das man/frau ver­
schämt zu verbergen versucht war, sondern 
galt offenbar bereits wieder als Qualifikations­
merkmal. 

Diebners Brief und die positive Antwort des 
Industriellen können als das Startzeichen für 
den Gründungsprozeß des Geesthachter Zen­
trums betrachtet werden. Im Juni, einen Mo­
nat später, nahmen Bagge und Diebner Vi~r­
bindung "mit einer Reihe von weiteren Persön-

liehkeilen" auf. (2) Das Ziel war die Einrich­
tung einer Studiengesellschaft. Abermals ei­
nen Monat später war dieses Ziel erreicht. 
Die "Studiengesellschaft für Kernenergie­
verwertung in Schiffahrt und Industrie e.V. 
Hamburg" (später umbenannt in: Studienge­
sellschaft für Kernenergieverwertung in 
Schiffbau und Schiffahrt) konnte gegründet 
werden. Damit war der erste Schritt im Grün­
dungsprozeß des Atomforschungszentrums er­
folgreich vollzogen. Als Gründer traten auf: 
* Prof. Dr. Erich Bagge, Universität Harn­
burg; 
* Dr. Kurt Diebner, Durag-Apparatebau 
GmbH, Hamburg; 
*Generaldirektor Geyer, ESSO AG Hamburg; 
* Prof. Dr. K. Illies, Technische Hochschule 
Hannover; 
*Prof. Dr. Harteck, Rensselear Polytechn. In­
stitute Troy USA; 
* Dr. R. Seifert, Röntgenwerke Seifert Harn­
burg; 
* Dr. Hoffmann, Hamburg; 
* Direktor Schliephake, Werft "Weser" AG, 
Bremen; 
* Prof. Schnadel, Vors. d. Schiffbautechni­
schen Gesellschaft, Hamburg; 
* Dr.Scholz, Deutsche Werft, Hamburg; 
* Firma Blohm & Voss, Hamburg. (2) 

Für den nächsten Schritt, die Gründung einer 
Betriebsgesellschaft, die den Aufbau des Zen­
trums selbst betreiben konnte, reichte die 
Rückendeckung durch die örtlich ansässige In­
dustrie allein nicht mehr aus. Dazu bedurfte 
es der politischen Absicherung auf Länder­
und Bundesebene. Entscheidend waren letzt­
lich die Verbindungen zur Bundesregierung, 
in das neu gegründete Atomministerium. 
Hier gab es einen direkten persönlichen Kon­
takt von Erich Bagge zum damaligen Atom­
minister und späteren Verteidigungsminister 
F.J. Strauß, aber auch zu dessen Nachfolger 
im Atomministerium Balke. (3) Wie Bagge 
später hervorhob, stand Strauß dem norddeut­
schen Vorhaben "von Anfang an sehr wohl­
wollend gegenüber." (1) Ein sozusagen auch in­
stitutionell abgesicherter Stützpunkt auf der 
Bonner Ebene wurde die Mitgliedschaft Erich 
Bagges in der Deutschen Atomkommission, 
dem am 26. Januar 1956 eingerichteten Bera­
tungsgremium des Atomministeriums. 

Weitere Unterstützung erfuhren die Pläne zur 
Gründung eines Atomforschungszentrums in 
Geesthacht aus dem Bundesverkehrsministeri­
um, Abt. Seeschiffahrt, durch deren Leiter 
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Dr. Kar! Schubert. Schubert wurde später so­
wohl Mitglied des Aufsichtsrates der Betriebs­
gesellschaft des Atomforschungszentrums, 
als auch Präsident des Vorstandes der Studi­
engesellschaft. Auch Schubert zählte neben 
Bagge und Diebner zu der Garde der Altnazis 
bei der GKSS. Im Faschismus war er Regie­
rungsrat im Reichswirtschaftsministerium, 
Parteimitglied und seine braune Gesinnung 
hatte Tradition. Von 1923 bis 1930/31 war er 
Angehöriger der berüchtigten Freikorpsbriga­
de Ehrhardt. (4) Neben Bagge hatte auch er 
einen Sitz in der Deutschen Atomkommis­
sion. Er vertrat die GKSS in der Fachkom­
mission II für Forschungs- und Nachwuchsfra­
gen. (5) 
Am 18. April 1956 wurde mit der Gründung 
der Betriebsgesellschaft des Atomzentrums, 
der "Gesellschaft für Kernenergieverwer­
tung in Schiffbau und Schiffahrt GmbH 
(GKSS)", der entscheidende Schritt vollzo­
gen. Die Studiengesellschaft übernahm für 
die Zukunft verstärkt die Rolle eines Förder­
vereins. Als Gesellschafter der GKSS behielt 
sie jedoch einen "maßgeblichen Einfluß auf 
die Arbeitsrichtung und die Verwendung der 
Mittel". (6) Auch die Koordinierung mit dem 
Bund und den vier norddeutschen Küstenlän­
dern lief weiter über die Studiengesellschaft. 
Über sie flossen auch die öffentlichen Mittel. 
Gesellschafter der GKSS wurden neben der 
Studiengesellschaft auch 40 Privatunterneh­
men mit direkten Anteilen am Gesellschafts­
kapital. Der Aufsichtsrat der Betriebsgesell­
schaft setzte sich infolgedessen einerseits min­
destens zur Hälfte aus Delegierten der Studi­
engesellschaft, einschließlich Vertretern der 
öffentlichen Hand, andererseits aus Gesell­
schaftern aus Wirtschaftskreisen zusammen. 
Der Vorsitzende des Aufsichtsrates mußte der 
Studiengesellschaft angehören und hatte bei . 
Stimmengleichheit die ausschlaggebende 
Stimme. (6) 

Mit dem Ankauf eines Geländes bei Geest­
hacht, auf dem ehemals die Rüstungsfabrik . 
Dynamit Nobel stand, trat die Planung in die 
Realisierungsphase ein. Der Bau der Geest':. 
hachter Reaktorstation konnte beginnen!. Als 
erstes Projekt widmete sich die GKSS der Be­
schaffung eines Forschungsreaktors. Von 
April 1956 bis März 1959 wurden dafür ins­
gesamt 12,73 Mio. DM aufgewendet. Träger 
waren die Industrie mit 2,4 Mio., der Bund 
mit 5,ll5 Mio. und die Küstenländer mit zu­
sammen ebenfalls 5,115 Mio. DM. (5) 
In engem Zusammenhang mit der Grüridung 
des Atomforschungszentrums in Geesthacht · 
steht der Aufbau des Instituts für Reine und 
Angewandte Kernphysik in Kiel, der wie der 
Aufbau des Atomforschungszentrums eben­
falls unter der Leitung Erich Bagges erfolgte. 
Die Errichtung des Instituts wurde bereits we­
nige Tage nach der Gründung der GKSS-Be­
triebsgesellschaft am 18. April 1956 zwiSchen 
dem schleswig-holsteinischen Kultusminister 
und Strauß-Intimus Edo Osterloh und Erich 
Bagge geplant. Bagge schrieb später dazu: 
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Prof. Dr. 

Erleb Rudolf Bagge 

1912: Geburt am 30. ~ai in Neustadt bei Coburg/Oberfranken. 

1935: Diplom nach Stu~ium in Berlin und an der Technischen Hochschule 
München. Schw~rpunkt: Kosmische Ultrastrahlung. Über das Studi­
um der Wirkung !kosmischer. Strahlurig auf Atomkerne kommt er zur 
Atomphysik. · 

1937: Assistent am Inst/tut für Theoretische Physik in Leipzig (Notgemein-
schaft der deutsc)len Wissenschaft). · 

! 

1938: Bei Werner Heisehberg (der 1932 für seine Analyse des Baus der Atom­
kerne den Nobel~reis für Physik erhielt) Promotion an der Universität 
Leipzig mit einer iArbeit zur Theorie der Kernkräfte ("Berechnung der 

I 
Abhängigkeit deri Bindungsenergie schwerer Atomkerne vom Neutro-
nenüberschuß" -1 Beiträge zur Theorie der schweren Atomkerne). Die­
ser Dissertation folgen einige Abhandlungen über Kernzertrümme­
rung durch kosm)sche Ultrastrahlung. 

1939: Im September Be}ufung ins Heereswaffenamt, das zum Reichskriegs­
ministerium gehö~ und der Beschaffung und Konzeption kriegswich­
tiger Waffen dientj. Bagge nimmt dort in der Gruppe Diebner als kern­
physikalischer Fa~hmann an den Untersuchungen zur militärischen 
Nutzbarmachung !der Kernenergie teil. 

' I 

1941: Dozententätigkeit Jund Habilitation in Leipzig. 

1941 " 1943: WissenschaftlicheJAssistent am Kaiser-Wilhelm- bzw. Max-Planck-ln­
stitut für Physik i~ Berlin und Göttingen. Mitarbeiter von Reisenberg 
und Otto Hahn (~er 1944 infolge seiner 1938 mit Friedrich Wilhelm 
Straßmann gemachten Entdeckung der Urankernspaltung unter Neu­
tronenbeschuß dep Nobelpreis für Chemie bekommen wird). Bagge 
entwickelt ein Verfahren zur Separation des in Natururan nur zu 07 
% enthaltenen sp~ltbaren Uranisotops 235 vom Uranisotop 238: dle 
Isotopenschleuse~ 

1944: Flucht aus der voniBombenangriffen bedrohten Reichshauptstadt. Neu­
aufbau der lsotop~nschleuse in Butzbach "mit Hilfe von Sklavenarbeit 
russischer Kriegsg'f:fangener" (Mark Walker: Uranium Machines, Nuc­
lear Explosives, a*d National Socialism. The German Quest for Nuc­
lear Power, 1939 + 1949, Diss., Princeton 1987, S.204). Anfang Juni 
Zusammenbruch 1er Isotopentrennanlage nach nur zwei Stunden Be­
triebsdauer. Daratjfhin Konstruktion einer größeren Isotopenschleuse 
in einem Heching~r Weinkeller, die bereits im August nach rund 120 

I 
Stunden ununterbmchenen Betriebes circa 2,5 g angereichertes Uran-
hexafluorid abwirft. 



1945: Am 22. April Festnahme durch alliierte Truppen und fast ein Jahr lang 
Internierung zunächst in Frankreich und Belgien, dann in England ge­
meinsam mit zwölf anderen namhaften Atomforschern - u.a. Hahn, 
Heisenberg, von Weizsäcker und Diebner. 

1946: Unter Reisenberg in Göttingen Assistent an dem mittlerweile in 
Max-Planck-Institut für Physik umgetauften ehemaligen Kaiser- Wil­
helm-lnstitut (KWI). 

1948: Berufung an die Universität Harnburg als Außerordentlicher Professor 
für Physik und als Abteilungsleiter an das Physikalische Staatsinstitut 
derselben Stadt. . 

1955: Mitbegründung und Mitherausgabe der senosen Fachzeitschrift 
"Atomkernenergie". Am 29. Juli Gründung der Studiengesellschaft 
zur Förderung der Kernenergieverwertung in Schiffbau und Schiff­
fahrt e.V. Als Physikalisch-wissenschaftlicher Leiter wird Bagge Mit­
glied des Geschäftsführenden Vorstandes. 

1956: Am 18. April Gründung der Gesellschaft für Kernenergieverwer­
tung in Schiffbau und Schiffahrt (GKSS) in Geesthacht bei Harn­
burg. Bagge sitzt dem Wissenschaftlich-Technischen Rat als Geschäfts­
führer vor. 
Im Mai auf Einladung der Sowjetischen Akademie der Wissenschaf­
ten Reise nach Moskau, um mit anderen Spezialisten der westlichen 
Welt den Stand der sowjetischen Atomforschung zu inspizieren. 
Im Juli wird Bagge von Atomruinster Dr. F.J. Strauß in die neugegrün­
dete Deutsche Atomkommission berufen. Er wird Mitglied in der ein­
flußreichen Fachkommission III für "technisch-wirtschaftliche Fragen 
bei Reaktoren. 

1957: Am 1. April zum Direktor des Instituts für Reine und Augewandte 
Kernphysik in Kiel gekürt. 

1966 - 1972: Unter Leitung Bagges wird die zum Institut für Reine und Angewandte 
Kernphysik in Kiel gehörende Außenstelle Stohl zu einem eigenstän­
digen Institut ausgebaut und 1972 als Institut für Naturwissenschaft­
lich-Technische Trendanalysen (INT) von der Fraunhofergesell­
schaft übernommen. Das Institut forscht im Auftrag des Verteidigungs­
ministeriums an der Entwicklung von strategischen Waffen, Atomwaf­
fen, Trägersystemen und Strahlenwaffen. 

1982: Bagge veröffentlicht in der Februar-Ausgabe des naturwissenschaftli~ 
chen Publikationsorgans der rechtsextremen Europäischen Arbeiter­
partei (EAP) "Fusion" einen Artikel "Kommt die kommerzielle Atom­
schiffahrt?". Darin kolportiert er unverbesserlich noch 4 Jahre nach 
dem endgültigen Scheitern der NS-Otto-Hahn die angebliche Überle­
genheit "deutscher Technik". 

1985: Auch nach der Aufdeckung seiner Kontakte zur EAP durch WDR und 
Spiegel veröffentlicht Bagge weiter in der "Fusion". Im September 
nimmt er an einem mehrtägigen Seminar der rechtsextremen Fu­
sion-Energy-Foundation in den USA teil.-

1989: Obwohl emeritiert hält Bagge weiterhin Vorlesungen zur Atomphysik 
an der Universität Kiel. 

Harry 

"Die Geschichte begann zunächst recht ge­
heimnisvoll." Zur erstef!, "unter vier Augen 
stattfindeden Unterredung" traf man sich in ei­
nem "Düsseldorfer Kaffeehaus': "Noch bei 
diesem Gespräch entstanden die ersten Pläne 
für das neue Institut, die in wesentlichen Zü­
gen auch bestehen blieben und realisiert wur­
den. " (7) Ein in diesem Gespräch ausgehan­
deltes Essential war, "daß die Verbindung der 
neuen Kieler Physikergruppe zur Kernenergie­
gesellschaft (GKSS) der Hansestadt erhalten 
bleibt." Im Ergebnis hieß das: eine "Gruppe 
von theoretischen Physikern" konnte auch 
"nach dem Umzug nach Kiel ihre Arbeit ohne 
Unterbrechung fortsetzen. Gleichzeitig blieb 
die Verbindung mit der gerade entstehenden 
Forschungsreaktorstation Geesthacht voll be­
stehen." Das sicherte einerseits "eine Beteili­
gung beim Planen und Projektieren der Geest­
hachter Einrichtungen" und andererseits war 
es so, daß "die dort gesammtelten Erfahrun­
gen gerade noch rechtzeitig vorlagen, um in 
Kiel verwertet werden zu können." (7) 

- - - ·---- -· 

Am 1. April 1957 wechselte Bagge von der 
Universität Harnburg nach Kiel. Bis zur Fer­
tigstellung des neuen Institutsgebäudes war 
die von ihm zusammengestellte Gruppe von 
Physikern im alten Seglerheim beim Weltwirt­
schaftsinstitut untergebracht. Die Grundstein­
legung für das neue Institutsgebäude auf dem 
Universitätsgelände in der Olshausenstraße in 
Kiel folgte am 8. Juli 1958. 
Die Einrichtung der Studiengesellschaft so­
wie die Gründung der Betriebsgesellschaft 
für das Zentrum auf der einen Seite und der 
Aufbau des Instituts in Kiel andererseits hat­
ten das organisatorisch-institutionelle Gerüst 
geschaffen, das eine forcierte Wiederaufnah­
me der Atomforschung auch in Norddeutsch­
land ermöglichte. Geesthacht ist zwar eine 
"graue Maus" unter den Atomzentren der 
BRD geblieben. Ehemals war es aber ebenso 
ambitioniert angelegt wie Karlsruhe oder Jü­
lich. Auch wenn diese hochgesteckten Ziele 
großenteils gescheitert sind, fragt sich doch, 
ob nicht gerade deshalb hier - weit weniger 
im Blickfeld der Öffentlichkeit stehend als 
Karlsruhe - kleine delikate Aufgaben in ei­
ner zivil-militärischen Grauzone viel besser 
erledigt werden konnten. Mit den Verbindun­
gen in die Industrie, in den Staat - mit per­
sönlichem Draht zu Strauß - und auch direkt 
in die Bundeswehr, wurde bis 1958 ein gera­
dezu ideales Geflecht für ein Atomzentrum in 
der zivil-militärischen Grauzone der Atomen­
ergienutzung aufgebaut. 

1958- 1969: 
In der Grauzone zwischen ziviler 
und militärischer Nutzung 
der Atomenergie 
Mit dem Kritischwerden des ersten For­
schungsreaktorsam 23. Oktober 1958 und der 
Fertigstellung der ersten Heißen Zellen, konn­
te in Geesthacht der Wiedereinstieg in die 
neue Ära des Atomzeitalters schon 3 Jahre vor 
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Karlsruhe und Jülich, wo die ersten Reaktoren 
erst 1961 und 1962 in Betrieb gingen, gefeiert 
werden. Der erste Forschungsreaktor Geest­
hacht FRG-1, ein sogenannter Schwimmbadre­
aktor mit einer Leistung von 5000 KW, wurde 
aus den USA bezogen. Bagge und Diebner hat­
ten dafür plädiert, daß man statt auf langwie­
rige Eigenentwicklung eines Reaktors zu set­
zen, möglichst schnell "den Anschluß an den 
Stand der Atomtechnik zu erreichen versucht, 
indem man fertige Reaktoren oder im Ausland 
ausgearbeitete Reaktorpläne · kauft." Ihre 
Hauptsorge war: "Keine Zeit zu verlieren." (8) 

Am 23. Oktober 1958 war es also soweit. Erst­
mals konnten alte Faschisten, denen es bis 
1945 glücklicherweise nicht mehr gelungen 
war einen Reaktor zur Produktion des Bom­
benstoffs Plutonium in Betrieb zu nehmen, 
die atomare Kettenreaktion in Gang· setzen. 
Schon der Aufbau der ersten Forschungsgerä­
te am Reaktor läßt den Verdacht aufkommen, 
daß tatsächlich auch die Ziele die gleichen "al­
ten" geblieben sein könnten. Als erstes wurde 
ein Neutronen-Chopper und ein Kristallspek­
trometer zur Messung von Neutronenwir­
kungsquerschnitten aufgebaut. (9) Mit diesen 
Geräten können genaue Untersuchungen an 
den Brennstäben zur Bestimmung des jeweils 
erbrüteten Plutonium-239-Gehaltes durchge­
führt werden. 

Über das eminente Interesse an Plutonium, 
das in Geesthacht insbesondere für die ersten 
10 Jahre gut nachweisbar ist, und für das es 
in der damaligen Zeit keine zivile Erklärung 
gibt, wurde in der Öffentlichkeit ebensowe­
nig bekannt, wie über den Geesthachter For­
scherdrang zur Enthüllung des Geheimnisses 
der Wasserstoffbombe. Beides wird in dieser 
Broschüre in anderen Artikel behandelt, so 
daß hier nicht nocheinmal darauf eingegan­
gen werden soll. (siehe: "Das Projekt der deut­
sehen Wasserstoffbombe. Vom Heereswaffen­
amt zur Geesthachter Linie." und "Bomben­
verdächtig: Plutoniumforschung in Geest­
hacht.") Das Image der GKSS wurde in den 
ersten lO Jahren von 1959 bis 1968 demgegen­
über von einem in solcher Hinsicht völlig 
"harmlos" erscheinenden Projekt, dem Bau 
des Atomschiffes "NS-Otto-Hahn" geprägt. 
Von 1959 bis 1962 wurden für dieses erste und 
letztlich auch einzige atomare Großprojekt 
der GKSS diverse Reaktoren als Projektie­
rungsaufträge ausgeschrieben. An der Schiffs­
reaktorentwicklung waren alle großen Atom­
firmen der BRD beteiligt. (10) Die GKSS ar­
beitete zusammen mit der Interatom an einem 
organisch moderierten und gekühlten Reaktor 
(OMR). Dieses Konzept- gefördert von der 
EURATOM - entwickelte sich zu einem ein­
zigen Debakel. Der Reaktor wurde niemals 
funktionstüchtig. Weitere Aufträge zur Projek­
tierung von Schiffsreaktoren gingen an die 
AEG, an Siemens und an die Deutsche Bab­
cock & Wilcox. Nach einer nochmaligen Aus­
schreibung 1962 fiel die Entscheidung schließ-
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Dr. Kurt Diebner 

1905: 

1925: 

1931: 

1934: 

~ 

1939: 

1941: 

Am 13. Mai Geburt in Obernesse bei Naumburg als Sohn eines Kon­
ditors. 

Physikstudium zuerst in Halle, dann in Innsbruck. 

Promotion mit einer Abhandlung "Über die Kolonnenionisation ein­
zelner Alphastrahlen". Danach mehrjährige Tätigkeit als wissenschaft­
licher Forschungsassistent am Physikalischen Institut der Universi­
tät Halle. Aufbau einer Hochspannungsanlage für Protonenbeschleu­
nigung; außerdem verschiedene experimentelle Arbeiten über Kern­
umwandlung. 

Eintritt in die Physikalisch-Technische Reichsanstalt Berlin. 
Bereits im Dezember Referent im Reichskriegsministerium bzw. im 
Oberkommando des Heeres. 

Vom Leiter der "Fachsparte Kernphysik" im Heereswaffenamt (HWA) 
des Reichskriegsministeriums, Erich Schumann, zum Kommissari­
schen Leiter des Kaiser-Wilhelm-Instituts für Physik (KWI) in Ber­
lin-Dahlem ernannt, koordiniert Diebner u.a. den Uranverein und ver­
gibt Forschungsaufträge. Sein Versuch, die über das gesamte Reichs­
gebiet verstreuten Atomexperten in der Hauptstadt zu konzentrieren, 
scheitert an der mangelnden Bereitschaft dieser Wissenschaftler, ihre 
angestammten Institute zu verlassen. 
Ganz am Anfang der Krieges nirru;nt Diebner eine etwa fünfköpfige Ar­
beitsgruppe junger Atomforscher mit frischerworbenem Doktorgrad 
beim HWA-Forschungslabor in Berlin-Gottow unter Vertrag. Als 
Chef dieser Gottower Reaktorstation, als "Oberregierungsrat" und 
"Sprengstoffphysiker", als Leiter des Kernforschungsreferats in Hit­
lers Heereswaffenamt - und damit als stellvertretender Leiter des deut­
sehen Atomvorhabens - bemüht sich Diebner mit jenem Feuereifer, 
der Brandstiftern eignet, um die von der politischen Führung zum jet­
zigen Zeitpunkt noch. für realisierbar gehaltenen Konzeption einer 
kriegsentscheideneu Kernwaffe. 

Diebner muß das Kaiser-Wilhelm-Institut verlassen, als der renom­
mierte Experimentalphysiker Werner Reisenberg (1943 Kriegsver­
dienstkreuz erster Klasse) zum neuen Direktor gekürt wird und zu sei­
nen im Berlin-Dahlem-Institut ansässigen ehemaligen Assistenten Karl 
Wirtz und Carl Friedrich von Weizsäcker stößt. 
Hintergrund: Berufliche Rivalität, gepaart mit nebulösen persönlichen 
Animositäten zwischen dem vermeintlich profanen Experimentalphy­
siker Diebner und den "sagenhaften Männern" (Speer) der von Rei­
senberg angeführten Theoretikerclique. 



1942: 

1943: 

1945: 

1946: 

1948: 

1955: 

1956: 

1964: 

Nach seinem Hinauswurf aus dem KWI nimmt Diebner mit seiner Ar­
beitsgruppe in Berlin-Gottow sogleich eigene Reaktorexperimente in 
Angriff. 

Anfang des Jahres setzt sich im Heereswaffenamt die Ansicht durch 
daß Nuklearwaffen keine kriegsentscheidende Bedeutung mehr haben: 
Eine Entwicklung bis zur Anwendungsreife noch während des 2. Welt­
krieges wird nicht mehr erwartet. 
Die Heereswaffenamts-Wissenschaftler um Kurt Diebner starten einen 
letzten Versuch, das Projekt zu retten. In einer umfassenden über 100 
Seiten starken Studie fordern sie eine weitere Unterstützung der Ar­
beiten mit allen nur möglichen Mitteln. Insbesondere wünschen sie 
die Forschung und Entwicklung jetzt vom Labormaßstab auf eine in: 
dustrielle Stufe zu heben. 
Am 26. Februar findet im Heereswaffenamt die entscheidende Konfe­
renz über die Zukunft des Atombombenprojekt statt. 
J?ie I~tervention scheitert. Dem Projekt wird die militärische Dring­
lichkeitsstufe entzogen. Es wird an die zivilen Stellen, an das 
Kaiser-Wilhelm-Institut zurückverwiesen. 
Die Reaktorstation des Heereswaffenamtes in Berlin-Gottow wird un­
ter der Leitung Diebners aufrechterhalten. 

Diebners Arbeitsgruppe in Berlin-Gottow konzipiert in einem Model­
lexperiment einen Reaktorprototyp, der einen Neutronenvermehrungs­
faktor deutlich über 1 erzielt. Damit wird die Machbarkeit einer Ket­
tenreaktion bewiesen. 
Diebner stellt im HWA-Forschungslabor eine Arbeitsgruppe zusam­
men, die erste Forschungen zum Bau einer Wasserstoffbombe auf­
nimmt. Ende 1943 werden erste Experimente zur Auslösung einer Kern­
fusion durchgeführt. Der Arbeitsgruppe gehören neben Diebner selbst 
die Wissenschaftler W. Trinks, W. Czulius, W. Herrmann, G. Hartwig 
und G. Sachsse an. 

Anfang Mai Festnahme durch die Alliierten Truppen in Bayern. 
Zusammen mit den anderen führenden deutschen Atomwissenschaft­
lern wird Diebner in England interniert. 

Im Januar, nach der Rückkehr aus der Internierung beginnt Diebner 
den Aufbau eines privaten Instituts für die Entwicklung von elektro­
nischen Meßgeräten. 

Gründung der DDRAG-Apparateban GmbH, Hamburg, deren Mit­
inhaber und Leiter er ist. 

Zusammen mit Bagge ergreift Diebner die Initiative zum Aufbau eines 
norddeutschen Kernforschungszentrums. 
Am 4. Mai schreibt er diesbezüglich einen Brief an den Präsidenten 
der Schiffbautechnischen Gesellschaft, Hamburg, in dem er sich als 
ehemaliger "Beauftragter des Heereswaffenamtes und des Reichsfor­
schungsrates" in Empfehlung bringt. 
Am 29. Juli entsteht die Studiengesellschaft zur Förderung der Kern­
energieverwertung in Schiffbau und Schiffahrt e.V. Diebner sitzt 
hier zunächst mit Bagge im Geschäftsführenden Vorstand und rückt spä­
ter in den erweiterten Vorstand. 
Ebenfalls zusammen mit Bagge wird er Mitbegründer und Mitheraus­
geber der Atomkernenergie. 

Am 18. April Gründung der Gesellschaft für Kernenergieverwer­
tung in Schiffbau und Schiffahrt (GKSS) in Geesthacht bei Harn­
burg, an deren Aufbau Diebner maßgeblich beteiligt ist. Dort fungiert 
er als stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender. 

Mitte Juli stirbt Dr. Kurt Diebner. 

lieh für den vom Konsortium Deutsche Bab­
cock & Wilcox I Interatom angebotenen Fort­
geschrittenen Druckwasserreaktor (FDR) 
aus. (11) Der Bauauftrag für das Schiff ging an 
die Howaldtswerke AG in Kiel. (12) Im Juni 
1964lief die "NS-Otto-Hahn" vom Stapel. Da­
mit konnte die eigentliche Bauphase, nämlich 
der Einbau des Reaktors beginnen. Die Inbe­
triebnahme erfolgte 4 Jahre später am 26. Au­
gust 1968 mit dem ersten Kritischwerden des 
FDR. (13) 

Dieses große, das Image der GKSS prägende 
Projekt, das der Öffentlichkeit als die Nutz­
barmachung der Atomenergie für die zivile 
Handelsschiffahrt verkauft wurde, verfolgte 
nur scheinbar rein zivile Ziele. Insgeheim war 
allen Beteiligten von Beginn an klar, daß der 
Bau von Atomschiffen für die Handelsschiff­
fahrt auf alle absehbare Zeit unwirtschaftlich 
bleiben würde. Auch hinter diesem Projekt 
standen vor allem militärische Motive. Es 
ging um die Aneignung des Know-Hows zum 
Bau atombetriebener Kriegsschiffe, insbeson­
dere U-Boote. (Siehe dazu in dieser Broschü­
re den Artikel: "Das Trojanische Seepferd­
chen: Der Atomfrachter Otto Hahn.") 

Zielstrebig wurde in den 60er Jahren die 
atomare Infrastruktur des Forschungs­
zentrums ausgebaut. Der Ausbau ßetraf dabei 
die zentralen Anlagenteile, die auch hinsicht­
lich der Plutoniumaktivitäten der GKSS von 
Bedeutung sind. 1963 wurde ein zweiter For­
schungsreaktor, der FRG-2, in Betrieb genom­
men. Dieser Reaktor hat eine Leistung von 15 
MW. Zusammen mit dem FRG-1 verfügte Ge­
esthacht so über eine Reaktorleistungskapazi­
tät von 20 MW und war damit auch für die 
60er Jahre das Atomforschungszentrum mit 
der größten Reaktorkapazität. Gleichzeitig 
war der FRG-2 für die BRD der Reaktor mit 
dem höchsten thermischen Neutronenfluß, 
ein Faktor, der für die Konversion von Uran-
238 in Plutonium-239 von entscheidender Be-
deutung ist. . 

1964 erfolgte in Geesthacht der Einstieg in die 
Brüterforschung; einem weiteren plutonium­
trächtigen Arbeitsgebiet. Mit der Anlage für 
Nullenergieexperimente (ANEX) hatte das 
Zentrum genau die Anlage anzubieten, die es 
für das Kernforschungszentrum Karlsruhe 
zwecks einer Zusammenarbeit auf diesem Ge­
biet interessant machte. Auf der ANEX konn­
te der Reaktorkern der dort in der Entwick­
lung befindlichen Kompakten Natriumgekühl­
ten Kernenergieanlage (KNK), dem Prototyp 
für den Schnellen Brüter von Kalkar, probe­
gefahren werden. Das erste kritische Experi­
ment begann im April 1964. Das Programm 
lief über ein Jabr bis zum März 1965. 

1965 begann der Ausbau der Heißen Zellen 
der 1967 nach zweijähriger Bauzeit abge: 
schlossen war. Durch diesen Erweiterungs­
bau sollten fortan auch ganze Brennelemente 
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unzertrennt untersucht werden können. Ne­
ben der Untersuchung von Brennelementen er­
mÖglichte dieses Labor auch die chemische 
Abtrennung von Isotopen, was auch eine Ge­
winnung von Plutonium denkbar macht. 

Konnten in den 60er Jahren die Herzstücke 
der atomaren Infrastruktur noch ausgebaut 
werden, wurden für die GKSS auf der Ebene 
von Großprojekten der Atomenergie-Entwick­
lung bereits Grenzen sichtbar. 1966, als das En­
de des Großprojektes Atomschiff absehbar 
war, versuchte die GKSS nocheinmal mit dem 
Projekt "Kernkraftwerk Schleswig-Holstein 
(KWSH)" ein entwicklungsfähiges und atom­
technologisch Zukunftsträchtigeres Anschluß­
projekt zu initiieren. Geplant war ein Hoch­
temperaturreaktor mit Gasturbine, der auf 
dem Gelände der GKSS stehen sollte. Die Ar­
beiten dazu wurden noch in der Projektie­
rungsphase Anfang 1970 eingestellt. Mit der 
Annullierung des Vertrages zwischen der Ker­
nenergiegesellschaft Schleswig-Holstein 
(KSH) und der Gutehoffnungshütte Sterkrade 
AG (GHH) wurden die hochgesteckten Ziele 
der GKSS auf diesem Gebiet zerschlagen. 
Die Arbeiten beschränkten sich in der Hoch­
temperaturreaktor-Entwicklung fortan auf Be­
strahlungen von Brennelementen und Materi­
aluntersuchungen, sowie auf reaktorphysikali­
sche Auslegungsarbeiten. (14) Heute steht auf 
dem für den Hochtemperaturreaktor vorgese­
henen Gelände das AKW Krümme!. 

1969- 1979: 
Zwischen Neuorientierung 
und Bestandssicherung 

Die Jahre 1969 bis 1979 wurden für das Atom­
zentrum Geesthacht Jahre der Umorientie­
rung. Der Bau des Atomschiffes war 1968 ab­
geschlossen worden. 1979 sollte auch seine Be­
triebsphase enden. Die Stillegung der "NS-Ot­
to-Hahn" war also absehbar. Eine Klärung 
der Zukunft stand an. Der mit dem Bau des 
KWSH anvisierte Einstieg in die HTR-Tech­
nologie hätte die GKSS in Konkurrenz zur 
KFA Jülich gebracht, die bereits seit den 50er 
Jahren an HTR-Konzepten arbeitete. (15) Der 
Einstieg der GKSS in diesen Bereich zer­
schlug sich wohl auch im Hinblick darauf. 

Forciert wurde der Prozeß der Umorientie­
rung von den Gesellschaftern der öffentlichen 
Hand. Eine von dieser Seite eingesetzte Gut­
achterkommission empfahl bereits 1969 eine 
schrittweise Umorientierung der GKSS. Die 
Arbeiten zu Atomschiffsantrieben sollten vor­
erst noch fortgeführt werden. Daneben sbll­
ten aber auch neue Aufgabengebiete ent­
wickelt werden; im atomaren, wie auch im 
nichtatomaren Bereich. Als Forschungsberei­
che wurden z.B. schon damals "Reaktorsi­
cherheits"-Forschung, Meerestechnik und 
Meerwasserentsalzung genannt. Als 1970 mit 
dem Abschluß eines zweiten Konsortialvertra-
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ges die Beteiligung des Bundes an den Inve­
stitionskosten der GKSS auf90 %erhöht wur­
de - die· restlichen 10 % übernahmen die 4 
norddeutschen Küstenländer - stieg damit na­
türlich auch der Einfluß des Staates. Die 
GKSS wurde im Zusammenhang mit dieser 
Erhöhung des Bundeszuschusses entspre­
chend den Empfehlungen der Gutachterkom­
mission stärker in die Forschungsprogramme 
des Bundes eingebunden. 

In einigen Anlagenbereichen lief die Nutzung 
erst jetzt richtig an. Gerade der Betrieb der 
Heißen Zellen erreichte erst in den 70er Jah­
ren sein volles Ausmaß, was seinen Nieder­
schlag unter anderem in einer zunehmenden 
Tritiumbelastung der Eibe fand. (18) Brisanz 
hatte diese verstärkte Nutzung' aber auch in­
sofern, als daß Heiße Zellen zentrale Anlagen­
teile für eine von militärischen Ambitionen ge­
leitete Nutzung der Atomenergie sind. 1986 er-

Das erste Forschungsgerät der GKSS: Ein Kristallspektrometer zur Messung von Neutronenwirkungsquerschnitten 

1972 kam es zur organisatorischen Neugliede­
rung der GKSS in 3 Institute (Anlagentech­
nik, Werkstofftechnologie, Physik) und 2 Zen­
tralabteilungen (Forschungsreaktoren und 
Technikum). (16) Den vorläufigen Abschluß 
fand die Entwicklung aber erst Ende der 70er 
Jahre. 1977 beschloß eine Klausurtagung der 
GKSS zur weiteren Arbeit im Bereich Atom­
schiffe das endgültige Auslaufen des Projek­
tes Kernenergieschiffsentwicklung. Damit 
war der Weg frei für eine Neuordnung des ge­
samten Forschungs- und Entwicklungspro­
gramms. Für die Zukunft sollte dieses Pro­
gramm in zwei übergreifende Gebiete geglie­
dert werden: 
* Nutzung der Atomenergie: hier insbesonde­
re Reaktorsicherheitsforschung, und 
* Nutzung des Meeres und der Küsten: hier 
Umweltforschung, U nterwassertechnik/Off­
shore-Strukturen, Wasserentsalzung/Marine 
Ressourcen. (17) 
Die Umbenennung der Betriebsgesellschaft 
des Forschungszentrums 1979 in "GKSS-For­
schungszentrum Geesthacht GmbH" war 
nur noch ein Nachvollzug dieser Entwicklung 
im Namen. 

Betont werden muß: Diese teilweise Umorien­
tierung hatte keine Einschränkung der Akti­
vitäten des Zentrums auf atomarem Gebiet zu­
folge. Die atomaren Kapazitäten des Zen­
trums blieben auch in den 70er Jahren vollstän­
dig erhalten, die Anlagen wurden laufend mo­
dernisiert und auch weiterhin voll ausgenutzt. 

klärte z.B. der ehemalige Forschungsminister 
Hauff: "~r die Bombe will, der kann die be­
stehenden Anlagen, die es in der Bundesrepu­
blik gibt, nutzen, und ist in der Lage, in einem 
relativ überschaubaren Zeitraum eine solche 
Atombombe zu bauen. Ich habe das untersu­
chen lassen in der Zeit, als ich Bundesminister 
für Forschung und Technologie war. Ich bin si­
cher, daß sich seither die Infrastruktur nicht 
verschlechtert hat. Sie hat sich eher verbes­
sert. Man benötigt dazu im Grunde genom­
men Know-How und eine bestimmte Form von 
"Heißen Zellen" und dann ist man in der La­
ge, das Problem zu lösen." (19) 

Gerade die Nutzung der Heißen Zellen in 
Geesthacht kann Befürchungen in diesem Sin­
ne aufkommen lassen, denn es gab vom Atom­
forschungszentrum ausgerechnet eine enge 
Beziehung zu dem Institut, das in den 70er Jah­
ren im Auftrag des Bundesverteidigungsmini­
steriums Atomwaffenforschungen durchführ­
te, dem Institut für Naturwissenschaftlich­
technische Trendanalysen (INT) in Stohl bei 
Kiel (heute: Euskirchen). Die Schlüsselfigur 
in dieser Beziehung war wieder Erich Bagge. 
Unter ihm erfolgte als Vorsitzender des Wis­
senschaftlichen Rates in Geesthacht der Aus­
bau der Zentralabteilung Heißes Labor. In sei­
ner Position als Leiter des Kieler Instituts für 
Reine und Augewandte Kernphysik leitete er 
praktisch zeitgleich dazu den Aufbau des be­
sagten Instituts in Stohl ein. 



Das Institut für Naturwissenschaftliche Tren­
danalysen war ursprünglich eine Außenstelle 
des Bagge-Instituts in Kiel. Ab Mitte der 60er 
Jahre wurde diese Außenstelle auf Initiative 
und mi~ "mit den Mitteln des Bundesministe­
riums der Verteidigung" ausgebaut. Laut Bag­
ge bestand dabei "von vorneherein der Plan, 
dieses Teilinstitut mit der angegebenen Aufga­
benstellung bis zu einer Größe von etwa 50 
Mitarbeitern aufzufüllen und dann im Jahre 
I972 zu verselbständigen. " Damit· wurde an­
geblich "ein neuer Impuls in die ursprüngli­
che Arbeitsrichtung des. Instituts "(gemeint ist 
das Institut für Reine und Angewandte Kern­
physik; d. Verf.) gegeben, was angesichtsder 
Atomwaffenforschungen des INT eine erhel­
lende Auskunft über die "Arbeitsrichtung" 
des Bagge-Instituts in den 50er Jahren gibt. 
(20) 

Aber auch ansonsten entwickelte das Atomfor­
schungszentrum in Geesthacht gerade in den 
70er Jahren eine weitgespannte Zusammenar­
beit mit Allem, was auf dem atomaren Gebiet 
einen Namen hat, bzw. sich über Skandale in 
den letzten Jahren einen Namen gemacht hat. 
So gibt es Verbindungen zur "Neue Techno­
lagien GmbH (NTG), Gelnhausen", die sich 
in der Proliferation von Tritiumtechnologien 
nach Pakistan und Indien einen Namen ge­
macht hat. Kooperationen gibt es ebenso mit 
den bundesdeutschen Kernforschungszentren 
in Karlsruhe und Jülich, wie auch mit dem Eid­
genössischen Institut für Reaktorforschung, 
Würenlingen, wo nach den Recherchen des 
Schweizer Historikers Peter Hug mit Arbeiten 
zur Herstellung und Handhabung von Pluton­
ium die entscheidenden technischen Voraus­
setzungen für eine Atomwaffenforschung der 
Schweiz geschaffen wurden. (21) Aber auch 
die Bundeswehr nutzt das Atomforschungs­
zentrum in Geesthacht. So führte die Wehr­
wissenschaftliche Dienststelle der Bundes­
wehr für ABC-Schutz in Munster über meh­
rere Jahre Bestrahlungsprogramme in den For­
schungsreaktoren durch. (22) International 
wurde ausgerechnet mit Brasilien eine Zusam­
menarbeit aufgebaut. Die Kooperation fand di­
rekt im Rahmen des militärischen "Parallel­
programms" statt, das dem Bau einer brasilia­
nischen Atombombe dient. (siehe dazu in die­
ser Broschüre den Artikel: Brasilien - Die 
Atommacht aus Geesthacht?) 

Insgesamt läßt sich für die Zeit von 1969 bis 
1979 sagen, daß die in diesen Jahren vollzo­
gene Neuorientierung der GKSS keinen 
Bruch mit den Aktivitäten auf atomaren Ge­
biet darstellte. Die unter der damals neu in 
Bonn regierenden Sozialliberalen Koalition 
eingeleitete Neuorientierung war - wenn 
überhaupt- ein sehr vorsichtiger Umbau bei 
gleichzeitiger Bestandssicherung. Gerade in 
dem Bereich der atomaren Infrastruktur, der 
bezüglich einer militärischen Nutzung der 
Atomenergie brisant ist, wurde in den 70er 
Jahren die Nutzung sogar noch intensiviert. 

Die 80er Jahre 
Atomare Modernisierung 
und Imagepflege 
mit Umweltforschung 

Die atomare Kapazität des Forschungs­
zentrums wurde auch in den 80er Jahren bis 
heute voll aufrechterhalten. 1979/80 wurde 
für die Forschungsreaktoren eine Reduktion 
des Anreicherungsgrades der Brennelemente 
entschieden. Bis dahin liefen die Reaktoren 
mit über 90 % angereicherten Uran und damit 
praktosch mit reinem Atomwaffenmaterial, 
solchem aus dem die Bombe von Hiroshima 
gefertigt war. Die Realisierung dieser Ent­
scheidung ließ allerdings auf sich warten. 
Durch immer neue Untersuchungen über zu 
erwartende Vor- bzw. Nachteile der unter­
schiedlichsten Konzepte reduzierter Anreiche­
rung wurde die Umsetzung der Entscheidung 
bis 1988 hinausgezögert. 

Parallel dazu wurde eine Modernisierung der 
Forschungsreaktoren betrieben. Bereits im 
Juni 1984 hatte die GKSS mit dem Consorti­
um Interatom GmbH,Riso,National Labarato­
ry einen Vertrag zur Errichtung und Inbetrieb­
nahme einer Kalten Neutronenquelle am FRG-
1 abgeschlossen. Diese neue Anlage wurde 
im Frühjahr 1988 nach dreiwöchigen Dauer­
probelauf in Betrieb genommen. (23) 

Diese aktuellen Maßnahmen zeigen, daß auch 
in Zukunft in Geesthacht Atomforschung be­
trieben werden soll. Das gilt neben den For­
schungsreaktoren auch für die Heißen Zellen. 
An eine Stillegung der Reaktoren und der an­
deren atomaren Anlagen, sowie eine konse­
quente Konversion des Forschungszentrums 
auf Umweltforschung, dem Bereich, der dem 
Forschungszentrum ansonsten in jüngster 
Zeit verstärkt als willkommenes Aushänge­
schild dient, wird in Geesthacht nicht gedacht. · 

Die schleswig-holsteinische CDU forderte im 
September letzten Jahres auch die Kieler Lan­
desregierung auf, eine "unb~grenzte und un­
eingeschränkte Bestandsgarantie" für die An­
lagen der GKSS zu geben. In einem Schreiben 

an den Ministerpräsidenten Björn Engholm 
verlangte der CDU-Abgeordnete Michael von 
Schmude zudem eine verbindliche Erklä­
rung, daß die Regierung "auch nicht durch 
Auflagen oder J.Vrgaben die Arbeit" gefährde. 
(24). 
Demgegenüber ist festzuhalten, daß ein Aus­
stieg aus der Atomenergie in Schleswig-Hol­
stein auch eine Stillegung der Atomanlagen 
im Forschungszentrum der GKSS in Geest­
hacht mit einzuschließen hat. Es ist klar: das 
radioaktive Gefährdungspotential der An­
lagen in Geesthacht ist grundsätzlich nicht ver­
gleichbar mit dem eines herkömmlichen 
AKW, wie z.B. des benachbarten AKW Krüm­
met. Das im schlimmsten anzunehmenden 
Fall eines Super-GAU freizusetzende radioak­
tive Potential ist in Krümme! natürlich un­
gleich größer als in den Geesthachter For­
schungsreaktoren. Das Gefährdungspotential 
der Geesthachter Anlagen liegt hier auf einer 
anderen Ebene. So ist zum Beispiel die Frei­
setzung von Tritium in Geesthacht unver­
gleichlich größer als in Krümme!. Die For­
schungsreaktoren in Geesthacht sind die älte­
sten Atomreaktoren in der BRD. Die zentrale 
Brisanz der Geesthachter Anlagen liegt aber 
auch und gerade in ihrer unmittelbaren mili­
tärischen Nutzbarkeit. Das Atomforschungs­
zentrum Geesthacht ist mit seiner Infrastruk­
tur auch heute noch eine atomare Zeitbombe, 
die jederzeit gezündet werden kann. Es wird 
Zeit, daß sie entschärft wird. 

Reinhard 
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Geesthacht ...... 

Das braune Atomzentrum 

In der Gründerzeit fungierte die GKSS als ein 
Sammelbecken für Altnazis. So manche Kar­
riere konnte hier nach härteren Zeiten fortge­
setzt werden. Es ist nicht schwer zu rekon­
struieren, wie die ansehnliche Zahl von Alt­
nazis in den Geesthachter Abteilungen und 
Gremien zustande kam. Kurt Diebner, neben 
Erich Bagge Hauptprotagonist des Geesthach­
ter Forschungszentrums, hatte als Referent im 
Heereswaffenamt beim Nazi-Atomprogramm 
an entscheidender Stelle gesessen und verfüg­
te so über exzellente Verbindungen in diese 
Kreise. 

Im Aufsichtsrat der GKSS fanden sich mit Dr. 
RolfFlemes und Dr. Karl Schubert zwei Ver­
treter mit brauner Vergangenheit. Flemes ge­
hörte seit 1933 dem "Stahlhelm" an und seit 
1937 der NSDAP. Seit Januar 1939 war er 
Blockleiter der Ortsgruppe Claudius der 
NSDAP in Hamburg. 1941 wurde er Regie­
rungsrat. 
Schubert, der vor 1945 Regierungsrat im na­
zistischen Reichswirtschaftsministerium war, 
gehörte von 1923 bis 1931 der Freikorpsbri­
gade Ehrhard an, die am Kapp-Putsch teilge­
nommen hatte. Seit 1937 war er Mitglied, spä­
ter Rottenführer der NSDAP. (1) Schubert saß 
nach 1945 nicht nur im Aufsichtsrat der GKSS 
sonder war auch Präsident der "Studiengesell­
schaft zur Kernenergieverwertung in Schiff­
bau und Schiffahrt", mit der die Gründung der 
GKSS betrieben wurde und die später die 
Funktion einer Fördergesellschaft für das 
Atomforschungszentrum übernahm. 

Im wissenschaftlich-technischen Beirat der 
GKSS saßen mit Prof. Dr. Karl Bammert 
und rof. Dr. Johannes Hausen zwei weitere 
aktive Nazis. NSDAP-Mitglied Bammert war 
von 1940 bis 1945 Mitarbeiter und stellvertre­
tender Abteilungsleiter der kriegsrelevanten 
Forschungsanstalt für Luftfahrt in Braun­
schweig. 

Hansen kann auf eine Bilderbuch-Nazikarrie­
re zurückblicken: Seit 1932 NSDAP-Mit­
glied, leitete er 1934-35 die Ortsgruppe 
Groß-Flottbek-Altona und ab 1938 die Orts­
gruppe Blücher in Kiel. Ab 1936 war er im 
Kriegsmarinearsenal Kiel tätig. 1939 wurde 
er zum Marinebaurat und 1940 zum ordentli­
chen Professor ernannt. (1) 

Zwei weitere Altnazis finden sich mit Fritz 
Rudorf und Prof. Dr. Georg Erler in den 
Fachausschüssen der Kernenergie-Studienge­
sellschaft (KEST). 
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Rudorf, vor 1945 als leitender Mitarbeiter der 
Luftkontor GmbH und Direktor der Bank der 
Deutschen Luftfahrt AG für die Finanzierung 
der Luftwaffenrüstung zuständig, kümmerte 
sich nun als Leiter des Fachausschusses VI 
um die Untersuchung der Wirtschaftlichkeit 
von Kernenergie-Schiffsantrieben. 

Erler war von 1923 bis 1934 Angehöriger der 
Schwarzen Reichswehr, Mitglied der Deutsch­
Nationale.n Volkspartei und ab 1. Mai 1933 
der NSDAP. Er war Gaufachredner im NS­
Rechtswahrerbund Münster und Lektor für 
rechtswissenschaftliches Schrifttum bei der 
Reichsleitung der NSDAP. In der Kernener­
gie-Studiengesellschaft leitete er den Fachaus­
schuß VII für Atomrecht. 

he von Einrichtungen, wie das "Schiller-Insti­
tut" und das "Fusions-Energie-Forum 
(FEF) ': Daneben gibt sie verschiedene Zeit­
schriften heraus, wie z.B. die Wissenschafts­
zeitschrift ,;Fusion". Die EAP gehört zu einer 
Gruppe von Parteien und Organisationen in ei­
ner ganzen Reihe von Ländern, deren Ober­
haupt der US-Amerikaner Lyndon LaRouche 
ist, der mit seinen Organisationen und Kam­
pagnen in den USA schon für einiges Aufse­
hen gesorgt hat. Die Vorsitzende der EAP ist 
LaRouches Ehefrau Helga Zepp-LaRouche. 

Die Ideologie der EAP und der anderen La­
Rouche-Organisationen ist ein Mischmasch 
aus abstrusen Verschwörungstheorien, Antic 
kommunismus, Militarismus, Technologie-

Mitgliederversammlung der Kernenergiestudiengesellschaft (KEST) 1962. Es spricht Altnazi Karl Schuber!, 
links neben ihm Bagge, ganz rechts Diebner. 

Im Herausgeberkreis der "Atomkernener­
gie", der von Erich Bagge mitgegründeten 
Fachzeitschrift für Atomforschung,die in der 
Anfangszeit auch als offizielles Publikations­
organ der Studiengesellschaft für Kernener­
gieverwertung in Schiffbau und Schiffahrt 
diente, fand sich neben Erich Bagge, Kurt 
Diebner und Karl Bammert (s.o.) auch noch 
Prof. Dr. Wilhelm Fucks, Mitglied der SA, 
Personal- und Pressereferent im NS-Studen­
tenbund und ab 1937 Mitglied der NSDAP. 
1941 wurde er dann Direktor des Physikali­
schen Instituts in Aachen, wo er auch nach 
1945 lehrte. (1) 

So viel brauner Mist und keine frischen Trie­
be? 1983 wurden Bagges Kontakte zur rechts­
extremen Polit-Sekte EAP bekannt. Die "Eu­
ropäische Arbeiterpartei·: die neuerdings un­
ter dem Namen "Patrioten filr Deutschland" 
auftritt, gehört zu den obskursten Erscheinun­
gen der Neuen Rechten. Sie betreibt eine Rei-

wahnund Nationalismus. In den USA kommt 
Antisemitismus hinzu. Einen Schwerpunkt ih­
rer Agitation legt die EAP auf die Propagie­
rung von Atom- und Fusionsenergie als Zu­
kunftsperspektive, sowie die forderung nach 
Entwicklung von Strahlenwaffen, wie sie das 
US-amerikanische SDI-Programm vorsieht. 
Der Propagierung dieser blindwütigen Port­
schrittsgläubigkeit dient die "Fusion". (2) 

Von der NSDAP zur EAP 

In der "Fusion" finden sich neben seriösen 
wissenschaftlichen Beiträgen, Pseudowissen­
schaft sowie Hetze gegen Atomkraftgegner 
und Grüne im Stile des "Stürmer" der 
NSDAP. Kostprobe: ,)Jils ist schwarz und 
sitzt auf einem Baum? Ein Grüner nach einem 
Waldbrand." (3) 



Zu den Autoren dieser Zeitschrift gehört auch 
der Gründer der GKSS Prof. Dr. Erich Bagge. 
Im November 1983 sendete der WDR eine 
Hörfunksendung über das "Fusions-Ener­
gie-Forum (FEF)", in der auch Erich Bagges 
Beteiligung an der "Fusion" thematisiert wur­
de. In einem SPIEGEL-Artikel vom Mai 1984 
zum Thema EAP wurde die Frage aufgewor­
fen, ob Bagge "arglos vor den Karren" der La­
Rauche-Truppe gespannt worden sei. Das be­
antwortet sich mittlerweile von selbst, denn 
Bagge hat auch nach den Enthüllungen von 
WDR und SPIEGEL über seine Veröffentli­
chungen in der Wissenschaftszeitschrift der 
EAP, konsequent weiter in der "Fusion" ver­
öffentlicht. ( 4) Im September 1985 nahm er so­
gar an einem mehrtägigen Seminar der 
US-amerikanischen Fusion-Energy-Founda­
tion, abgekürzt FEF, wie ihr bundesdeutscher 
Ableger, in Leesburg, Virginia teil. (5) 

Auch wenn die SPIEGEL-Frage, ob Bagge 
"arglos vor den "Karren" gespannt worden 
sei, nur rhetorisch gemeint ist, drückt sich der 
SPIEGEL um eine Antwort herum. Die zitier­
ten Äußerungen Bagges sprechen dagegen ei­
ne klare Sprache. Bagge distanziert sich in kei­
ner Silbe von den "Fusion"-Herausgebern. 
Er gibt zwar vor, sich um deren Politik nicht 
zu kümmern, rühmt aber "Fusion"-Herausge­
ber Tennenbaum als .. sehr gescheiten Mann", 
der nicht wolle, "daß wir Deutschen bei (ier 
Kernfusion beiseitestehen" und das fande er 
auch. (6) 

Der Kontakt zu Bagge könnte über den Hagge­
Schüler und ehemaligen GKSS-Mitarbeiter 
Prof. Dr. Friedwardt Wmterberg herge­
stellt worden sein, der inzwischen am Desert 
Research Institute in Reno, Nevada tätig ist. 
Winterberg veröffentlicht als Spezialist in 
Wasserstoffbombentechnik schon seit länge­
rem in LaRouche-Publikationen. Sein Buch 
über die physikalischen Prinzipien der Wasser­
stoffbombe gab er im LaRouche-Verlag her­
aus. (7) Die Kontakte zwischen Bagge und 
Winterberg, die bereits bis in die 50er Jahre 
zurückreicheli., bestanden auch zur Zeit die­
ser Veröffentlichungen fort. Winterberg 
taucht auch noch in den 80er Jahren, zeit­
gleich mit Bagges Fusions-Veröffentlichun­
gen, neben Bagge im Herausgeberkreis der 
von diesem mitgegründeten Fachzeitschrift 
"Atomkemenergie" auf. 

Über den Herausgeberkreis dieser Zeitschrift 
läßt sich das Netz der Atomforscher, die im 
Umfeld des Forschungszentrums Geesthacht 
Kontakte zur EAP pflegen, weiterknüpfen. 
Als Mitherausgeber der "Atomkemenergie" 
erscheint neben Bagge und Winterberg ein 

. weiterer Wasserstoftbomben-Spezialist mit 
Kontakten zur EAP der deutsche Prof. Dr. 
Walter Seifritz. Er ist Direktor des Eidgenös­
sischen Instituts für Reaktorphysik in Würen­
lingen, wo seit Jahrzehnten eifrig an der Ab­
trennung von Plutonium für eine Schweizer 
Atombombe gearbeitet wird. (8) 

Seifritz gehört laut Lorscheid "zur Stammtrup­
pe der Wissenschaftler rund um das Fusions­
Energie-Forum': (9) In seinem Buch über nuk­
leare Sprengkörper verweist er gleich mehr­
fach auf weiterführende Literatur in der "Fu­
sion" und auf befreundete Atomforscher wie 
Friedwardt Winterberg. Seifritz konnte bei sei­
ner als "bahnbrechend" bezeichneten Arbeit 
auch auf Schriften des Instituts für Naturwis­
senschaftlich-Technische Trendanalysen INT 
zurückgreifen. (10) 

EAP-Zeitschrift "Fusion": Technologiewahn 
und Nazi-Humor 

Ebenfalls ans Tageslicht gefördert wurde in 
diesem Zusammenhang, daß es selbst beim 
bundesdeutschem Atomwaffen-Institut INT 
Verbindungen zum "Fusions-Energie-Forum 
(FEF)" gab. Wie der Institutsleiter Dr. Klaus 
Gründwald zugeben mußte, hatte das FEF 
"Anfang 1983 nach einem oder zwei Gesprä­
chen in den vergangenen Jahren mit zwei Mit­
arbeitern des !NT erneut versucht; Kontakt 
zum !NT aufzunehmen." Darüber hinaus habe 
es sogar eine, wenn auch nicht vom INT in­
itiierte, "Diskussion über technologische 
Grundlagen und die Realisierungschancen 
raumgestützter Raketenabwehrsysteme" gege­
ben. (ll) 

Direkte Kontakte zu dem bundesdeutschen 
Atomwaffen-Institut bestanden, wie die Ent­
hüllungen des WDR-Joumalisten Mathias 
Schulenburg ergaben, auch von Seiten Winter­
bergs. Vom INT wurden auch diese Kontakte 
in ihren anschließenden Dementis nicht be­
stritten. Bestritten wurde lediglich, daß Win­
terberg, wie von Schulenburg behauptet, "Be­
rater des !NT" sei, und daß er Zugang zu ge-

heimen Unterlagen über Atomwaffen gehabt 
hätte. Der Institutsleiterleiter Dr. Klaus Grü­
newald wiegelte ab: "Soweit das !NT über ver­
traulich zu behandelnde Unterlagen über Nu­
klearwaffen verfügt, werden diese den gelten­
den Vorschriften entsprechend behandelt." 
(ll) Damit bestätigte er indirekt die Recher­
chen Schulenburgs, der behauptet hatte: 
"l#mn das !NT sein Geld wert ist, müßte es 
eine Art Giftschrank haben, in dem verwahrt 
wird, was man in der Bundesrepublik über 
nukleare Waffen weiß" (11) 

Das Netz von Beziehungen und Querverbin­
dungen setzt sich in den USA, wo der LaRou­
che-Clan seinen Hauptsitz hat, fort. Hier 
scheint es seitens der dortigen FEF gute Be­
ziehungen nicht nur zu Atomwaffenfor­
schem, sondern auch direkt in Militärkreise 
hinein zu geben. So kündigten FEF-Mitarbei­
ter die inzwischen berühmte Rede des ehema­
ligen US-Präsidenten Reagan vom 23. März 
1983, mit der das SDI-Programm eingeleitet 
wurde, schon Wochen vorher im INT bei den 
besagten Gesprächen an. (ll) 

Der US-amerikanische Publizist Dennis King 
bezeichnete die LaRouche-Truppe als die ein­
zige extremistische Sekte, die wüßte, wie eine 
Wasserstoftbombe herzustellen sei. Mit die­
sem wahrhaft illustren Freundeskreis im Um­
feld des Geesthachter Forschungszentrums 
und um das bundesdeutsche Atomwaffeninsti­
tut INT ist eine würdige Nachfolge für den Alt­
nazi-Klüngel der 50er und 60er Jahre gefun­
den worden. 

Axel 
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clear Devices, New York, Fusion-Energy-Foundation, 1981 
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Die Deutschen Patrioten des Lyndon LaRouche, Reinbeck 
1986, S. 128 f. 
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Die atomare Infrastruktur 

Die ForSchungsreaktoren 

Nachdem die USA auf der Genfer Atomkon­
ferenz im August 1955 ihre Bereitschaft er­
klärt hatten, hochkonzentrierte Kernbrenn­
stoffe an befreundete Nationen abzugeben, be­
gannen konkrete Planungen für den Bau einer 
Reaktorstation in Geesthacht. (1) 
Statt der Eigenentwicklung eines Forschungs­
reaktors war im Programm der Gesellschaft 
der Kauf eines Reaktors vorgesehen, der so­
fort die Möglichkeit bot, der Entwicklung von 
Reaktoren speziell für den Schiffsantrieb zu 
dienen. Damit sicherte man sich das Interesse 
des im Oktober 1955 gegründeten Atommini­
steriums, das sogar die Zusage gab, den ge­
wünschten Reaktor zu bezahlen. 

Der Reaktorbau 

Am 8. Dezember 1956 wurde bei der ameri­
kanischen Firma Babcock und Wilcox ein 
Swimmingpool-Reaktor (Tauchsiederreak­
tor) mit einer Leistung von 5 Megawatt (MW) 
bestellt. Bei der Entscheidung für diesen Re­
aktortyp spielte es eine Rolle, daß es für die­
sen eine Fülle von Anwendungsmöglichkei­
ten gibt und er gegenüber anderen Reaktorty­
pen den ,,Vorteil" der größeren Neutronenpro­
duktion hat. (1) Zeitgleich begannen die Pla­
nungen für den Bau der Reaktorstation, die 
schon Ende des Jahres 1956 abgeschlossen 
werden konnten. (2) 

Im Mai 1957 begannen die Ausschachtungs­
arbeiten auf dem Geesthachter Gelände. 
Nach fast 18monatiger Bauzeit konnte nach 
der Fertigstellung des Gebäudes der Swim­
mingpool-Reaktor im September 1958 einge­
baut werden. (3) 

Das Reaktorgebäude 
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. . 
Schon am 23.10.1958 wurde der Reaktor erst-
malig kritisch. An diesem kritischen Experi­
ment nahmen laut Aufgabenverteilungsplan 
die zu der Zeit wichtigsten Männer der GKSS 
teil. (4) Neben Bagge, Fischer, Salander und 
Bünemann war auch Friedwardt Winterberg 
dabei. Winterberg hatte sich damals schon auf 
dem Gebiet der Fusionsforschung hervorge­
tan. (Siehe hierzu den Artikel: Das Projekt 
der deutschen Wasserstoffbombe. Vom 
Heereswaffenamt zur Geesthachter Linie.) 

Am 28. 10. 1958 wurde die Reaktorstation of­
fiziell in Betrieb genommen. Zur Feierstunde 
erschienen hochkarätige Vertreter aus Politik 
und Wirtschaft. (3) 

Brennelemente und Konstruktion 
der Reaktorstation 

Die Brennelemente (MTR) dieses Reaktor­
typs enthalten als Kernbrennstoff Uran 235 in 

Form von Uranoxyd, das in dünrien Schichten 
zwischen Aluminiumplatten eingewalzt ist. 
Bis 1962 wurden 20 Prozent angereicherte 

· Brennelemente aus den USA bezogen. Bis zu 
30 solcher Elemente tauchen zusammenge­
faßt wie ein großer Tauchsieder in das mit 
hochgereinigtem, voll entsalztem Wasser ge­
füllte Becken und erwärmen es. Die Brennefe­
rnente bilden den Reaktorkern, der auf einer 
Gitterplatte steht. Die Gitterplatte ist an einer 
fahrbaren Brücke aufgehängt, wodurch der 
Reaktorkern mobil ist. (2) Durch diese Kon­
struktion hat man die Möglichkeit, jederzeit 
die kontrollierte Kettenreaktion zu unterbre­
chen und Messungen an den Brennelementen 
vorzunehmen. 
Das Reaktorbecken ist 27,2 m lang, 8 m breit 
und 9 m hoch. Es kann durch drei Alumini­
umtore in vier einzelne Becken aufgeteilt wer­
den. (2) Becken 4 wurde von Brich Bagge vor­
ausschauend so groß angelegt, daß dort 1963 
ein zweiter Reaktor in Betrieb genommen wer­
den konnte. (5) 

Betrieb und Erweiterung 
der Reaktorstation 

Es dauerte noch bis zum 21. 7. 1960 bis der 
Forschungsreaktor Geesthacht 1 (FRG-1) die 
maximal genehmigte Leistung von 5 MW er­
reichte. In der Zeit von der ersten Kritikalität 
(1958) an war der FRG-1 nur mit geringer Lei­
stung gefahren worden, um die von der Ge­
nehmigungsbehörde geforderte Erfassung 
von Meßwerten zu leisten. Der Betrieb wurde 
nur stufenweise freigegeben, da erst durch die 
Messungen die theoretisch vorausgesagten 
Strahlungsintensitäteil geprüft werden konn­
ten. 

Ab Sommer 1960 wurden Bestrahlungsversu-

Die Betonabschirmung der Reaktorbecken 



Die "Schwimmbadreaktoren" 

ehe durchgeführt. Unter anderem wurden 
auch Großversuche mit Gammastrahlen aus­
gebrannter Brennelemente vorgenommen, 
die für die Konservierung und Sterilisierung 
von Nahrungsmitteln und medizinischen Ge­
räten verwendet werden können. (5, 6) 

1961 wurde von Bagges Institut für Reine und 
Angewandte Kernphysik der Universität Kiel 
der erste schnelle Chopper (Fast-Chopper) in 
der BRD in Geesthacht aufgestellt. Mit die­
sem Meßgerät können Wirkungsquerschnitt­
messungen an Substanzen, z.B. Metallen, 
durchgeführt werden. So kann die Menge der 
verschiedenen im Brennstab enthaltenen Stof­
fe bestimmt werden. Unter anderem wurden 
Methoden zur Bestimmung der Plutonium-

. 239-Menge in Brennstäben entwickelt. Eben­
so wurden Versuchseinrichtungen für Umlauf­
bestrahlungen (loops) aufgebaut, mit deren 
Hilfe die Strahlungszersetzung verschiedener 
Flüssigkeiten untersucht werden kann. (5) 

Hochangereicherte 
Brennelemente 

Im Frühjahr 1962 werden im FRG-1 erstmalig 
Brennelemente mit über 90 Prozent angerei­
chertem Uran eingesetzt, die von der Firma 

.".,t;\ Schwerbeton 
- leieiltbeton 

Abb. 4: Reaktorbecken und Bestrahlungskanal. 
1 Becken I, 2 Becken II, 3 logerbecken, 4 Versuchsbecken, S Thermische 
Säule, 6 Strahlrohre, 7 Bunker; A, 8, C, 0 Reaktorbetriebsstellungen, 
E Bestrahlungsraum, F Vorbereitungsraum, G Probenlager, H Heißes Labo­
ratorium, I Beladeraum, K lagerraum; T1, T! Tore. 

NUKEM in Hanau hergestellt worden sind. 
(7) 1963 wird im Becken 4 des FRG ein zwei­
ter Reaktorkern auf einer eigenen Reaktor­
brücke installiert, der am 15. 3. 1963 erstmalig 
kritisch wurde. Auch in diesem Kern werden 
Brennelemente mit über 90 Prozent angerei­
chertem Uran, d.h. waffenfähigem Uran, ver­
wendet. (8) 

Da sich der FRG-1 und FRG-2 nur alternativ 
bei höheren Leistungen betreiben ließen, wur­
de beschlossen, die Kreisläufe zu trennen und 
für den FRG-2 einen Antrag auf Leistungser­
höhung auf 15 MW zu stellen. Die- Umbauar­
beiten dauern von Oktober 1966 bis Oktober 
1967. Mit Erreichen der Vollast von 15 MW 
ist der FRG-2 einige Monate später der zu der 
damaligen Zeit leistungsstärkste Materialtest­
reaktor in der BRD. (4) 

FRG-2: 
Antrag auf Leistungserhöhung 

1971 soll die Leistung des FRG-2 nach 
Wunsch der GKSS auf21 MW erhöht werden. 
Die Aufsichtsbehörden fordern eine Verbesse­
rung der Anlagen. Diese Arbeiten ziehen sich 
über Jahre hin, da die Sicherheitseinrichtun­
gen den Behörden nicht genügen. Bis heute 
hat nur ein zeitlich begrenzter Versuchsbe­
trieb mit 21 MW stattgefunden. Eine Lei­
stungserhöhung für den Normalbetrieb hat es 
bis heute nicht gegeben. (9, 10) 

Bestrahlungsexperimente 

Anfang der 70er Jahre arbeitet die GKSS un­
ter anderem mit der Kernforschungsanlage 
(KFA) Jülich und der NUKEM am Hochtem­
peratur-Reaktor-(HTR)-Programm. Man un­
tersucht das Bestrahlungsverhalten von Brenn­
stoffproben für Hochtemperatur-Reaktoren, 
arbeitet also mit an der Materialentwicklung 
für diesen Reaktortyp. Mit Ablauf des Jahres 
1973 werden Bestrahlungsversuche im HTR­
Programm nur noch als Auftragsarbeiten für 
die KFA Jülich oder im Rahmen der Hoch­
schulzusammenarbeit durchgeführt. 

Steigende Anforderungen nach Bestrahlun­
gen von Auftraggebern wie Hochschulen, der 
Industrie und der GKSS selber erfordern eine 
Aufstockung des Personals. Mitte der 70er 
Jahre sind die GKSS-Einrichtungen voll aus­
gelastet. (11) Die GKSS definiert zu dieser 
Zeit das Ziel der Bestrahlungsversuche so: 
"Materialien zu finden, deren Einsatz erhöhte 
Sicherheit, Verfügbarkeif und eine Kostensen­
kung erwarten lassen . . . Ebenfalls werden 
Nachuntersuchungen an Werkstoffen aus be­
reits in Betrieb befindlichen Reaktoren vorge­
nommen; hierzu gehört auch die Aufklärung 
von Brennelementschäden." (12) 
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Anreicherungsreduktion 

Seit 1962 wurden im FRG-1 und FRG-2 Brenn­
elemente mit 90 Prozent angereichertem Uran 
235 eingesetzt. Im November 1979 wurde das 
sogenannte AF-Programm (Anreicherungsre­
duzierung in Forschungsreaktoren) als inter­
nationales Verbundvorhaben von Industrie 
und Forschungseinrichtungen in Zusammen­
arbeit mit dem Bundesministerium für For­
schung und Technologie begonnen. Die Anrei­
cherung des Uran 235 in den Brennelementen 
sollte aufweniger als 20 Prozent reduziert wer­
den, da mit hochangereichertem Uran die 
Möglichkeit des Baus von Atombomben gege­
ben ist. 

Im Rahmen des AF-Programms übernahm 
die GKSS Untersuchungen und Erprobungen 
von Testelementen. Die Entwicklung der neu­
en Brennstoffe dauerte lange. Erst 1986, sage 
und schreibe 7 Jahre nach Anlaufen des Pro­
gramms, stellte die GKSS den Genehmigungs­
antrag zur Umstellung der eigenen Anlagen. 
Die GKSS war damit allerdings noch immer 
eines der ersten Forschungszentren, das die 
Genehmigung beantragte. Die Reduktion der 
Anreicherung bedingt, daß der Uran-238-An­
teil das 60fache, die Reaktorkerngröße jedoch 
nur noch die Hälfte betragen soll. Im Zuge der 
Umstellung wird dieBeladungder Brennele­
mente mit Uran 235 pro Brennelement von 
180 auf 323 Gramm gesteigert, wodurch es 
möglich ist, kompaktere Reaktorkerne aufzu­
bauen, die einen noch höheren Neutronenfluß 
in der Experimentierposition haben. (13) 

Störfälle im Reaktorbetrieb 

In der "Atomwirtschaft", Ausgabe Mai 1984 
rühmt man sich in einem Artikel anläßlich des 
25jährigen Betriebsjubiläums: "25 Jahre Be­
trieb ohne einen wirklich nennenswerten Stör­
fall ist ein hinreichender Grund, sich zu freu­
en." 1988 heißt es aber im August-Septem­
ber-Heft des gleichen Organs: "Sicherheitskri­
terien und Leitlinien wie bei KKW (Kernkraft­
werken, d.Veif.) sindfür Forschungsreaktoren 
nicht vorhanden. Es werden daher die Sicher­
heitskriterien für KKW und die Leitlinien für 
DWR (Druc,kwasserreaktoren, d. Veif.) als 
Meßlatte genommen. . . . Beispiele deutscher 
Forschungsreaktoren für die weitgehende An­
wendung der entsprechenden Regeln sind die 
Reaktoren FRG-1, FRG-2 ... ': Das heißt es 
gibt garkeine Richtlinien nach denen Störfälle 
in den Forschungsreaktoren beurteilt und be­
handelt werden. Daß sich hier "weitgehend" 
an die Kriterien und Leitlinien zur Störfallbe- · 
handJung in Leistungsreaktoren gehalten 
wird, ist eine klassische Gummiformulie­
rung. Schon die Störfall-Behandlung in Lei­
stungsreaktoren aber ist, wie spätestens seit Bi­
blis offenkundig, eine Katastrophe. 
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Störfälle hat es in den Anlagen in Geesthacht 
immer wieder gegeben. Ob sie nennenswert 
gewesen wären? Wer nichtmal Störfälle wie 
den in Biblis für nennenswert gehalten hat, 
wird das sicherlich anders beurteilen. Bis Mit­
te der 70er Jahre, vor Entstehen des Anti­
AKW-Protestes, wurde noch relativ offener ·. 
über Störfälle berichtet. Unter anderem über 
Brennelementschäden, U ndichtigkeiten, 
Motorausfall an der Primärpumpe des FRG-
2, Blockieren von fernbedienten Ventilen und 
vieles andere mehr. (14) 

Der FRG-1 hat in 30 Betriebsjahren 420 Mil­
lionen kWh an Wärmeenergie erzeugt. Es wur­
den 320 Brennelemente mit insgesamt 22 kg 
Uran 235 verbraucht. Der.FRG-2 mit seiner 
höheren Leisung erzeugte in 25 Jahren (16. 3. 
63 bis 16. 3. 88) 1,25 Milliarden kWh Energie. 
Dazu wurden 915 Brennelemente und 65 kg 
Uran eingesetzt. (15) 

Ausblick 

Auch nach mehr als 30 bzw. 25 Jahren Betrieb 
sollen die Geesthachter Forschungsreakto­
ren, wenn es nach der GKSS geht, nicht still­
gelegt werden. So glaubt man z.B. ausgerech­
net hinsichtlich des Schnellen Brüters noch ge­
nügend Aufgaben für Materialtests zu haben. 
Und als "weites Feld für die Nutzung von For­
schungsreaktoren" freut man sich auf die 
Werkstoffentwicklung für zukünftige Fusions­
anlagen. Die wesentlich höhere Neutronen­
flußdichte und die hohe Neutronenenergie in 
diesen Anlagen führt zwar zu einem Strahlen­
feld, das in herkömmlichen Forschungsreak­
toren (noch) nicht ausreichend genug nachge­
bildet werden kann, aber im Forschungsreak­
tor Jülich haben z.B. schon Bestrahlungsver­
suche stattgefunden. (16) 

Die Welt, 14.5.79 

Das Heiße Labor 

Eine Nachuntersuchung von bestrahlten Pro­
ben oder von Brennelementen aus Leistungs­
reaktoren findet im Heißen Labor statt. Dort 
gibt es 4 große Betonzellen, in denen die zu 
untersuchenden Materialien mittels fernge­
steuerter Geräte von einem Bedienungsraum 

aus untersucht und zerlegt werden können. 

In der Betonzelle I wird radioaktiver Abfall 
verpackt und einbetoniert. In der Betonzelle 
II mit einer Innengrundfläche von 6 m x 3 m 
können u.a. Abbrandmessungen an Brennstä­
ben sowie Anbohrtests durchgeführt werden. 
Die Betonzellen III und IV dienen der Zerle­
gung mit Sägen und Trennschneidern. 

Zum Komplex des Heißen Labors gehören 
auch 11 Bleizellen. Diese werden mit aktiven 
Proben von den Betonzellen aus über eine 
Rohrpostanlage beschickt. Es können dort 
mit unterschiedlichsten Meß- und Prüfgerä­
ten die Proben technologisch, metallografisch 
und chemisch untersucht werden. Zum Bei­
spiel dient eine fernbedienbare Zerreißma­
schine Zugversuchen mit verschiedenen Zer-



reißgeschwindigkeiten. Kerbschlagbiegepro­
ben aus bestrahlten Reaktor-Druckbehälter­
stählen können durch ein fernbedienbares Pen­
delschlagwerk geprüft werden. 

In den zu chemischen Untersuchungen dienen­
den Bleizellen können Uranoxyd-Brennstoffe 
und feste abbrennbare Gifte analysiert wer­
den. "Gifte" sind Stoffe im Brennstab, die 
Neutronen absorbieren und so zu einem gere­
gelten Ablauf der Kettenreaktion beitragen. 
Auch Plutonium wird auf chemischen Weg ab­
getrennt. Es ist davon auszugehen, daß in 
Geesthacht mit den Bleizellen nicht nur die 
Möglichkeit, sondern auch das Know-How be­
steht, Plutonium abzutrennen. (Siehe dazu 
den Artikel "Bombenverdächtig: Plutonium­
forschung in Geesthacht.") 

Bedienungsraum für die Heißen Zellen 

Die ANEX 

1962 beschloß die GKSS, eine Anlage für die 
Durchführung kritischer (Nulleistungs-) Ex­
perimente (ANEX) auf ihrem Gelände zu er­
richten. Kritische Experimente oder Anord~ 
nungen dienen der Ermittlung von nuklearen 
Eigenschaften des Reaktorkerns. Verschieden­
artige Brennelementtypen und -anordnungen 
können in einer solchen Anlage getestet wer­
den. 

Die Firma Interatom erhielt den Auftrag an 
der Planung der Gesamtanlage mitzuwirken. 
Im März 1964 wurde der Versuchsbetrieb auf­
genommen. Im Mai konnte die Anlage in Be­
trieb genommen werden. Sie besteht aus einer 
zylinderförmigen Experimentierhalle mit ei­
nem Durchmesser von 22 Metern. Die Expe­
rimentierhalle ist durch eine Schleuse verbun­
den mit dem Betriebsgebäude, in dem sich die 
Labor- und Versorgungsräume sowie der Leit­
stand und das Schaltpult zur Bedienung des Re­
aktors befinden. (17) 

Die ANEX war zunächst konzipiert für Ver­
suche mit festen Moderatoren. So wurde hier 
in der ersten Betriebsphase auch der Kern des 
im Kernforschungszentrum Karlsruhe ent­
wickelten' "kleinen" Schnellen Brüters -der 

Bedienungsraum 

Gang 

Werkslall 

Kompakten Natriumgekühlten Kernenergie­
anlage (KNK) - getestet. Damit gelang der 
GKSS die Teilnahme an der Forschung für die 
Brütertechnologie. 

Im November 1963 war beschlossen worden, 
in die "Otto Hahn" einen Reaktor vom Typ 
FDR (Fortschrittlicher Druckwasserreaktor) 
einzubauen. Dieser Reaktortyp war neu und 
noch nicht in einer Prototyp-Anlage erprobt 
worden. So nahm man in der ANEX den Ein­
bau einer Tankanlage für Experimente auch 
mit flüssigen Moderatoren vor, die ab Mitte 
des Jahres 1966 einsatzbereit war. Das Expe­
riment mit dem FDR begann im Oktober 
1967. Der Reaktor wurde erstmals am 8. No­
vember 1967 kritisch und Ende April konnte 
das Experiment abgeschlossen werden. (18) 

1972 waren auch die Nulleistungsexperimente 
mit dem zweiten Reaktorkern des FDR been­
det. Im Anschluß daran wurde die ANEX er­
neut umgerüstet, um Untersuchungen an neu­
en Brennelementen für die Forschungsreakto­
ren durchführen zu können. Diese waren En­
de 1974 beendet. Danach sollten in der ANEX 
vorläufig keine weiteren kritischen Experi­
mente mehr durchgeführt werden. (19) 

Weitere Anlagen 
und Einrichtungen 

Es würde den Rahmen dieser Broschüre spren­
gen, wollte mensch alle Einrichtungen .der 
GKSS thematisch auch nur streifen. Wir ha- . 

Dunkel-

Bild 34: Heiße Zellen - Grundriß 

ben uns auf die eindeutig atomaren Anlagen 
beschränkt, da es in dieser Broschüre nur um 
die Atomforschung in Geesthacht gehen soll. 

Die weiteren Forschungseinrichtungen, wie 
die GKSS-Unterwassersimulationsanlage 
(GUSI), die Institute für Anlagentechnik, Che­
mie, Physik, Werkstofftechnologie und das 
Elektroniklabor haben wir außer Acht gelas­
sen. Das gleiche gilt für die Arbeiten der 
GKSS auf dem Gebiet der Umwelt- und Kli­
maforschung, wie in der Klimatechnik. 
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Atomtransporte -

Die tödliche Fracht aus Geesthacht 

Durch die erfolgreichen Blockaden gegen die Transporte von MOX-Brenn1ele­
menten über Lübeck nach Schweden 1987/88 sind die Atomtransporte verstärkt 
in das Bewußtsein der Bevölkerung gerückt worden. Für den Lübecker Hafen 
konnte damals ein Transportstop durchgesetzt werden. Das hieß aber nicht, daß 
die Transporte an sich verhindert wurden. Sie werden seitdem über andere Hä­
fen abgewickelt. Neben Emden und Bremerhaven laufen Atomtransporte u.a. 
auch verstärkt über den Hamburger Hafen. Von den rund 400.000 Transporten 
atomaren Materials, die jedes Jahr über Schienen und Straßen der Bundesre­
publik rollen, berühren rund 2000 Hamburger Stadtgebiet. Auch die GKSS in 
Geesthacht hat hieran ihren Anteil. 

Transporte aus Geesthacht: 
Krebsgefahr und Proliferation 

Durch den Betrieb des Forschungszentrums 
fallen die verschiedensten atomaren Transpor­
te an. Das wohl größte Gefährdungspotential 
geht dabei vom Transport von Kernbrennstof­
fen aus. Solche Transporte ergeben sich für 
die GKSS zum einen aus dem Betrieb der dor­
tigen Forschungsreaktoren. Im Forschungsre­
aktor FRG-1 sind in den 30 Jahren seines Be­
triebes bis 1988 insgesamt 320 Brennelemen­
te mit 22 kg Uran-235 verbraucht worden. 
Der größere Forschungsreaktor FRG-2 setzte 
bis 1988 in 25 Betriebsjahren 915 Brennele-

Das Atomzentrum Mol 
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mente mit darin enthaltenen 65 kg Uran-235 
um. (1) 

Diese Brennelemente wurden in Hanau gefer­
tigt und von dort per LKW nach Geesthacht 
angeliefert. Nach dem Einsatz in den Reakto­
ren sind solche Brennelemente hochradioak­
tiv verstrahlt und stellen damit eine erhebli­
che gesundheitliche Gefahrdung insbesonde­
re für das Transportpersonal, aber auch für 
die an den Transportstrecken lebenden Men­
schen dar. In einem von der Gewerkschaft der 
Eisenbahner in Auftrag gegebenen Gefahrgut­
achten heißt es dazu: "Eine jährliche Ganz­
körperdosis von 150 Millirem kann ... bei ei­
ner Mitfahrt eines Rangierers auf einem Wag-

gon, dem Anbringen von Frachtzetteln und ei­
nem Aufenthalt in 10 Metern Abstand vom 
Transportgebinde erreicht werden. Bei drei 
Mitfahrten im Jahr wird damit bereits eine 
Ganzkörperdosis von 500 Millirem überschrit­
ten." Zum Vergleich: Die zulässige Jahresdo­
sis beträgt für den Normalbürger 30 Millirem 
(Ganzkörperdosis). D.h., daß das Transport­
personal einem erheblich größeren Krebsrisi­
ko ausgesetzt ist. 
Neben der gesundheitlichen Gefährdung er­
gibt sich aus diesen Transporten aber eine zu­
sätzliche, seit dem Hanauer Atomskandal 
nicht mehr zu vernachlässigende Problema­
tik: die Gefahr der Proliferation von Kernspalt­
stoffen für den Bau von Atomwaffen. Da die 
Forschungsreaktoren in Geesthacht bis 1988 
mit über 90 Prozent waffenfähig angereicher­
tem Uran arbeiteten, bestand diese Gefahr be­
reits beijedem Antransport frischer Brennele­
mente nach Geesthacht. Nach der jetzt end­
lich erfolgten, seit Jahrzehnten geplanten und 
immer wieder verzögerten Anreicherungsre­
duktion für die Brennelemente ist diese Ge­
fahr zwar für den Antransport frischer Brenn­
elemente gestoppt. Für den Abtransport be­
strahlter Brennelemente ist sie dafür umso grö­
ßer geworden. Eine Proliferationsgefahr ist 



für jeden Transport abgebrannter Brennele­
mente gegeben, da durch die Bestrahlung der 
Elemente in den Reaktoren das waffenfähige 
Plutoniumisotop-239 aufgebaut wird. Im Zu­
ge der Anreicherungsreduktion für die Geest­
hachter Forschungsreaktoren wurde jetzt der 
Uran-238-Anteil in den Brennelementen um 
das 60fache erhöht. Da sich das Pluto­
nium-239 im Reaktorbetrieb genau aus die­
sem Uran-238 bildet, hat sich auch der poten­
tielle Plutonium-239-Gehalt pro bestrahltes 
Brennelement um ein Vielfaches erhöht.·D.h. 
jeder Transport von abgebrannten Brennele­
menten ist für eine Abzweigung atomwaffen­
fähigen Materials um ein Vielfaches interes­
santer geworden. 
Die Brennelementtransporte zur Versorgung 
der Forschungsreaktoren sind aber nicht die 
einzigen Transporte von Kernbrennstoffen, 
die von und zum Forschungszentrum abge­
wickelt werden. Weitere Transporte von 
Brennelementen ergeben sich aus den ver­
schiedenen Forschungsaktivitäten der GKSS. 
So werden in den Heißen Zellen in Geesthacht 
immer wieder Brennelemente aus den kom­
merziellen bundesdeutschen AKWs zum Bei­
spiel auf Defekte untersucht, (wozu diese na-

Q türlieh nach Geesthacht transportiert werden 
müssen). 

Neben solchen hochradioaktiven Transporten 
fallen in entsprechend größeren Mengen 
Transporte von schwach- und mittelradioakti­
ven Abfällen an, die bei den Arbeiten in den 
atomaren Bereichen des Forschungszentrums 
entstehen. 

Mol-Transporte: 
Der Atomskandal läßt grüßen 
Die radioaktiven Abfälle der GKSS, die über 
entsprechende Betriebe der Atomindustrie 
"en~sorgt" wurden- und nicht etwa wie z.B. 
Tritium eine "Entsorgung" über die Eibe er­
fuhren- gingen in den 70er Jahren vornehm­
lich in das seit dem Hanauer Atomskandal ver­
rufene Atomzentrum im belgiseben Mol. In 
die dortige WAA der Eurochemie wanderte 
aber auch ein Teil der abgebrannten Brennele­
mente aus Geesthacht. 1973 gingen z.B. 4 
Transporte a 26 abgebrannte Brennelemente 
in die dortige WAA. (2) Auch das Brennele­
mentegerüst mit einem Teil der Brennstäbe 
aus dem 1. Kern der NS-Otto-Hahn wurden 
nach Mol verbracht. (3) 

Es ist kaum verwunderlich, allerdings er­
schreckend folgerichtig, daß mit dieser Mol­
Connection der GKSS auch eine Spur im Ha­
nauer Atomskandal nach Geesthacht führte. 
Das ist d~mals nur wenig bekannt geworden. 

Ende Dezember 1987 wurden 9 sogenannte 

I "Mol-Fässer" auch auf dem Gelände des For­
schungszentrums entdeckt. Sofort nach dem 
Bekanntwerden des Fundes schritt die GKSS 
scheinbar unbürokratisch selbst zur Tat und 
leitete sofort eigenständig eine Untersuchung 
der Fässer ein. So konnte bereits eine Woche 
später mitgeteilt werden, "daß es sich bei dem 

Das Atomzentrum Marcoule 

Inhalt um selbstproduzierten schwach radio­
aktiven Müll handelte. Plutonium sei in den 
beiden geöffneten Fässern nicht festgestellt 
worden." (4) Die GKSS hatte 1985 nach eige­
nen Angaben kontaminierten Experimentier­
Müll, veraschte Filter und verstrahlte Materia­
lien aus dem eigenen Reaktorbereich nach 
Mol fahren lassen. Dort seien die Gegenstän­
de aufgearbeitet, in Fässer gepreßt und noch 
im gleichen Jahr von der Transnuklear wieder 
nach Geesthacht transportiert worden. (4) 
Es bleibt die frage, ob diesen sofortigen un­
bürokratischen und selbsttätigen Untersu­
chungen der eigenen Müllfässer wirklich rein 
uneigennützige und nur der Aufklärung die­
nende Motive zugrunde lagen, oder ob hier 
nicht vielmehr möglichst frühzeitig einer un­
abhängigen Untersuchung von außen zuvorge­
kommen werden sollte. Um das zu beurteilen, 
müßte berücksichtigt werden, wer in diesem 
Atomskandal eigentlich diejenigen waren, die 
etwas zu verbergen hatten. Sehr schnell wur­
de damals mit den Fingern allein auf das Atom-

zentrum im belgiseben Mol und auf die Trans­
nuklear gezeigt. Die Kraftwerksbetreiber da­
gegen - und zu denen zählt in diesem Fall als 
BetreibeTin der Reaktorstation in Geesthacht 
auch die GKSS - hatten sich sehr schnell als 
die Geprellten darstellen können, die mit 
falsch deklarierten Müllfässern beliefert wor­
den waren. 
Gegen eine solche Opferthese spricht aber, 
daß gerade von den Betreibern enorme Sum­
men von Bestechungsgeldern sowohl an das 
Atomzentrum in Mol, als auch an die Trans-

nuklear bezahlt wurden. Diese Zahlungen er­
klären sich nur aus einem Eigeninteresse auf 
Setreiberseite und deuten an, daß es gerade 
hier etwas zu verbergen gab. Aufgeklärt wor­
den ist im Atomskandal in diesem Punkt letzt­
lich nichts. Das gilt auch für die schnelle, als 
völlig uneigennützig verkaufte Eigeninitiative 
der GKSS. Die könnte ebenso gut einem äu­
ßerst dezidierten Eigeninteresse entsprungen 
sein. 
Eines war zumindest erreicht: Als der Atom­
skandal im Januar 1988 mit dem Verdacht Wal­
ter Wallmanns auf Bruch des Atomwaffen­
sperrvertrages seinem eigentlichen Höhe­
punkt zustrebte, schien die GKSS bereits 
wieder reingewaschen. Dabei hätten auch ge­
rade in diesem Punkt für das Forschungs­
zentrum in Geesthacht, u.a. wegen ihrer 
Transportpraxis, peinliche Fragen aufkom­
men können. 

Marcoule-Transporte: 
Plutonium für die 
Force de frappe? 

Transporte zur Wiederaufarbeitung von 
Brennelementen aus den Forschungsreakto­
ren gab es in den 70er Jahren nicht nur zur Eu­
rochemic nach Mol, sondern auch in die von 
der französischen Atomenergiekommission 
CEA im Dienste der französischen Atomwaf­
fenproduktion betriebene Wiederaufarbei­
tungsanlage in Marcoule. Hier wird das Plu­
tonium für die Force de frappe abgetrennt. 
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1974 wurden aus Geesthacht z.B. 104 bestrahl­
te Brennelemente in 4 Transporten dorthin ge­
bracht. (5) Es ist nur naheliegend anzuneh­
men, daß auch das Plutonium dieser Geest­
hachter Brennelemente nach der Wiederaufar­
beitung direkt in die Atomsprengköpfe der 
Force de frappe wanderte. Ob das passierte, 
wird in erster Linie von der "Qualität" der 
Brennelemente abhängig gewesen sein, d.h. 
davon, wieviel optimales Waffenplutonium in 
ihnen enthalten war. Wenn "ziviler" Kern­
brennstoff in eine militärische Wiederaufar­
beitungsanlage geht, wird es der eher unwahr­
scheinliche Fall sein, daß hier abgetrennte waf­
fenfähige Stoffe in den "zivilen Brennstoff­
kreislauf" zurückgegeben werden. Die Gren­
ze zwischen ziviler und militärischer Nut­
zung der Atomenergie ist hier in jedem Fall de 
facto vollkommen verwischt. 
Schon Mol und Marcoule sind also recht ver­
wegene Orte für eine Wiederaufarbeitung von 
Brennelementen. Das heißt aber nicht, daß 
nicht noch eine Steigerung möglich wäre, wie 
sich in der Praxis der 80er Jahre andeutet. 

Transporte nach Karlstein: 
IAEO-Kontrolle zur Karikatur 
degradiert 

Abgebrannte Brennelemente aus Geesthacht 
wurdenjetzt auch nach Karistein in Bayern ge­
fahren. Hier sollte es eine Wiederaufarbei­
tung eigentlich überhaupt gar nicht geben. 
Was es hier aber gibt, ist ein Atomversuchs­
labor der Siemens AG, eine kleine "Giftkü­
che", ausgerüstet mit Heißen Zellen zur Ex­
traktion von Plutonium. (6) 

Mindestens ein solcher Transport bestrahlter 
Brennelemente von der GKSS nach Karistein 
ist nachweisbar. Wie eine kleine Anfrage an 
die schleswig-holsteinische Landesregierung 
vom 20.10.1987 ergab, wurde der Transport 
zwischen dem 15. 9. 1986 und dem 14. 9. 1987 
mit LKW durchgeführt. (7) Er war von der 
PTB (Physikalisch-Technische Bundesan­
stalt in Braunschweig) unter der Nummer 
3327, gültig bis zum 10. Januar 1988, als Trans­
port "bestrahlter Brennstabsegmente" geneh­
migt worden. 
Transport bestrahlter Brennstabsegmente 
heißt: die hier transportierten Brennelemente 
waren in Geesthacht bereits vorbehandelt wor­
den. Sie müssen in den dortigen Heißen Zel­
len untersucht und in Teile zerschnitten wor­
den sein. Auf diese Weise werden, wie der 
Physiker und Journalist Detlef zum Winkel. 
ausführt, Abzweigungen von spaltbaren Mate­
rial "enorm erleichtert". Nach einer solchen 
Behandlung werde es nahezu unmöglich sein, 
noch herauszufinden, welche Teile zu wel­
chen von der IAEO (der Internationalen Atom­
energiekontrollbehörde) registrierten Brenn­
elementen gehörten. "Die IAEO-Methode, 
das spaltbare Material der AKlß' zu versie­
geln", werde damit "zur Karikatur degra­
diert." (8) 
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In diesem Zusammenhang könnten auch die 
in Geesthacht entwickelten Verfahren von Be­
deutung sein, die Plutonium-Entstehung in 
Oberflächenschichten von Brennelementen 
zu untersuchen und derartig begehrte Partien 
von den Brennelementen abzutrennen. (9) Da­
mit ließe sich über ein Vorsortieren nach der 
Devise "die Guten ins Töpfchen, die Schlech­
ten ins Kröpfchen", ein weit höherer Pluton­
iumgehalt pro Brennelementsegment-Trans­
port zusammenstellen, als "der gleiche" 

Spendenaktion: 
Helft Necati Demirci! 

Necati Demirci, ein türkischer Leiharbei­
ter, wurde in den Anlagen von Siemens in 
Karistein und Hanau (früher ALKEM) plu­
tonium-verseucht, ist schwer an Krebs er­
krankt und arbeitslos. Um ihm und seiner 
Familie zu helfen, rufen wir zu einer Spen­
denaktion auf, mit der Necati Demirci 
nicht nur finanzielle Unterstützung, son­
dern vor allem auch rechtliche Schritte zur 
Anerkennung seiner Verstrahlung als Be­
rufskrankheit· ermöglicht werden soll. 
Schnelle Hilfe ist doppelte Hilfe, denn 
nach Auskunft seiner Ärzte ist die Lebens­
erwartung beschränkt. 

Wir bitten daher Solidarität zu zeigen und 
eine Spende auf das BBU-Sonderkonto 
"Helft Necati Demirci", Hanau 
Konto-Nr. U8 U6 
Kreissparkasse Hanau 
BLZ 506 501 22 
zu überweisen. Spenden sind steuerlich ab­
zugsfahig. 
Für das Unterstützer-Kuratorium hat sich 
spontan Prof. Dr. Robert Jungk bereit er­
klärt. 

Bundesverband Bürgerinitiativen Umwelt­
schutz (BBU) e.V. 
Initiativgruppe Umweltschutz Hanau 
(IUH) 
Bund Naturschutz, Kreisgruppe Aschaf­
fenburg 

Brennelementtransport in unzerschnittenen 
Zustand gehabt hätte. Der letztlich in jedem 
Brennelementsegment-Transport real gegebe­
ne Plutoniumgehalt dürfte sich so jeder Spalt­
stoffluß-Kontrolle der IAEO entziehen. Daß 
gerade solche Transporte von Brennelement­
segmenten nicht in eine offizielle Wiederauf­
arbeitungsanlage, sondern in eine "Giftkü­
che" wie Karistein im tiefsten Bayern gehen, 
macht die Sache nicht gerade unverfangli­
cher. Die Extraktion von Plutonium konnte 
hier in Karistein immerhin seit Jahren völlig 
unbemerkt von der Öffentlichkeit betrieben 
werden. 

Stärker in den Blick der Medien geriet die An­
lage erst im Juni 1989 über den Fall des tür­
kischen Leiharbeiters Necati Demirci, der in 

Karistein bei Reparatur- und Reinigungsarbei­
ten im Bereich der Heißen Zellen lebensge­
fahrlieh mit Plutonium verseucht wurde. Die 
Geschichte der Plutoniumverseuchung Demir­
cis zeigt in erschütternder Weise die mörde­
rische Skrupelosigkeit mit der in Karistein ver­
fahren wird. (10) Sie verweist aber auch über 
die Transporte z.B auf Geesthacht zurück. 
Die Stoffe, durch die Necati Demirci lebens­
gefahrlich verseucht wurde, sind u.a. auch 
von der GKSS nach Karistein transportiert 
worden. 

Atomtransporte ins Nichts? 

Wohin die tödliche Fracht aus Geesthacht 
sonst noch überall geht, bleibt bisher weitge­
hend der Öffentlichkeit entzogen. Zwei weite­
re Transporte von bestrahlten Brennelemen­
ten gingen, wie durch die bereits erwähnte 
kleine Anfrage an die schleswig-holsteinische 
Landesregierung bekannt wurde, in der Zeit 
zwischen dem 15. September 1986 und dem 
14. September 1987 nach Bremerhaven. (11) 
Wohin sie von dort aus weitergingen, ja selbst 
ob sie überhaupt jemals dort angekommen 
sind, bleibt derzeit vollkommen im Dunkeln. 
In· der Bremerhavener Hafenliste von 1987, 
die auch alle dort abgewickelten Atomtrans­
porte erfaßt, tauchen diese zwei Transporte 
nicht auf. Atomtransporte ins Nichts? Ange­
sichts dessen, daß es sich bei der Fracht um 
Kernbrennstoffe und damit um potentiell atom­
waffenfahige Stoffe handelt, müßte ein Ver­
schwinden den Verdacht auf Bruch des Atom­
waffensperrvertrages auslösen. Es läge genau 
der Fall vor, der im Januar 1988 mit dem Ver­
dacht Wallmanns den Atomskandal auf die 
Spitze trieb. Der Atomskandal bleibt also ak­
tuell. Er scheint einfach alltäglich zu sein, so­
lange der Betrieb dieser Anlagen aufrechter­
halten wird. Eine Aufklärung steht weiterhin 
aus. Die bundesdeutsche Atomfamilie in 
Staatsapparat und Industrie hat offensichtlich 
nicht nur mit der "Entsorgung" ihres radio­
aktiven Mülls, sondern auch mit der Aufar­
beitung des von ihr produzierten politischen 
Mülls Probleme. 

Reinhard 
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Bombenverdächtig: 

Plutoniumforschung in Geesthacht 

Seit dem Aufbau der GKSS Mitte der fünfzi­
ger Jahre war ein Forschungsschwerpunkt in 
Geesthacht das Plutonium 239, das spaltbare, 
und damit waffenfahige Plutoniumisotop. Ein 
spezielles Interesse galt dabei der Brütertech­
nologie, d.h. den Reaktoren, in denen gezielt 
Plutonium hergestellt werden kann. 

In den Geesthachter Pionierzeiten Ende der 
50er, Anfang der 60er Jahre boten sich gute 
Bedingungen, bei der sich entwickelnden bun­
desdeutschen Plutoniumforschung ganz vorn 
mit dabeizusein. Früher als in den anderen 
Forschungszentren hatte mann sich hier die 
entsprechenden Anlagen aus dem Ausland an­
geschafft um möglichst schnell anwendungs­
bezogen arbeiten zu können. 

In Geesthacht gab es bereits 1958 einen, spä­
ter zwei Schwimmbadreaktoren, "eine Anla­
ge ... die sich durch ihre Vielseitigkeit im Be­
trieb auszeichnet." (1) Die Vielseitigkeit, die 
hier angesprochen wird, besteht vor allem dar­
in, daß aufgrund der einfachen Bauweise des 
Reaktors die Brennelemente jederzeit gewech­
selt, heraus- oder hineingenommen werden 
können. Der Kern wird nach dem Prinzip ei­
nes Tauchsieders in das Kühlwasser gefahren. 

Das radiochemische Labor in Geesthacht 

Der Stoff aus dem die Bomben sind. 

Plutonium 239 entsteht in jedem Atomre­
aktor, wenn das nichtspaltbare Uranisotop 
238 eines der bei der Spaltung von Uran-
235 entstehenden Neutronen "einfangt". 
In jedem AKW entsteht also mehr oder we­
niger rein - das hängt von der Betriebs­
dauer, dem sogenannten Abbrand ab -­
der Bombenstoff Plutonium-239. 
Als waffenfahiges ("weapongrade") Plu­
tonium wird solches mit einem Pu-239-Ge­
halt von mehr als 93% bezeichnet. Den 
Rest bilden Pu-240 und andere PPu-Isoto­
pe. Diese Eingrenzung ist allerdings irre .. 
führend, da seit einem US-Atomwaffentest 
von 1977 feststeht, daß auch mit "norma­
lem" Reaktorplutonium (ca. 60% Pu-239) 
Atombomben gebaut werden können. Sie 
erfüllen nur in der Zünd- und Wirkungs­
genauigkeit nicht den höchsten Ansprü­
chen, die Militärs heute normalerweise an 
Atomwaffen stellen. 

So kann die Bestrahlungszeit der Brennele­
mente beliebig verändert werden, eine Vorbe­
dingung zur Erforschung der Plutoniumentste­
hung und -gewinnung. Die Abhängigkeit der 
Konzentration des Waffenisotops Plutonium 
239 von der Abbrandzeit mußte in der An­
fangsphase des BRD-Atomprogramms noch 
erforscht werden. 

Neben den Reaktoren gibt es in Geesthacht 
die sogenannten "Heißen Zellen", von außen 
bedienbare Labors, in denen Untersuchungen 
und Arbeiten an radioaktiven Material vorge­
nommen werden können. "Die Betonzellen // 
bis IV erlauben . . . das Zerlegen und Unter­
suchen von Brennelementen aus Leistungsre­
aktoren." (2) Hier können wichtige Vorarbei­
ten für die Plutoniumgewinnung stattfinden: 
das Abtrennen besonders plutoniumhaltiger 
Teile von Brennelementen. Zum Komplex der 
Heißen Zellen gehören auch 11 Bleizellen, in 
denen u.a. auch chemische Untersuchungen 
vorgenommen werden können. Das heißt, 
daß hier grundsätzlich auch eine Plutonium­
gewinnung denkbar ist. 

Abdrehen und Abhobeln 

Die Informationen über Plutoniumforschung 
in Geesthacht beruhen in der Hauptsache auf 
Veröffentlichungen in der Fachzeitschrift 
"Atomkernenergie", die in der Anfangszeit 
auch als Publikationsorgan des Forschungs­
zentrums Geesthacht herausgegeben wurde. 
Es handelt sich dabei also um Informationen,· 
die der Öffentlichkeit zugänglich waren. In 
der damaligen Situation war es möglich, wei­
taus offener zu diesen Themen zu schreiben, 
da sich nur ein kleiner Kreis von Experten mit 
ihnen beschäftigte, in dem offenbar Einigkeit 
bestand, die militärische Dimension der 
Atomforschung nicht zu thematisieren. 

Noch bevor die ersten Anlagen im Forschungs­
zentrum aufgebaut waren und die praktischen 
Arbeiten beginnen konnten, wurde sich in 
Geesthacht vorbereitend schon mal theore­
tisch mit der Erzeugung von Plutonium be­
faßt. 1956 veröffentlichte Friedwardt Winter­
berg im Auftrag der "Studiengesellschaft zur 
Kernenergieverwertung in · Schiffbau und 
Schiffahrt" in Harnburg eine Arbeit mit dem 
Titel: "Die Erzeugung von Plutonium in Ober­
flächenschichten von Brennelementen." (3) 
Wohlgemerkt- es ging in dieser Arbeitnicht 
einfach um die Entstehung, sondern ausdrück­
lich und gezielt um die Erzeugu111g von Plu­
tonium. Winterberg untersuchte dabei nicht 
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nur theoretisch, wo, an welchen Stellen, ins­
besondere in den leicht zugänglichen Oberflä­
chenschichten von Brennelementen, der be­
gehrte Stoff sich bildet, respektive erzeugt 
werden kann, sondern ging auch gleich der 
weitergehenden Frage nach, wie dieses Plu­
tonium am günstigsten von den Brennelemen­
ten abzutrennen wäre. Dabei untersuchte er 
die beiden gebräuchlichsten Formen von 
Brennelementen, rechteckige Platten und zy­
lindrische Stangen. Das Ergebnis lautete 
schließlich: "Durch Abdrehen im Fall zylindri­
scher oder Abhobeln im Fall plattenförmiger 
Brennelemente kann diese Plutoniummenge 
bequem vom übrigen Uran abgetrennt wer­
den." (3) Begleitet wurde die Untersuchung 
von Erich Bagge, bei dem sich Winterberg am 
Ende des Artikels "für die Anregung zu dieser 
Arbeit sowie für zahlreiche Diskussionen" be­
dankt. (3) Das Team Winterberg/ Bagge hatte 
auch schon vorher in Harnburg auf anderen 
brisanten Gebieten, wie dem der Fusionsfor­
schung, gut zusammengearbeitet. (Siehe dazu 
den Artikel: Das Projekt der deutschen Was­
serstoffbombe. Vom Heereswaffenamt zur Ge­
esthachter Linie.) 

Die notwendigen Voraussetzungen für eine 
Umsetzung der Forschungsergebnisse Winter­
bergs zur Plutoniumerzeugung war die An­
schaffung entsprechender Geräte zur Mes­
sung der Plutoniumentstehung in den Brenn­
elementen. Die ersten Geräte, die in Geest­
hacht angeschafft wurden waren ein Neutro­
nen-Chopper und ein Kristallspektrometer, 
mit denen solche Messungen durchgeführt 
werden können. In den 70er Jahren speziali­
sierte sich die GKSS u.a. auf Brennstabunter­
suchungen. Als ein neues Forschungsgerät 
wurde ein "Fast-Chopper-Flugzeitspektrome­
ter" am FRG-1 angeschafft. Immer noch rich­
tete sich das Hauptaugenmerk auf die Entste­
hung von Plutoniumisotopen. (4) Ein beson­
deres Interesse rief weiterhin der Anteil des 
waffenfähigen Isotops Plutonium-239 hervor. 
In der "Atomwirtschaft" vom Januar 1976 

Waclrersdorf 1987 
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7äbelle 2 
Plutonium-Kategorien des US-Energieministeriums 

Plutonium-Kategorie Gehalt Plutonium 240 

Supergrädiges Plutonium 

Waffengrädiges Plutonium 

Brennstoff-Plutonium 

Reaktor-Plutonium 

in% 

2 bis3 

weniger als 7 

7 bis höchstens 19 

19 oder mehr 

heißt es dazu: "Solche Messungen werden mit 
dem Fast-Chopper-Flugzeitspektrometer am 
FRG-1 (5) durchgeführt. Mit ihnen kann der 
Restgehalt an spaltbarem U-235 sowie der An­
teil an erbrütetem Pu-239 und -240 bestimmt 
werden." (6) Damit istdie technische Möglich­
keit geschaffen, zu untersuchen wie rein das 
im Brennstab enthaltene Plutonium ist. 

Militärische Reaktoren 

Schon vor 1956 hat sichErich Bagge mit Brut­
reaktoren beschäftigt. In einem Vortrag stellte 
er seine Idee von einem thermischen, d.h. ei­
nem nicht-stromerzeugenden Brüter vor. (7) 
Ein solcher thermischer Reaktor, der nur der 
Plutoniumproduktion dient, ist nach den gän­
gigen Kategorien ein militärischer Reaktor. 

Seit 1971 ist ein solcher Brüter im Kernfor­
schungszentrum Karlsruhe in Betrieb. 

Ein weiterer Artikel eines Geesthachter For­
schers zur Plutoniumerzeugung findet sich 
1961 in der "Atomkernenergie". Dort wird ein 
kugelformiger Natururanreaktor untersucht. 
Natururanreaktoren haben einen besonders 
hohen Anteil an U-238 (99,3%) und eignen 
sich deshalb besonders zur Plutoniumherstel­
lung. In dem Artikel wird der Konversions­
grad, d.h. die Menge an entstehendem Pluton­
ium 239 untersucht. Das Ergebnis lautet, daß 

· dieser in den äußeren Schichten besonders 
hoch ist: "Der MJrteil dieses Reaktors ist der 
große Konversionsgrad in der äußeren Zone." 
(8) 
1963 erstellte Erich Bagge zusammen mit Ge­
rhard Locke, später Atomwaffenforscher am 
"Institut für Naturwissenschaftlich-Techni­
sche Trendanalysen (INT)" eine Studie über 
einen 100-Megawatt-Reaktor zur Plutoniu­
merzeugung. (9) Auch dieser Natururanreak­
tor ohne Stromerzeugung ist ein militärischer 
Reaktor. Seine Größenordnung erschwert 
überdies das Bemänteln des Projekts als For­
schungsreaktor. Sie bewegt sich in der Grö­
ßenordnung offiziell militärischer Reaktoren 
in Großbritannien, Frankreich und den USA. 
Die realisierten Reaktoren dieses Typs sind 
dann auch etwas kleiner: 44 und 50 MW Lei­
stung haben zwei thermische Natururanreak­
toren, die sich im Kernforschungszentrum 
Karlsruhe befinden, wo es seit 1971 auch eine 
Wiederaufarbeitungsanlage gibt. (10) 

DieAutoren der Studie wurden bezüglich ih­
res Interesses recht deutlich: "~nn jedes 
Brennelement nicht weiter als bis zu maximal 
1500 MWdlt (11) abgebrannt wird, liefert eine 
Brennstoffladung des Reaktors etwa 26 kg Plu­
tonium . ... Darin enthalten sind 5% Pu-240 
und 0,2% Pu-241." (9) Bleiben 95% Pluton­
ium 239. Das erbrütete Plutoniumgemisch ist 
hochreines Waffenplutonium! 

In der "Atomkernenergie"wurde von alten Ge­
esthachter Mitarbeitern auch ansonsten inter­
essiert verfolgt, was sich auf dem Gebiet der 
militärischen Atomforschung tut. In einem 
1977 dort veröffentlichten Artikel stellt der 
ehemalige GKSS-Mitarbeiter Winterberg ein 
neues Verfahren zur Isotopentrennung vor. Es 
handelt sich dabei um eine Kombination aus 
der Zentrifugen- und der Laserisotopentren­
nungstechnik. (12) Mit solchen Verfahren soll 
die Konzentration von Plutonium 239, d.h. 
die Waffenfähigkeit von Plutonium, erhöht 
werden. 

Kontinuität der Atomforschung 

Wie ist das sich in Geesthacht dokumentieren­
de Interesse an Plutonium zu verstehen? Die 
Ziehväter des norddeutschen Kernforschungs­
zentrums Bagge und Diebner hatten an ent­
scheidender Stelle am Atomprojekt des Drit-



ten Reiches mitgearbeitet. (13) Es muß sie zu­
tiefst bedrückt haben, daß ihnen die Forschun­
gen auf ihrem Stammgebiet nach dem Krieg 
untersagt waren. Nun, da ihnen offiziel er­
laubt war, ihre Arbeit fortzusetzen, machten 
sie sich daran die Lücken aufzufüllen, die ihre 
lOjährige Zwangspause hinterlassen hatte. 

Bagge versuchte stets, an seine Karriere im na­
zideutschen militärischen Atomprogramm an­
zuknüpfen. Er dachte nie daran, sich auf die 
Entwicklung von Schiffsreaktoren zu be­
schränken, sondern benutzte dieses Aushän­
geschild, um in der GKSS seine ehrgeizigen 
Pläne zu verwirklichen. Dabei hat ihn, dem 
die Fragwürdigkeit der Trennung zwischen zi­
viler und militärischer Atomforschung wie 
kaum einem anderen bewußt gewesen sein 
muß, die militärische .Dimension seiner For­
schung nicht gestört. Es war wohl eher das Ge­
genteil der Fall. Es ging ihm um seine Kar­
riere, und wenn diese durch die Befahigung 
der Bundesrepublik zur Atommacht zustande 
kam, so war ihm das nur recht. Hatte ihn doch 
bereits 1945 geärgert, daß die USA und nicht 
Nazideutschland die Atombombe hergestellt 
hatten. 

Die Geesthachter Plutoniumforschung fand in 
einer Atmosphäre des Schweigens statt, was 
die Diskussion um eine mögliche militärische 
Nutzung der Atomforschung betraf. 

In den USA wurde versucht, mit der Kampag­
ne "Atoms for peace" der Atomforschung ihr 
militärisches Image zu nehmen. Die BRD ver­
pflichtete sich 1954, keine Atomwaffen herz­
ustellen. Forschung an Atomwaffen war je­
doch, wie auch im Non-Proliferationsvertrag 
von 1970, ausdrücklich nicht von diesem 
"Atomwaffenverzicht" betroffen. 

In der Bundesrepublik gab es eine breite Stim­
mung gegen eine - trotz "Atomwaffenver­
zicht" mögliche- Atombewaffnung der Bun­
deswehr. Nachdem die Atombewaffnungs­
trommler um Strauß an den Nato-Partnern ge­
scheitert waren, schien das Thema vom Tisch 
zu sein. Die Forschung jedoch lief weiter. 

Rein technisch ist eine Trennung von ziviler 
und militärischer Anwendung der Atomener­
gie nicht möglich. Ob einmal erbrütetes Plu­
tonium zu Brennstäben oder zu Sprengköpfen 
verarbeitet wird, ist eine Entscheidung, die 
nach politischen Gesichtspunkten gefallt 
wird. Durch die technischen Rahmenbedin­
gungen ist das nicht vorbestimmt. Jedes pro­
duzierte Plutonium ist deshalb zumindest po­
tentiell militärisches Plutonium. Es gibt kein 
rein ziviles Plutonium. 

Das ist auch bei der Beurteilung der Geest­
hachter Plutoniumforschung zu berücksichti­
gen. Zusammenfassend kann hier zumindest 
soviel festgehalten werden: 

1. Es gibt in Geesthacht Anlagen, die eine Er­
zeugung und Abtrennung von Plutonium mög­
lich machen. 
2. Es wurden in Geesthacht Untersuchungen 
zur Erzeugung von Plutonium in Oberflächen­
schichten von Brennelementen durchgeführt. 
3. Es sind in Geesthacht Methoden zur Mes­
sung der Plutoniumentstehung entwickelt wor­
den. Die entsprechenden Meßgeräte sind vor­
handen. 
4. Für die Abtrennung des in Oberflächen­
schichten von Brennelementen erzeugten Plu­
toniums wurden verschiedene Verfahren ent-
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5. In Geesthacht wurden zumindest drei Kon­
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Das heißt, es gab in Geesthacht eine kontinui­
erliche Beschäftigung mit atombombenrele­
vanten Themen. Unbemerkt von der Öffent­
lichkeit hat so die GKSS einen wichtigen Bei­
trag zur Entwicklung der BRD zum "Atom­
waffenstaat auf Abruf" geleistet. 

Axel 
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Das Proiekt der deutschen H-Bombe 
Vom Heereswaffenamt zur Geesthachter Linie 

Zur Jahreswende 1989 stand die H-Bombe- wenn auch nicht made in Germany, 
so doch proliferated by Germany - im Blickpunkt der Öffentlichkeit. Bundes­
deutsche Atomfirmen hatten Technologie und Stoffe, die für diese Waffe wichtig 
sind, in verschiedene Staaten der sogenannten 3. Welt, u.a. nach Pakistan und 
Indien, geliefert. 
Im Zusammenhang betrachtet - Genehmigungen auf höchster politischer Ebe­
ne, Beteiligung führender Atomkonzerne der BRD, Verwicklung der bundesdeut­
schen Kernforschungszentren- formt sich ein Bild, wonach es sich hier weniger 
um die im Allgemeinen angeprangerte Dunkelmännerprdlif$-QJion ,handelt, als 
um eine nukleare Kooperation wechelseitigen nationalen Interesses. Daß es über­
haupt ein Eigeninteresse der BRD an Atomwaffenforschung geben könne, wird 
immer wieder geleugnet. Nicht zu bestreiten ist allerdings, daß die logische Vor­
aussetzung der Proliferation H-Bombenrelevanter Technologie der eigene Besitz, 
dieses Know-Hows ist. 
Verwickelt in diese Proliferation waren auch bundesdeutsche Kernforschungs­
zentren. Ein Mitarbeiter des Max-Planck-Instituts in Garehingen bei München 
baute die nach Pakistan verschobene Tritiumanlage vor Ort auf. Verdaclttsmo­
mente, an Proliferationsgeschäften beteiligt zu sein, richten sich auch gegen das 
Kernforschungszentrum Karlsruhe, das wie Garehing an der Verwendung von 
Tritium forscht. Das Gleiche gilt für die KFA Jülich. Die Jülicher stehen be­
züglich ihrer Forschungen an Tritiumtechnologie in engem Austausch mit den 
Atomwaffenforschern im indischen Bombenzentrum in Trombay, wo Indiens er­
ste, 1974 gezündete Atombombe gebaut wurde. Spätestens seit Ende der 70er Jah­
re wird dort auch an der H-Bombe geforscht (1). Alle Geschäfte mit Pakistan 
und Indien, die zur Jahreswende aufgedeckt wurden, waren auf höchster Ebene 
in Bonn abgezeichnet. Sie waren sowohl vom Wirtschaftsministerium als auch 
vom Außenministerium genehmigt. 
Insofern läßt sich denn auch die These formulieren: Wenn in den nächsten Jah­
ren in Indien, Pakistan, oder wohin auch immer proliferiert wird, eine H-Bombe 
gezündet werden sollte, dann wird das auch eine deutsche Bombe sein. Die deut­
schen Ambitionen auf die Wasserstoffbombe haben eine weit längere Tradition 
als in diesen Ländern. 

Experimente im Faschismus gramms auf H-Bombenversuche gaben die 
grundlegenden theoretischen Arbeiten zweier 
deutscher Forscher aus dem Jahr 1942. Der 
Aero-Dynamiker Adolf Busemann veröffent­
lichte eine "Stoßwellenfokussierungstheo­
rie", und eine Arbeit des Physikers Guderley 
ermöglichte die Beschreibung einer implodie­
rend~n Stoßwelle (2). Ziel war es, mittels kon­
vergenter Stoßwellen in kugelsymmetrischen 
Anordnungen so hohe Temperaturen und Drü­
cke zu erzeugen, daß damit eine Kernfusions­
explosion auszulösen wäre. 

Bekannt ist, daß es im faschistischen Deutsch­
land während des Krieges ein Atomprogramm 
zum Bau einer Plutonium- bzw. Uranbombe 
gegeben hat. Weniger bekannt dürfte sein, 
daß es daneben auch Forschungen zum Bau ei­
ner H-Bombe gab. 
Geleitet wurden diese Forschungen von Dr. 
Kurt Diebner, dem Sprengstoffspezialisten 
der Nazis, der von Heereswaffenamt und 
Reichsforschungsrat auch mit dem Bau der 
Uran- bzw. Plutoniumbombe beauftragt war. 
Den Anstoß für eine Ausdehnung des Pro-
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Während bei einer Atombombe schwere Ker­
ne wie U235 oder Pu239 durch Neutronen ge-

spalten werden, basiert eine Wasserstoffbom­
be auf der Fusion leichter Kerne: Die Wasser­
stoffisotape H2 und· H3 verschmelzen zu He­
lium. Um einen solchen Prozeß in Gang zu set­
zen, ist jedoch zunächst eine gewaltige An­
fangsenergie erforderlich, da die elektrischen 
Abstoßungskräfte der Kerne überwunden wer­
den müssen. Für eine solche Zündung probier­
te man Implosionsverfahren aus: Die zu ver­
schmelzende Masse sollte gewissermaßen zu­
sammengesprengt werden. 

Welche gewaltigen Energien in einer Kernfu­
sion schlummerten, war bereits seit Ende der 
20er, Anfang der 30er Jahre bekannt. Damals 
bereits hatten Wissenschaftler die Kernfusion 
als den Prozeß entdeckt, aus dem sich die un­
geheuren Energiequellen der Sterne speisen 
würden (3). 

Sofort nach Bekanntwerden der Arbeiten Gu­
derleys und Busemanns stellte Diebner eine 
Arbeitsgruppe zusammen, um erste Experi­
mente zur Auslösung dieser Sternenfeuer un­
ter irdischen Bedingungen durchzuführen. 
Der Arbeitsgruppe gehörten neben Diebner 
selbst die Wissenschaftler W. Trinks, W. Czu­
lius, W. Herrmann, G. Hartwig und G. Sachs­
se an (4). 

Ende 1943 war man soweit, ein erstes Expe­
riment durchführen zu können. Als Kernfu­
sionsstoff wurde damals Deuterium (schwe­
res Wasser) benutzt. Auch bei der ersten US­
amerikanischen H-Bombe im Mike-Versuch 
1952 soll es sich um eine Deuterium-Bombe 
gehandelt haben (5). Das Deuterium sollte 
durch eine Hohlladung bis auf Fusionstempe­
raturen komprimiert werden. Bei Diebner 
heißt es dazu: "Als Sprengkörper diente eine 
Hohlkugel von 20 cm Durchmesser. Um eine 
konzentrierte Zündung zu gewährleisten, wur­
de die Kugel durch mehrere Sprengkapseln 
(Zeitzündung durch KnallzÜndschnur) gezün­
det." (4) 

Der Versuch mißlang. Man meinte, "wegen 
der geringen Größe der Anordnung". Diebner 
dazu: "Die theoretischen Abschätzungen er­
gaben für die Erreichung des gesteckten ZielS­
einen notwendigen Kugelradius von 10 m und 
einen Mindestsprengstoffaufwand von mehre­
ren Tonnen." (4) Die Versuche mißlangen je­
doch notwendigerweise aus anderen Grün­
den. Mit herkömmlichen Sprengstoffen wa-
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ren Verdichtungsstoßwellen zur· Erreichung 
von. Fusionstemperaturen nicht zu erzielen. 
Die Zündung einer H-Bombe erforderte einen 
Sprengstoff neuer, nuklearer Qualität: Pluton­
ium. 

DeutscherH-Bombenentwurf 
von 1952 

I 

Nach dem Krieg war der BRD jede militäri­
sche Atomforschung verboten. Trotzdem wur­
den itn Geheimen die begonnenen Arbeiten 
sehr schnell wieder aufgenommen, selbst im 
Bereich der H-Bombenentwicklung. Trinks, 
einer der führenden Köpfe in der faschisti­
schen Fusionsforschung, hat offenbar bereits 
Ende der 40er, Anfang der 50er Jahre seine 
Gedanken wieder um die gleiche alte Idee krei­
sen lassen. 1952ließ er sich die Ergebnisse sei­
ner bis dahin getätigten Forschungen patentie­
ren. Veröffentlicht wurden die Arbeiten erst 
1971 (6). 

Ebenfalls wieder im Geschäft war Diebner. 
Gemeinsam mit Erich Bagge gehörte er zu 
den Gründervätern des Atomforschungs­
zentrums Geesthacht. Diebner und Bagge 
kannten sich aus dem faschistischen Atompro-

gramm. Sie hatten damals zusammen den Ge­
neralplan zum Bau der Atombombe konzi­
piert und den Einsatz der Wissenschaftler ko­
ordiniert. 1956, als es in Geesthacht um den 
Aufbau eines ersten Forschungsreaktors ging, 
stieß ein weiterer auf Fusionsforschung spe­
zialisierter Wissenschaftler zu ihnen: Fried­
wardt Winterberg, ein Schüler Heisenbergs. 

Neben dem Aufbau des Atomreaktors war das 
Interesse Diebners, Winterbergs und Bagges 
sogleich wieder auf die Fusionsforschung ge­
richtet. Imnier noch ging es um die alten 
Ideen aus dem faschistischen H-Bombenpro­
gramm. "Zusammen mit Professor Bagge be­
gannen wir zu überlegen", so Winterberg, 
"wie wir möglicherweise eine thermonuklea­
re Miniexplosion unter Anwendung hochexplo­
siven chemischen Sprengstoffs zünden könn­
ten. Unsere Idee war, die Guderley-Lösung in 
Verbindung mit einem superschnellen z-pinch 
oder explodierenden Draht zu nutzen." (7) 

In der ersten Ausgabe der "Atomenergie", ei­
ner von Bagge u. a. gegründeten Zeitschrift 
für die BRD-Atomforschung, veröffentlichte 
Winterberg 1956 als Mitarbeiter der Hambur­
ger "Studiengesellschaft für Kernenergiever­
wertung in Schiffahrt und Industrie" - der 

Fördergesellschaft des Atomzentrums Geest­
hacht - einen Aufsatz über die verschiedenen 
thermonuklearen Reaktionen in technischer 
Sicht, der auch Kenntnisse von der Funktions­
weise einer Wasserstoffbombe verrät. Expli­
zit wird hier bereits "der vermutliche UUsser­
stoffbombenprozeß zum Aufbau von Helium 
aus Lithium und Deuterium" analysiert (8). 
Winterberg will auf dem Papier - als Ent­
wurf - bereits 1952 eine eigene Wasserstoff­
bombe konzipiert haben. Er präsentierte ihn 
1979 in einem Artikel in der "Atomkernener­
gie" (5). Ein Entwurf ist noch keine Bombe. 
Seine Funktionstüchtigkeit müßte sich erst er­
weisen. Allein der Tatbestand aber, daß hier 
1979 ein deutscher H-Bombenentwurf- da­
tiert auf 1952, das Jahr des ersten erfolgrei­
chen amerikanischen H-Bombentests -prä­
sentiert wird, dokumentiert einen gleicherma­
ßen ungeheuerlichen. wie ambitionierten An­
spruch auf Ebenbürtigkeit. Es ist der kaum 
.versteckte nationalistische Fingerzeig: Auch 
die Deutschen hätten bereits 1952 eine H-Bom­
be bauen können, wenn man sie gelassen hätte. 

Nationalistisches Wissenschaftspathos ist 
auch sonst der Tenor bei Winterberg. Mit Be­
dacht beruft er sich für seinen 1952er Entwurf 
ausschließlich auf deutsche Physiker. Für die 
Idee, als Fusionssprengstoff 6Li-D anstelle 
von Tritium (H3) oder Deuterium (H2) zu 
wählen, da sich das Tritium "während einer 
thermonuklearen Explosion in einem Ge­
misch aus Deuterium und dem seltenen Lit­
hiumisotop 6Li' von selbst bilden kann", ver­
weist er auf den deutschen Physiker Ulrich Jet­
ter (9). Der habe, so Winterberg, "bereits 
1950" auf diese "wichtige andere Möglich­
keit erstmalig hingewiesen". Die streng ge­
heim gehaltene "Teller-Ulam-Konfiguration" 
der US-amerikanische H-Bombe ist für Win­
terberg "nichts anderes als eine spezielle An­
wendung der Busemannschen Theorie", also 
eines weiteren deutschen Forschers (5). 

Als der Physiker CaricFriedrich von Weiz­
säcker 1957 zu einem Treffen von Spezialisten 
auf dem Gebiet der Fusionsforschung nach 
Göttingen rief, um die künftigen Untersu­
chungsgebiete genauer zu definieren, gehör­
ten auch die Wissenschaftler zu dem erlauch­
ten Kreis, die bereits im Faschismus an der 
Wasserstoffbombe geforscht hatten. Die Ge­
esthachter wurden durch Friedwardt Winter­
berg vertreten. 

Offenherzig schreibt Winterberg in der Zeit­
schrift "Fusion" über die Vorbesprechungen 
zu diesem Treffen in Geesthacht: "Bevor ich 
zu dem Treffen ging, warnte mich Diebner: 
l*nn l*izsäcker erfährt, daß wir Fusion mit 
kleinen Explosionen machen wollen, wird er 
augenblicklich dagegen sein" (10). Genau das 
trat ein. Winterberg, der versucht hatte, das 
Konzept der Geesthachter als "Fusion mittels 
konvergenter Schockwellen" zu verkaufen, 
handelte sich von Weizsäckers Kritik ·ein, 
"daß das nur mit D-T und dann nur in Form 
von Minibomben funktionieren würde." (10) 
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Als er, Winterberg, darauf zu bedenken gab, 
"daß wir nicht vernachlässigen sollten, auch 
über diese Möglichkeit nachzudenken" unter­
brach ihn von Weizsäcker, der das Gespräch 
schroff beendete: "Das ist, wo ich aufhöre zu 
denken." (10) 
Es wurde nicht aufgehört darüber nachzuden­
ken. Zwar setzte sich das Konzept der Geest­
hachter auf der damaligen Konferenz nicht 
durch, aber ein Interesse an diesen Überlegun­
gen tauchte immer wieder auf. 

Friedliche Explosionen 
für den Hafenbau? 

1962 veröffentlichte Diebner in der "Kerntech­
nik" einen Aufsatz, in dem er die älteren For­
schungen und einige neuere Ansätze dieser 
Richtung zusammenfaßte (4). Aus diesem 
Aufsatz. geht eindeutig hervor, daß an der Ent­
wicklung von Waffen geforscht wurde. Be­
hauptet wurde lediglich, es handele sich so­
zusagen um friedliche Wasserstoffbomben. 
"Als mögliche Anwendung", so Diebner lapi­
dar, "kann nur an unterirdische Explosionen 
und Großraumsprengungen - z. B. for den 
Hafenbau - gedacht werden." (4) Um dem 
Ganzen wenigstens einen Anstrich von Seriö­
sität zu geben, heißt es dann weiter, "daß auf 
der zweiten internationalen Konferenz in Genf 
1958 über die friedliche Nutzung der Atomen­
ergie bereits technisch ausgereifte UJrschläge 
zur Nutzbarmachung der Energie unterirdi­
scher Kernspaltungs- und Kernverschmel­
zungsexplosionen von H. Brown u. a. vorge­
legt wurden." 

Das Konzept zur Auslösung von Kernfusion 
mittels "thermonuklearer Mikroexplosio­
nen", oder wie von Weizsäcker deutlicher sag­
te, "in Form von Minibomben", wurde in der 
BRD auch in den 70er Jahren verfolgt. Neben 
Winterberg diskutierten insbesondere die 
Atomforscher vom damals in Stahl bei Kiel an­
sässigen "Institut für Naturwissenschaftliche 
Trendanalysen" sogenannte neuere Metho­
den zur Auslösung solcher miniaturisierter 
Kernfusionsexplosionen. Anknüpfend an 
Winterberg erörterte Leuthäuser z.B. eine Ver­
besserung des Konzepts laserinduzierter Kern­
fusion. Dabei schlug er vor, "eine kleine Plu­
toniumkugel mit D-T-Reflektor zu komprimie­
ren und die freigesetzte Spaltungsenergie als 
Trigger for die Einleitung des thermonuklea­
ren Prozesses zu benutzen." Seine Begrün­
dung: "Eine solche Anordnung würde sich ge­
genüber reinen D-T-Pellets durch größere Ef­
fektivität auszeichnen." (11) Winterberg 
schrieb zu diesen Überlegungen: "Es ist na­
türlich klar, daß ... eine kleine thermonuklea­
re Reaktion eine Größere auslösen kann, was 
die Zündung einer thermonuklearen Deton­
ation ist." (12) 

In der Tat funktioniert das Konzept der Fusion 
mittels Mikroexplosionen vom Prinzip her ent­
sprechend dem der Makro-Fusionsexplosio­
nen (H-Bombe). Der fachwissenschaftliche 
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Terminus lautet für beide Prozesse "Trägheits­
einschlußfusion" oder "Inertial Confine­
ment-Fusion (ICF)". Im Unterschied zur Ex­
plosion einer H-Bombe~ deren Zündung 
durch eine. Plutonium-Bombe erfolgt, wird 
für miniaturisierte Fusionsexplosionen nach 
anderen Zündern gesucht, da die Miniaturisie­
rung des Plutonium-Zünders durch die kriti­
sche Masse des Plutoniums begrenzt ist. 
Atombomben lassen sich nicht wesentlich klei­
ner machen als jene von Hiroshima und Na­
gasaki. Dennoch wirken sie- so zynisch ist 
das militärische Denken - "klein", wenn sie 
als Zünder für Wasserstoffbomben dienen, 
die durchaus eine tausendfache Sprengkraft er­
reichen. 

Friedwart Winterberg 

Für die Auslösung der Mini-Fusion im Labor­
versuch denkt man daher an Hochleistungsla­
ser oder sehr intensive Elektronenstrahlen­
quellen. Im Unterschied zur Wasserstoffbom­
be ist die Zündung von Mikro-Fusionsexplo­
sioneil bis heute nicht gelungen, da es bisher 
an ausreichend starken nichtatomaren Ener­
giequellen zur Auslösung einer Kernfusion 
fehlte. Am weitesten fortgeschritten sind auf 
diesem Gebiet die USA. Hier soll im Sandia­
National-Laboratory bei Albuquerque ein La­
ser mit einer ausreichenden Treiberenergie 
von 1 bis 2 Mega-Joule gebaut werden (13). 

In den Atomwaffenstaaten konzentriert sich 
die Forschung und Entwicklung von "Inertial 
Confinement Fusion" fast ausschließlich auf 
die militärische Anwendung. Die Realisie­
rung einer zivilen Einsatzmöglichkeit ist auf 
lange Sicht nicht abzusehen. Die Versicherun­
gen von Nicht-Atom~affenstaaten wie der 
BRD, sie betrieben IC~ rein zu zivilen Zwek-

ken, ist insofern in höchstem Maße unglaub­
würdig. Völlig absurd wird diese Versiche­
rung dann, wenn - wie im Falle des INT -
ein Institut an diesen Forschungen beteiligt 
ist, das ursprünglich aus den spezifischen In­
teressen des Bundesverteidigungsministeri­
ums eingerichtet worden ist. 

Das Institut für Naturwissenschaftliche Tren­
danalysen (INT), an dem Leuthäuser seine 
Forschungen tätigte, war ursprünglich als ei­
ne Außenstelle des von Erich Bagge geleiteten 
Instituts für Reine und Angewandte Kernphy­
sik in Kiel eingerichtet worden. Ab Mitte der 
60er Jahre wurde es laut Bagge aus Mitteln 

' und auf Initiative des Bundesverteidigungsmi­
nisteriums zu einem eigenständigen Institut 
ausgebaut. 1972 war der Ablösungsprozeß 
vom Hagge-Institut abgeschlossen und das 
INT wurde als eigenständiges Institut in die 
Fraunhofer-Gesellschaft integriert (14). 

Die Wissenschafter vom INT sind aber nicht 
die einzigen, die in der BRD auf dem militä­
risch brisanten Gebiet der !CF-Forschung ar­
beiten. Entgegen dem Diktum von Weiz­
säckers: "Das ist, wo ich aufhöre zu denken", 
wird heute in den wichtigsten Atomfor­
schungszentren der BRD an ICF geforscht. 
Forschungsschwerpunkte auf diesem Gebiet 
existieren bei der GSI in Darmstadt, am Kern­
forschungszentrum in Karlsruhe und am IPP 
Garching. 

Ist das Geheimnis von Teller 
und Sacharow ein Mythos? 

Angesichts der doch relativ durchgängigen 
Aktivitäten auf dem Gebiet der militärisch re­
levanten Fusionsforschung seit dem Faschis­
mus, zum Teil in direkter personeller Konti­
nuität, stellt sich natürlich die Frage, wie der 
derzeitige Kenntnisstand in der BRD einzu­
schätzen ist und wie ernst diese Forschungen 
innerhalb des Strebens in der BRD nach Atom­
waffen genommen werden müssen. Ist das 
"Geheimnis der Wasserstoffbombe" von der 
BRD-Forschung bereits geknackt? 

Das zumindest behauptet der bereits erwähnte 
Fusionsforscher Friedwardt Winterberg. 1979 
erklärte er in der "Atomkernenergie", er glau­
be "mit Recht sagen zu können: Das Geheim­
nis der Wasserstoffbombe ist. ein Mythos". Er 
habe auch ohne Einblick in US-amerikani­
sche H-Bombengeheimnisse aufgrund seiner 
jahrelangen Arbeit in der zivilen Kernfusions­
forschung das nötige Know-How dazu erwor­
ben. "Mit anderen Warten: Das Geheimnis 
der H-Bombe ist kein wissenschaftliches, son­
dern in Wirklichkeit ein politisches Geheim­
nis." (5) 

Zwei Jahre später, 1981, veröffentlichte Win­
terberg ein Buch über die physikalischen 
Grundlagen der Wasserstoffbombentechnik 
(15). Neben einfachen Anordnungen wie das 
Konzept einer sogenannten "trockenen" 



US-amerikanische Wasserstoffbombe "B 43", ausgestellt 
im Atomzentrum Los Alamos 

H-Bombe mit 6Li-D-Sprengstoff oder einer 
Deuterium-Bombe werden hier auch "verbes­
serte H-Bombendesigns" vorgestellt. Zum 
Beispiel ein Konzept für "kompakte thermo­
nukleare Anordnungen großer Ausbeute", so­
genannte "autokatalytische thermonukleare 
Explosionen". In einem Aufsatz von 1982 ging 
er noch einen Schritt weiter und stellte ein Kon­
z~pt für "chemisch gezündete thermonukleare 
Mikroexplosionen" vor (16). Sollte ein solches 
Konzept tatsächlich funktionieren und umsetz­
bar sein, würde es den westdeutschen 
BRD-Atomwaffenambitionen ganz neue Tü­
ren aufschließen. Eine chemisch statt atomar 
über Plutonium gezündete Kernfusionsbom­
be fiele - so paradox das klingt - nicht mehr 
unter den Atomwaffensperrvertrag. 

Die grundsätzliche Idee einer chemisch gezün­
deten Anordnung entspricht den bereits im Fa­
schismus von der Diebner-Gruppe anvisier­
ten Hohlladungsmodellen. Winterberg stellt 
sein Konzept denn auch mit ausdrücklichem 
Bezug auf diese Versuche vor, wenn auch "ab­
weichend von dieser alten Idee" als "ein an­
deres weit vielversprechenderes Konzept." (16) 

Ist das Geheimnis der H-Bombe demnach 
wirklich längst nur noch ein Mythos? Zwei­
fel, zumindest was Winterberg betrifft, schei­
nen angebracht. Die chemische Zündung ei­
ner Kernfusionsexplosion wird von anderen 
Expertinnen auf dem Gebiet der Fusionsfor­
schung für ausgeschlossen gehalten. Ein sol­
ches Konzept beruhe auf rein theoretischen 
Annahmen und sei wissenschaftlich nicht halt­
bar. Auch könnten Winterberg in seiner Ar­
beit zur H-Bombentechnik von 1981 Fehler 
bei Berechnuhgen nachgewiesen werden. Ver­
schiedene Widersprüche in seinen Konzepten 
ließen darauf schließen, daß er letztlich doch 
nicht mit Sicherheit sagen könne, wie die 
H-Bombe funktioniert. Unter kritischen Phy­
sikern kann man schon mal das Wort hören, 
Winterberg sei eher "halbseiden". 
Andererseits steht seine wissenschaftliche 

Qualifikation außer Frage. 1979 wurde er in 
den USA für seine Pionierarbeiten im Bereich 
thermonuklearer Antriebe mit der Hermann 
Oberth Goldmedaille, der höchsten wissen­
schaftlichen Auszeichnung der US-Raum­
fahrt, geehrt. Bemerkenswert sind auch seine 
Kontakte zu den Atomwaffenforschern des 
INT, zu Locke und Leuthäuser, die in kriti­
schen Wissenschaftlerinnenkreisen ernster ge­
nommen werden. Wenn, dann sind diese die 
Atomwaffenforscher der Bundesregie[Ung. 
Wie dem auch sei: Zumindest das Interesse ge­
rade auch an einer chemisch gezündeten 
H-Bombe scheint enorm. Bereits 1972 wurc 
den die im Faschismus begonnenen und von 
Trinks fortgesetzten Versuchsreihen, in deren 
Kontinuität sich auch Winterberg stellte, in ei­
ner Auftragsarbeit des Batelle-Instituts Frank­
furt mittels "extensiver Computeranalysen" 
von einem gewissen H. Falser nochmals einer 
Untersuchung unterzogen und ausgewertet. 
Diese Arbeit ist bis heute unveröffentlicht ge­
blieben (17). 

Unabhängig von der Frage, ob die BRD nun 
bereits im Detail über das Know-How ver­
fügt, H-Bomben bauen zu können, ist es er­
schreckend genug, mit welcher Unverfroren­
heit und geradezu provozierenden Offenheit 
hier an H-Bombentechnik geforscht wird. Kal­
te Schauer können einem über den Rücken lau­
fen angesichts des Umstands, daß diese For­
schungen von Leuten betrieben werden oder 
wurden, die bereits im Faschismus mit da­
mals unverhohlenen Zielsetzungen auf die­
sem Gebiet arbeiteten. Keiner der beteiligten 
Forscher hat 1958 den Appell der Atomwis­
senschaftler für den Verzicht der Bundesrepu­
blik auf Atomwaffen unterschrieben. Gerade 
Diebner und Bagge hätten nach ihrer Stellung 
im faschistischen Atombombenprojekt eine 
Rehabilitation eigentlich nötig gehabt. Daß 
sie die Unterschrift verweigerten und auch 
sonst keinerlei Anstalten machten, von ihren 
damaligen Aktivitäten Abstand zu nehmen, 

nährt zusätzlich den Verdacht, daß sie ihr tun 
auch nach dem Krieg weiter vom alten Geist 
bestimmt war. 

"Wir werden eine 
· Wasserstoftbombe erzeugen ... " 

Indizien dafür, daß die BRD auch den Griff 
nach der H-Bombe vorbereitet und in diesem 
Sinne Forschungen tätigt, gab es bereits sehr 
früh. Der sozialdemokratische Hintergrund­
dienst "ppp" soll bereits Anfang April1957 ge­
schrieben haben, "daß in Westdeutschland 
wissenschaftliche Arbeiten zu dem Zweck be­
trieben werden, die Produktion von Atom- und 
Wasserstoffwaffen vorzubereiten, und daß Pro­
jekte einer gemeinsamen Atomwaffenproduk­
tion Frankreichs und Westdeutschlands ausge~ 
arbeitet werden. Westdeutsche Atomwissen­
schaftler, teilte zur gleichen Zeit die ,Neue 
Rheinzeitung' mit, seien der Meinung, daß in 
der Bundesrepublik in Kürze Atomwaffen her­
gestellt würden." (18) 

Selbstder Vorsitzende der FDP Reinhold Mai­
er hatte damals "vor der Herstellung von Atom­
waffen in der Bundesrepublik gewarnt" und, 
wie die "Neue Züricher Zeitung" berichtete, 
"seiner Erklärung einen sensationellen Beige­
schmack gegeben, mit der sibyllinischen Wen­
dung, daß er für diese Warnung ganz konkrete 
Anhaltspunkte habe. ( ... ) Die Vermutungen 
gingen dahin, daß Maier aus Kreisen deut­
scher Physiker Angaben erhalten habe, die 
auf Entwicklungsarbeiten in Richtung einer 
Atomwaffe in westdeutschen Laboratorien 
schließen lassen. " (19) 
1957 fand das erste Treffen der Fusionsfor­
scher in der BRD statt, auf dem WinterJ:>erg 
die Geesthachter Linie einer Fusion mit "Mi­
nibomben" vorstellte. Auf der anderen Seite 
war 1957 bereits ein Jahr der Anti-Atomtodbe­
wegung. Daß es überhaupt zur Problematisie­
rung eines Griffs nach Atomwaffen durch den 
damaligen FDP-Vorsitzenden Maier kam, 
wird auch auf die Breite dieser Bewegung 
zurückzuführen sein. 

Auch für Adenauer war es ein Alarmsignal, 
daß selbst Albert Schweitzer seine Stimme ge­
gen eine Atombewaffnung der Bundeswehr er­
hob. Andererseits hat das nicht dazu geführt, 
von solchen Ambitionen Abstand zu nehmen. 
Die einzige Schlußfolgerung, die damals an­
gesichts der Anti-Atomtodbewegung gezogen 
wurde, bestand darin, die Atombewaffnung 
jetzt nicht mehr offensiv zu propagieren, son­
dern nur noch verdeckt und an der Bevölke­
rung vorbei voranzutreiben. Auf einer inter­
nen Sitzung des Bundesvorstands der CDU 
zur anwachsenden Anti-Atomtodbewegung 
am 11. Mai 1957 in Harnburg konstatierte Ade­
nauer in diesem Sinne: Wenn man den Leuten 
sage, wohin die Entwicklung gehe, "verstärke 
man nur noch die Furcht vor der Lage." Und 
weiter: "Das deutsche Volk ist eben nicht so 
wie die Engländer, denen ihre Regierung sa­
gen konnte: Wir werden eine Wasserstoffbom-
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be erzeugen, wir werden unsere ganze Rü­
stung darauf abstellen, ihr müßt euch sichern 
so gut ihr könnt." Abschließend machte er 
nochmal deutlich, worum es ihm einzig ging: 
"Glauben Sie mir, die Angst vor der Atombom­
be ist etwas Emotionales, und dieses Emotio­
nalen Herr zu werden, nachdem das deutsche 
Volk diesen letzten Krieg hat über sich erge­
hen lassen müssen, wird sehr schwer sein." 
Keinerlei Verzicht. Als Problem wurde allein 
angesehen, der Ablehnung der Atombewaff­
nung in der Bevölkerung Herr zu werden. 

Schlagzeilen machte das Streben der BRD 
auch nach einer eigenen H-Bombe nochmal 
im Vorfeld der Auseinandersetzungen um den 
Atomwaffensperrvertrag. Im März 1963 be­
hauptete die belgisehe Zeitung "Le Soir", 
Bonn arbeite an einer eigenen A- und H-Bom­
be. Der Mangel an praktischen Erfahrungen 
mit Atomversuchen könne in ein oder zwei 
Jahren durch Zusammenarbeit mit Frank­
reich oder Spanien ausgeglichen werden. Ir­
gendein afrikanischer Staat könnte außerdem 
seinen "Luftraum" zur Verfügung stellen. 
Auf dem Gebiet der A-und H-Bombenfor­
schung sollten laut "Le Soir" die Deutschen 
sogar viel weiter sein als die Franzosen und 
Engländer (21). Dazu mußman/frausich ver­
gegenwärtigen, daß Frankreich seinen ersten 
H-Bombentest 1968 durchführte, Großbritan­
nien aber bereits seit 1957 durch die USA über 
H-Bomben verfügte. 

Die technisch-industriellen Potenzen zur Um­
setzung von Forschungen an Wasserstoffbom­
ben wären in der BRD allemal gegeben. Das 
sollte in Ansätzen bereits mit den Prolifera­
tionsskandalen zu Beginn dieses Jahres deut­
lich geworden sein. Die Produktionsmöglich­
keiten in diesem Bereich sind seit den 50er Jah­
ren entwickelt. Die Degussa produziert seit 
dieser Zeit Lithium 6. Dabei arbeitet sie eng 
mit dem in der französischen Atomwaffenpro­
duktion engagierten Konzern "Ateliers Parti­
ot" zusammen. Als Gemeinschaftsunterneh­
men ist von beiden die Eurotape AG gegrün­
det worden. Darüberhinaus hat die Degussa 
auch "Rechte erhalten, Erfahrungen des staat­
lichen französischen Atomzentrums Saclay 
auszuwerten." (22) 

Ein weiteres Beispiel ist die Nukem. Sie hat 
über einen Zeitraum von 10 Jahren, von 1965 
bis 1975, sogenannte Tritiumtargets für die 
Bundeswehr produziert (23). Interessant ist 
auch, daß nach Winterberg "zu einer Zeit" 
auch der Krupp-Konzern "durch Dr. Dieter 
Pfirsch, der damals bei Krupp arbeitete und 
heute einer der bedeutendsten Plasma-Physi­
ker Europas ist", Interesse an den von Dieb­
ner, Bagge und Winterberg favorisierten Kon­
zepten der Fusion in Minibomben zeigte (10). 

Die Forschung an H-Bombenrelevanter Tech­
nologie in der BRD läßt sich auch auf Seiten 
der Wissenschaftler nicht auf individuelle Ma-
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cken reduzieren. Es W!\fen nie nur Einzelne, 
die hier forschten, sondern es war immer eine 
Gruppe von Leuten mit den besten Verbindun­
gen in die Politik öder auch zum Militär. 

Bagge, der im Kreis dieser Forscher für lange 
Zeit als eine Schlüsselfigur gelten kann, legte 
mit der Einrichtung der Außenstelle seines 
"Instituts für Reine und Augewandte Kernphy­
sik" in Stahl und der dortigen Zusammenfüh­
rung von AtomwaffenforscheJ;TI die Grund­
lagen für den späteren Ausbau dieser Außen­
stelle zu einem eigenständigen, aus den Mit­
teln und für die speziellen Interessen des Bun­
desverteidigungsministeriums errichteten In­
stituts. 

Die "Atomkernenerg e", als Publikationsor­
gan für die H-Bomben elevante Forschung ge­
nutzt, wurde von Ba e zusammen mit einem 
Professor Kraut von der Bundeswehrhoch­
schule in Neubiberg, so in direkter Koope­
ration mit einem Mil tärwissenschaftler, ge­
schäftsführend herau egeben. Im erweiter­
ten Herausgeberkreis saß er neben Fried­
wardt Winterberg un Prof. W. Seifritz, ei­
nem Schweizer Atom affenspezialisten vom 
Atomzentrum Würenl· ngen, noch ein weite­
rer Bundeswehr-Physi er. 

Bagge besaß immer e·nen direkten Draht zur 
politischen Führung. ach dem Krieg sicher­
te ihm sein Sitz in der Atomkommission Ein­
fluß im Atomministeri m. Darüberhinaus un­
terhielt er aber auch e ne persönliche Verbin­
dung zum seinerzeiti en Atomminister und 
späteren Verteidigung minister F.J. Strauß. 

So überdreht, halbse· en oder gar spinnert 
einzelne Forscher wie etwa Winterberg auch 
anmuten mögen, so s lte das nicht den Blick 
dafür trüben, daß hie weit mehr Leute am 

· Werk waren und sind, und daß die verschie­
densten Fäden, die au Politik, Industrie und 

Forschung sichtbar werden und auch zusam­
menlaufen, sich niemals aus der Marotte Ver­
einzelter erklären lassen. Sie können aber Spu­
ren eines gut getarnten Programms sein. Und 
nicht zu vergessen ist: Schon öfters haben ge­
rade scheinbare "Spinner" eine herausragen­
de Rolle in der Forschung gespielt. Teller, der 
Vater der US-amerikanischen Wasserstoff­
bombe ist dafür ein in dieser Beziehung recht 
naheliegendes Beispiel. 

rh., Harnburg 

(Übernommen aus "Arbeiterkampf" 
Nr. 307, 29. Mai 1989) 
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Die Theorie der Atombombe 
Das Institut für Naturwissenschaftlich-Technische Trendanalysen (I NT) 

1986 brachte der SPD-Abgeordnete Wolfgang 
Roth ein Papier an die Öffentlichkeit, das ihm 
als Mitglied des Verteidigungsausschusses 
schwer im Magen gelegen haben muß. Es 
handelte sich um eine Studie aus dem Jahr 
1975, erstellt von einem unauffälligen Institut, 
damals in Stohl, direkt an der Ostsee, nicht 
weit von Kiel gelegen. Der Titel: "Möglich­
keiten und Grenzen der Implosion von Kern­
spaltungsmaterial." Was hier fachwissen­
schaftlich verklausuliert umschrieben wird, 
ist das Prinzip der Zündung einer Atombombe. 

Im Vorwort der Studie heißt es: "Die Sicher­
heitspotitik der Bundesrepublik Deutschland 
kann an der Existenz nuklearer Waffen und da­
mit auch an der Möglichkeit ihres Einsatzes 
nicht vorbeigehen." Und weiter:"Aus diesem 
Grunde ist eine eigene Urteilsfähigkeit über 
die naturwissenschaftlichen und technischen 
Grundlagen auf dem A-Gebiet unerläßlich. " 
(l) Das klingt moderat. Der Tenor: Man wird 
sich doch noch informieren dürfen, was ei­
nem da so alles auf den Kopf fallen kann. 
Atomwaffenschutzforschung also? Drei Sei­
ten weiter wird deutlich, daß diese einleitende 
Begründung einer Atomwaffenschutzfor­
schung nur eine Schutzbehauptung ist. Dort 
heißt es: "Da sich die kritische Masse des 
Spaltstoffs umgekehrt proportional zur Spalt­
stoffdichte verhält, ist eine möglichst hohe 
Kompression insbesondere im Hinblick auf 
die kosteneffektive Realisierung von Kernwaf­
fen im Sub-Kt-Bereich und die Miniaturisie­
rung wünschenswert." (l) Läßt man/frau die 
technischen Details beiseite, kann festgehal­
ten werden, daß hier die kostengünstige Rea­
lisierung von Kernwaffen als wünschenswert 
bezeichnet wird. Die Studie befaßt sich also 
mit Atomwaffen-Designs. Es geht, kurz ge­
sagt, um die "günstigste" Anordnung des ato­
maren Sprengstoffs im Atomsprengkopf. Das 
ist grundlegendes Know-How für eine Atom­
waffenproduktion. Eine Bastelanleitung. 

Das Institut für Naturwissenschaftlich-Techni­
sche Trendanalysen (INT), aus dem diese Stu­
die stammt, ist ein Institut der Fraunhofer-Ge­
sellschaft, die von der Industrie getragen 
wird. Das INT ist ein Ableger des Instituts für 
Reine und Augewandte Kernphysik in Kiel, 
des universitären Standbeins des GKSS-Grün­
ders Erich Bagge. Deshalb wird probiert, sol­
che Geräte vor den EMP zu schützen, zu "här­
ten". Die Studie wurde im Auftrag des Vertei­
digungsministeriums erstellt, mit dem es, wie 

auch mit anderen Bundeswehr- und Nato-Stel­
len, eine ständige Zusammenarbeit gibt. 

Im Februar 1989 breitete !NT-Mitarbeiter Ger­
hard Locke in der FAZ sein Wissen über Atom­
waffen aus. Die Überschrift des Artikels lau­
tete provokativ: "Man nehme ... undfertig ist 
die Bombe. " (2) Der Autor wird vorgestellt als 
Forscher, der "seit 1968 ... im Auftrag staat­
licher Stellen der Bundesrepublik auch Frage­
stellungen, die mit den Wirkungskomponen­
ten und der Wirkungsweise von Nuklearwaf­
fen zusammenhängen", untersuche. (2) Etwas 
deutlicher formuliert heißt das, er ist seit die­
ser Zeit am INT im Auftrag der staatlichen 
Stelle Bundesministerium für Verteidigung 
mit Atomwaffenforschung beschäftigt. 

Von 1966 an wurde die Außenstelle des Insti­
tuts für Reine und Augewandte Kernphysik 
der Uni Kiel in Stohl "mit Mitteln des Bun­
desministeriums für Verteidigung" ausgebaut. 
Institutsleiter Erich Bagge schrieb später, es 
hätte "von vorneherein der Plan (bestanden), 
dieses Teilinstitut ... bis zu einer Größe von et­
wa 50 Mitgliedern aufzufüllen und dann im 
Jahre 1972 zu verselbständigen." (3) So ge­
schah es auch. Erst Anfang der 80er Jahre sie­
delte das Institut nach Buskirchen in der Eifel 
um; auf halber Höhe zwischen Jülich und 
Bonn gelegen. 
Gründervater Bagge schrieb einmal, mit dem 
INT sei "sei ein neuer Impuls in die ursprüng­
liche Arbeitsrichtung des Instituts (für Reine 
und Angewandte Kernphysik, d. Verf.)" gege­
ben. (3) Wohl wahr, denn der Kreis um Bagge 
und Diebner beschäftigte sich seit Ende der 
30er Jahre mit den militärisch interessanten 
Problemen der Atomforschung. Und: Was 
dem INT heute das Bundesministerium· für 
Verteidigung ist, war ihnen das Heereswaffen­
amt. 
Neben Atomwaffendesign-Forschungen, zu 
denen sich noch eine Reihe weiterer Studien 
finden, beschäftigt sich das INT mit Untersu­
chungen zur Entstehung des Elektromagneti­
schen Pulses (EMP) (4), als auch der Härtung 
von Computern und anderem Kriegsmaterial 
gegen EMP. (5) Auch diese Forschungsarbei­
ten stellen einen Beitrag zur Führbarmachung 
eines Atomkrieges dar. Der EMP entsteht bei 
der Explosion von Atombomben im Weltraum 
und beeinträchtigt elektronische Geräte wie 
Computer in ihrer Wirkung. Ferner finden 
sich in den spärlicl:;ten öffentlich zugänglichen 
Studien des INT Untersuchungen zu Strahlen­
waffen (6) und Atomkriegsszenarien (7). 

Die öffentlich zugänglichen Arbeiten sind mei­
stens theoretischer Natur. Es finden sich je­
doch wiederholt auch Hinweise auf Versuchs­
aufbauten und -anlagen. Angesichts der guten 
Verbindungen nach Geesthacht, nicht nur 
über Bagge, auch Gerhard Locke war Mitar­
beiter im Forschungszentrum Geesthacht, ist 
auch eine Zusammenarbeit mit den Kernfor­
schungszentren denkbar. Der Journalist Mat­
hias Schulenburg sprach in einer Rundfunk­
sendung des WDR von einem "Giftschrank" 
des INT, in dem alles aufbewahrt sei, was in 
der Bundesrepublik an Wissen über Atomwaf­
fen vorhanden ist. Dem wurde von Seiteri des 
INT trotzanderweitigem Dementi nicht wider­
sprochen. (8) 

Eine eingehendere Untersuchung des INT 
dürfte mit Sicherheit noch einiges mehr ans 
Tageslicht befördern, beschäftigen sich doch 
hier Wissenschaftlerinnen seit mittlerweile 
über zwanzig Jahren mit Atom- und anderen 
modernsten Waffen. Es ist anzunehmen, daß 
die Bundeswehr von hier aus waffentechnisch 
stets auf dem neuesten theoretischen Stand ge­
halten wurde. Allem Anschein nach hat sich 
die Bundesrepublik die Option auf einen Ein­
stieg in eine eigene Atomwaffenproduktion 
nicht nur prinzipiell offengehalten sondern 
mit dem INT ein Institut aufgebaut, das dafür 
bürgt, daß diese Option auf dem jeweils höch­
sten technischen Niveau gegeben ist. 

Axel 

I 
Anmerkungen: J 
I. Leuthäuser, K.D.: öglichkeiten und Grenzen der Im­
plosion und Kompre~sion von Kernspaltungsmaterial, 
!NT-Bericht 72, Stohl ~ei Kiel, 1975. . . . 
2. Locke, G.: Man ne!e ... und fertig 1st d1e Bombe, m: 
FAZ, 7.2.89 
3. Bagge, E.: Aus Kern hysik und Ultrastrahlung, in: Atom­
kernenergie Bd.20, 1972, Lfg. 3 
4. Weller/ Leuthäuser:l Entstehung des Kernstrahlungsfel­
des und elektromagnetischen Impulses bei Kernwaffenex­
p1osionen, INT-Berichl74, Stohl bei Kiel, 1975 und weitere 
!NT-Berichte I 
5. Reimann/Köhn: St~ahlensicherheit von Bauelementen 
des Feuerleitrechners 1TR 84, !NT-Bericht 78, Stohl bei 
Kiel, 1975 und weiterd Berichte 
6. Clausen/Femer: Stapstische Zusammenhänge in Duell­
situationen, !NT-Bericht 99, Buskirchen 1981 und weitere 
Berichte ~ 
7. Knoth: Lenkung v n Teilchenstrahlen durch Kristalle, 
!NT-Bericht 112, Eus · rchen 1984 und weitere Berichte 
8. nach Lorscheid/ Milller: Deckname Schiller, Reinheck 
1986. ! 
Das Dementi bezog si1h auf Kontakte zwischen der rechts­
extremen "Europäischen Arbeiterpartei (EAP)" und dem 

~~~~~~~~~ ~az;a:~~u~~n A~~~~~~~~~eser Broschüre: 
I 

31 



Das Troianische Seepferdchen: 

Der Atomfrachter Otto Hahn 
Über die verschiedenen Aktivitäten der "Gesellschaft für Kernenergieverwer­
tung in Schiffbau und Schiffahrt" (GKSS) ist in der breiten Öffentlichkeit wenig 
bekannt geworden. Das in der Öffentlichkeit wohl bekannteste Projekt ist die 
Entwicklung, der Bau und der Betrieb des Atomschiffs "NS-Otto-Hahn", das 
erste und bis heute einzige nuklear angetriebene Schiff der Bundesrepublik. 

Die Erbauer feierten die "Otto Hahn" als eine "Demonstration der Leistungs­
fähigkeit unserer Industrie auf nuklearem Gebiet", womit gezeigt wurde, "daß 
die deutsche Industrie in der Lage ist, eine solche Anlage selbst zu entwickeln." (1) 

Allen an der Entstehung der "Otto Hahn" Beteiligten war aber von Beginn an 
·klar, daß der Betrieb von Atomschiffen für die zivile Handelsschiffahrt unwirt­
schaftlich sei. Trotzdem wurde das Projekt intensiv von der GKSS mit Unter­
stützung des Atom- bzw. Forschungsministeriums verwirklicht. 

Schautmensch einmal näher hin, wird deutlich, daß auch bei dieser Forschungs­
arbeit militärische lnb;:ressen im Vordergrund standen. Es ging um die Alleig­
nung von Know-How zum Bau von nukleargetriebenen Kriegsschiffen, insbe­
sondere V-Booten. 

Die Vorgeschichte 

Nach dem Bombenbau war der Schiffsantrieb 
der früheste Anwendungsbereich der Kern­
technik. In den 50er Jahren war es die US-Ma­
rine, die bei der Weiterentwicklung der Atom­
technologie die Führung innehatte. "In dieser 
Zeit wurden die größten Fortschritte der ame­
rikanischen Reaktorkonstruktion beim Schiffs­
antrieb erzielt, hier wurden zuerst die Leicht­
wasserreaktoren entwickelt, die sich in der Fol­
ge auch bei den Kraftwerken durchsetzten." 
(2) Es waren maßgeblich militärische Interes­
sen, die diese Entwicklung vorantrieben. 
"Die Kernreaktoren waren wie geschaffenfür 
den Schiffsantrieb, vor allemfür U-Boote und 
Kriegsschiffe." (3) 

In der Bundesrepublik war man auch stark in­
teressiert an der Möglichkeit der Atomtechno­
logie für Schiffsantrieb. Die Erfolge in den 
USA mitdemAtom-U-Boot "Nautilus" mach­
ten die deutschen Atomtechniker und Schiff­
bauer mobil. "Nachdem mit dem Druckwas­
serreaktor im amerikanischen Atom-U-Boot 
"Nautilus" der Beweis erbracht worden war, 
daß sich Reaktoren auch zum Schiffsantrieb 
verwenden lassen und gegenüber konventio­
nellen Schiffsantriebsanlagen Vorteile besit­
zen, die ihnen schon im gegenwärtigen Ent­
wicklungsstadium unter militärischen Ge-
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sichtspunkten eine Überlegenheit sichern, 
gab es für Deutschland als eines der größten 
Schiffbauländer der Welt kaum eine andere 
Wahl, als sich ebenfalls mit den Problemen 
des Schiffsreaktorbaus und -antriebs zu befas­
sen ",schrieb die Atomwirtschaft damals. ( 4) 

Erste Überlegungen für die Entwicklung von 
Schiffsreaktoren wurden schon 1954 von Brich 
Bagge, dem späteren Mitbegründer der GKSS, 
angestellt. Zusammen mit seinem alten Weg­
gefährten Kurt Diebner.arbeitete er ab 1955 an 
der Entwicklung und dem Bau von Schiffsre­
aktoren. Bagge kannte Kurt Diebner seit 1939 
"als einer der Beteiligten an den deutschen Ar­
beiten zur Nutzbarmachung · der Kernener­
gie", der" im Heereswaffenamt des Deutschen 
Reiches von 1939 bis 1945 als Referent für 
Atomfragen die Kernenergieentwicklung ein­
geleitet und wesentlich mit gesteuert hatte." (1) 

Bagge und Diebner gründeten 1955 den Ver­
ein "Studiengesellschaft zur Kernenergiever­
wertung in Schiffahrt und Industrie", aus der 
1956 die GKSS hervorging. Die GKSS nahm 
dann die Forschung und Entwicklung der 
Schiffsreaktoren auf, war aber in den ersten 
Jahren nicht allein auf diesem Sektor tätig. Sie 
war eine von mehreren Schiffsreaktor-Initiati­
ven. Bei den Kraftwerksentwicklern und den 
Werften glaubte man damals, daß die Schiffs­
reaktoren das Geschäft der Zukunft sein wür-

den. So gab es verschiedene Projektierungs­
verträge, die parallel Schiffsreaktoren ent­
wickelten. 

Wirtschaftliche 
oder militärische Interessen? 

Am Anfang versuchten die Befürworter von 
Schiffsreaktoren, diese noch als wirtschaft­
lich und konkurrenzfähig darzustellen. Der 
GKSS-Mitarbeiter Prof. Kurt Illies nannte 
1957 folgende Gründe dafür: 
"1. Die Energiekonzentration ist, verglichen 
mit den bisherigen Energiequellen - Kohle 
oder Öl - so hoch, daß das von dem Schiff 
mitzunehmende Brennstoffgewicht praktisch 
keine Rolle mehr spielt." (6) Somit erweitert 
sich die Nutzlast. 
"2. Die Betriebsdauer der Kernenergieanla­
ge zwischen zwei Beschickungen des Reaktors 
beträgt mindestens zwei Jahre, wogegen ein 
Schiff mit einer ölgefeuerten Turbinenanlage 
etwa alle fünf bis sechs Wochen bunkern muß. 
Mit Kernenergieanlagen wird also der 
Aktionsradius der Schiffe - das ist besonders 
für Kriegsschiffe wichtig (!) - erheblich er­
höht." (6) 
Auch die dritte Begründung von Illies für die 
Wirtschaftlichkeit von Schiffsreaktoren ist 
sehr interessant: "3. Kernenrgieanlagen benö­
tigen keine Luftzufuhr und es entstehen keine 
Abgase, sie stellen also einen idealen Antrieb 
für Unterwasse/fahrzeuge dar"! (6) 

Alle diese Argumente von Wirtschaftlichkeit 
bezogen sich ausschließlich auf die Anwen­
dung der Schiffsreaktoren im Kriegsschiff­
bau. Auch Kurt Diebner bezog sich damals, 
wenn er von der Wirtschaftlichkeit der Schiffs­
reaktoren sprach, auf die Erfahrungen, die die 
US-Navy gemacht. hatte: "Die US-Navy ist 
heute in der Lage, nuklear angetriebene 
Kriegsschiffe mit den 1,5 fachen Kostenauf-. 
wand herkömmlicher Kriegsschiffe zu bau­
en." (7) Diebner setzte aber auch große Er­
wartungen in den amerikanischen Atomfrach­
ter "Savannah". Dieser US-Atomfrachter wur­
de später immer als Beispiel für die Wirt­
schaftlichkeit nuklear angetriebener Handels­
schiffe genannt; obwohl er "für den kommer­
ziellen Frachtbetrieb nicht ausgelegt war" (8) 
und "wegen zu großer Unkosten und entspre­
chend hoher Zuschüsse 1970 stillgelegt" wur­
de. (9) 



Wenn es um die zivile Anwendung von Schiffs­
reaktoren ging, waren sich die Fachleute über 
die Unwirtschaftlichkeit, von Anfang an im 
Klaren. In einem Beitrag der Fachzeitschrift 
"Atomwirtschaft" zur Einweihung des For­
schungsreaktors Geesthacht 1958 heißt es 
u.a.: ,.ßizs die Wirtschaftlichkeit betrifft, so 
ist es allerdings sicher, daß Reaktoranlagen 
(für die Schiffahrt; d. Veif.) im Vergleich zu 
herkömmlichen Anlagen heute nicht wirt­
schaftlich sind." (10) Diese Meinung wurde 
auch in der Deutschen Atomkommission 
(DAtK), die die Planung und Koordinierung 
der gesamten Atomforschung der BRD leite­
te, geteilt. Georg Weinblum, Direktor des 
Hamburger Instituts für Schiffbau und 1960 
Vorsitzender des zuständigen DAtK-Ausschus­
ses für Schiffsreaktoren, wies mehrfach dar­
auf hin, ,.daß die Wirtschaftlichkeit für Kern­
energie in der Handelsschiffahrt in weiter 
Ferne liege." (11) Dem widersprach der dama­
lige Staatssekretär Cartellieri vom Atommini­
sterium. Cartellieri betonte ,.die Bundesrepu­
blik dürfe als eine der großen Schiffbaunatio­
nen nicht tatenlos auf ausländische Erfahrun­
gen warten." (12) 

Das war keine wirtschaftliche, sondern eine 
nationalistische auf Autarkie ausgerichtete Ar­
gumentation. Sie paßte aber genau zu der Ver-

Traumschiff: "NS Otto Hahn" vor Rio 

gangenheit dieses Herren Cartellieri. Wolf­
gang Cartellieri war 1919 aktiv an der Nieder­
schlagung der bayrischen Räterepublik betei­
ligt; Freiwilliger beim Grenzschutz Ost; Teil­
nehmer an den Freikorpskämpfen in Ober­
schlesien; 1924-1935 Mitglied des Stahlhelm; 
seit 1921 Mitglied der Deutsch-Nationa­
len-Volkspartei; seit 1936 in der NSDAP; Mit­
glied des Nazi-Juristenbundes, des Soldaten­
bundes und des Reichskolonialbundes. Nach 
1945 Ausschluß aus allen öffentlichen Äm­
tern. Seit 1959 Staatssekretär im Atomministe­
rium! 

Demgegenüber argumentierte Weinblum als 
Wissenschaftler aus Sicherheits- und wirt­
schaftlichen Gründen gegen die Entwicklung 
von Schiffsreaktoren und den Bau eines Nuk­
learschiffs. Weinblum wurde entgegengehal­
ten, ,.daß gerade, weil die Wirtschaftlichkeit 
möglicherweise in weiter Ferne liege, die För­
derung der Forschung und Entwicklung durch 
das Atomministerium notwendig sei, da sonst 
viel eher auf die Initiative der Industrie gerech­
net werden könnte." (13) Eine solche Argu­
mentation war recht ungewöhnlich. Bei der 
Subvention von Kraftwerksreaktoren bezog 
man sich sonst viel eher· auf industrielle Inter­
essen und auf eine in absehbarer Zeit zu er­
langende Wirtschaftlichkeit. Daß bei den 

staatlichen· Finanzierungshilfen für die 
Schiffsreaktorenforschung militärische Moti­
ve den Ausschlag gegeben haben, macht eine 
Äußerung von Cartellieri aus dem Jahre 1965, 
jetzt Staatsekretär im neugeschaffenen For­
schungsministerium, deutlich. In einer Mittei­
lung an seinen Minister Stoltenberg heißt es: 
,.Daß heute Schiffe mit Atomantrieb für zivile 
Zwecke noch auf lange Zeit hinaus unwirt­
schaftlich sind, war von Anfang an bekannt." 
(14) Wenn das von Anfang an bekannt war, 
wird es andere als zivile Motive gegeben ha­
ben, nämlich solche, die einzig einen Sinn er­
geben, die militärischen Motive. 

Bonn darf U-Boote bauen 

Parallel zu dem Besteben eigene Schiffsreak­
toren zu entwickeln, versuchte die Bundesre­
gierung unter Adenauer und später auch unter 
Helmut Schmidt, die ,.Aufhebung der Be­
schränkungen beim Bau von Kriegsschiffen un­
ter Verwendung nicht konventioneller Antrieb­
sarten" durchzusetzen. (15) 

1954 mußte die Bundesregierung, als Folge 
des 2. Weltkrieges und um in die NATO auf­
genommen zu werden, einige Beschränkun­
gen gegenüber den Staaten der Westeuropäi-
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sehen Union (WEU) im Bereich der Rüstungs­
produktion hinnehmen. Neben dem Verzicht 
auf die Produktion von atomaren, biologi­
schen und chemischen Waffen mußte die BRD 
auch auf genau bestimmte Waffenarten wie 
weitreichende Geschosse (über 70 km Reich­
weite), gelenkte Geschosse, Kriegsschiffe mit 
mehr als 3000 t Wasserverdrängung, Unter­
wasserboote mit mehr als 350 t Tonnage und 
anderen Kriegsgerät verzichten. Allerdings 
galt dieser Verzicht nur für das Gebiet der Bun­
desrepublik und nicht für die Produktion 
außerhalb und im Auftrag der BRD. Außer­
dem verzichtete die Bundesrepublik nicht auf 
den Besitz und die Anwendung dieser Waffen! 

Die Schiffsreaktorentwicklung 
beginnt 

Als die ersten Überlegungen für die Entwick­
lung von Schiffsreaktoren bekannt wurden, 
meldeten sich auch die wichtigsten bundes­
deutschen Werften zu Wort. Sie wollten natür­
lich ihren Anteil am Kuchen abbekommen. 
Im Dezember 1957 gab es erste Gespräche 
zwischen dem Atomministerium, den Länder­
wirtschaftsministerien und den Werften über 
die Möglichkeit eines gemeinsamen Projektie­
rungsauftrages, für einen Schiffsreaktor. In 
den Gesprächen "stellte der Bund in Aussicht, 

Da kommt Freude auf: Atomminister Balke, Verteidigungsminister Strauß, der Ministerpräsident von Schleswig-Holstein 
von Hasse! und ihr Atomschiff 

Der Bundesregierung waren diese Beschrän­
kungen von Anfang an ein Dorn im Auge. Dar­
um setzte sie frühzeitig alles daran, diese 
wieder rückgängig zu machen. 1960 erreichte 
Adenauer einen Teilerfolg, bei der U-Boot­
Tonnage. Die Begrenzung wurde auf 900 Ton­
nen erhöht. Das reichte Adenauer aber nicht. 
Er wollte die ganze Rücknahme, wurde doch 
in "deutschen U-Boot-Kreisen in der letzten 
Zeit die Forderung nach dem Bau von Atom­
U-Booten erhoben." (16) Adenauer erlebte es 
nicht mehr. 1973 beschloß der Rat der West­
europäischen Union, auf Antrag der sozialli­
beralen Bundesregierung, künftig der Bundes­
republik zu erlauben, U-Boote bis zu 1800 
Tonnen zu bauen. Dieser Beschluß war eigent­
lich nur noch eine Formsache. Die Bundesre­
publik hatte schon lange die Beschränkung 
umgangen, indem sie" Unterseebootteile bau­
te, die" aber "an anderen Ort zusammenge­
setzt "wurden. (17) Mit diesem Vorgehen hat-

-te die Bundesregierung die Möglichkeiten des 
1954er Verzichts voll ausgeschöpft. 
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die Mehrkosten gegenüber einem konventio­
nellen Antrieb zu übernehmen." (18) Dies ent­
sprach auch den Vorstellungen der Deutschen 
Atomkommission, die "mit bemerkenswerter 
Deutlichkeit" (19) schon früh klargemacht hat­
te, wie unwirtschaftlich die Schiffsreaktoren 
seien und daß daher vom Staat "die entschei­
denden Impulse" (19) kommen müßten. 

An diesem gemeinsamen Projektierungsauf­
trag sollte auch die GKSS teilnehmen. Im Fe­
bruar 1959 schloß die GKSS aber mit der In­
teratom, unter Lizenz der Atomics Internatio­
nal Division of North American Aviation ei­
nen ersten Projektierungsauftrag ab. Es ging 
dabei um die Entwicklung eines organisch mo­
derierten und gekühlten Schiffsreaktors 
(OMSR). 

Beim OMSR verwendet man als Moderator 
wie auch als Kühlflüssigkeit ein organisches 
Material, ein Polyphenylgemisch, das erst bei 
150 Grad Celsius flüssig wird. Als großer Vor-

teil dieser Reaktoranlage wurde von den For­
schern hervorgehoben, daß der Reaktor "bei 
325 Grad Celsius nur einen Dampfdruck von 
rund 7 atü besitze': (20) Er sei somit beson­
ders für den Einsatz als Schiffsreaktor, z.B. 
für U-Boote, geeignet, da "man das Reaktor­
druckgefäß technisch sehr einfach, absolut zu­
verlässig und sogar billig hätte bauen kön­
nen." (1) 

So glaubten die Leute der GKSS den idealen 
Schiffsreaktor gefunden zu haben. Aber die 
große Enttäuschung kam schneller als man 
dachte. Bei den ersten praktischen Versuchen 
mit einem kleinen stationären Testreaktor des 
gleichen Typs in den USA traten unerwartete 
Störungen auf. Es zeigte sich, daß das orga­
nische Material unter dem Einfluß der starken 
radioaktiven Strahlungen sich chemisch zer­
setzte: "Der Prozeß beginnt mit einer Trübung 
der im geschmolzenen Zustand anfangs klaren 
Substanz und endet mit einem tiefschwarzen 
schlammartigen und z.T. auskristallisierten 
höchst unerwünschten teerähnlichen Endpro­
dukt, das sich auf den Brennelementen des Re­
aktors niederschlägt" (1), das sogenannte 
"Fouling': 

Aus diesem Grund wurde das ganze Reaktor­
konzept von der GKSS fallengelassen. Die 
Werften hatten mittlerweile auch Kontakt zu 
Reaktorfirmen aufgenommen und Überlegun­
gen über die Entwicklung von Schiffsreakto­
ren angestellt. So kam es zu Parallelentwick­
lungen, die alle zur Hälfte vom Atomministe­
rium mitfinanziert wurden. Ähnlich wie bei 
der Kraftwerksentwicklung waren alle Fir­
men, die am Eltviller Programm (5) beteiligt 
waren; auch hier im Geschäft und zwar mit 
den gleichen Reaktortypen: 
* Die Siemens AG entwickelte in Zusammen­
arbeit mit den Howaldtswerken Harnburg ei­
nen Druckwasserreaktor, mit der Typenbe­
zeichnung SSR-4. Dieser Druckwasserreak­
tor gehört zu der Gruppe der Leichtwasserre­
aktoren und arbeitet mit bis zu 3% angerei­
chertem Uran. Beim Druckwasserreaktor 
wird durch die Brennelemente des Reaktor­
kerns Wasser erhitzt und unter so hohen 
Druck gehalten, daß es nicht verdampfen 
kann. Dieses hochkomprimierte Wasser wird 
dann einem Dampferzeuger außerhalb des Re­
aktorgefäßes zugeführt, wo es seine Energie 
abgibt. 
* Auch der Siedewasserreaktor, den die AEG 
zusammen mit der Deutschen Werft AG Harn­
burg projektierte, gehört zu den Leichtwasser­
reaktoren. Im Unterschied zum Druckwasser­
reaktor wird im Siedewasserreaktor der 
Dampf noch im Reaktorkessel erzeugt, der 
dann die Thrbine antreibt. Für den Schiffsre­
aktor wäre dies eine Gewichtsersparnis: man 
braucht keinen getrennten Dampferzeuger. 
* Als dritte Firmengruppe entwickelte die 
Deutsche Babcock & Wilcox und Blohm & 
Voss einen· fortgeschrittenen Natururan-Gra­
phit-Reaktor. Dieser Reaktortyp wurde aber 



sehr schnell wieder fallen gelassen, da Natur­
uranreaktoren für den Zweck des Schiffsreak­
tors, speziell für U-Boote, zu sperrig waren. 
*Die BBC-Krupp Reaktorbau GmbH und die 
AG-Weser aus Bremen legten ein Reaktorkon­
zept vor, mit der Bezeichnung 630-S. Dieser 
Reaktortyp ist in Zusammenarbeit mit Gene­
ral Electric entwickelt worden. Es handelt 
sich dabei um einen luftgekühlten und mit ge­
wöhnlichem leichten Wasser moderierten Re­
aktor, der als Brennstoff Uran 235, mit einem 
Anreicherungsgrad von 90% verwendet. 

Alle die genannten Reaktorkonzepte kamen 
für den Einbau in ein bundesdeutsches Nuk­
learschiff nicht in Frage. Entweder sie waren 
aus technischen Gründen nicht realisierbar 
oder aber der GKSS erschien es, wie beim 
Druckwasserreaktor, "nicht sinnvoll, wenn 
man die Reaktorentwicklung fördern will, ei­
nen ähnlichen Typ nochmal zu bauen. " (20) 

1962, während einer Konferenz der GKSS auf 
der es um die Entwicklung von Schiffsreakto­
ren ging, stellte die Firma Babcock & Wilcox 
"einen bis dahin noch nicht gebauten und 
auch nicht durchkonstruierten Reaktortyp zur 
Diskussion, der eine Art Mittelding zwischen 
einem Druck- und einem Siedewasserreaktor 
darstellt." (1) Es war der Fortgeschrittene In­
tergrierte Druckwasserreaktor (FDR). Druck­
wasserreaktoren hatten sich "auf ausländi­
schen Schiffseinheiten bereits gut bewährt. Al­
le amerikanischen Atom-Unterseeboote sind 
mit Druckwasserreaktoren ausgerüstet, eben­
falls alle mit Kernenergie getriebenen Über­
wasserkriegsschiffe", hieß es in der "Atomker­
nenergie" 1963. (20) 

Beim FDR handelt es sich um eine Weiterent­
wicklung des Druckwasserreaktors mit folgen­
den wichtigen Konstruktionsänderungen: 
1. Die integrale Bauweise. Durch Einbezie­
hung der Wärmetauscher in das Reaktordruck­
gefaß spart der FDR einen äußeren Primär­
kreislauf. Dies bedeutet eine höhere Gefahr­
lichkeit, da radioaktives Wasser bei einem U n­
fall direkt austreten kann. 

2. Geringerer Dampfdruck. Da der FDR auf 
der Siedekurve arbeitet, d.h. örtliches Sieden 
(kleine Dampfblasen) an den Brennelementen 
zugelassen wird, "benötigt man geringere 
Dampfdrucke (62 atü) als beim normalen klas­
sischen Druckwasserreaktor (über 120 atü)." 
(20) Das bedeutet, der Druckbehälter kann ei­
ne geringere Wandstärke haben. 
3. Geringere Strömungsverluste durch die 
kompakte Bauweise. 
4. Diese kompakte Bauweise ermöglicht es, 
Einsparungen am Gewicht der Strahlenab­
schirmung für den Reaktor vorzunehmen. 

Nach weiteren Planungen von Babcock & Wil­
cox, jetzt in Zusammenarbeit mit der Inter­
atom, sowie einer eingehenden Prüfung 
durch ein Sachverständigengremium, ent­
schied sich der GKSS-Aufsichtsrat am 15. No­
vember 1963 für den Fortgeschrittenen Druck­
wasserreaktor (FDR). Bagge merkte dazu an: 
"Uizs das zu bedeuten hatte, war klar: Wir 
konnten uns nicht auf schon erprobte KDnzep­
te abstützen, sondern mußten zusammen mit 
der anbietenden Firmengemeinschaft Inter­
atom -Deutsche Babcock & Wilcox einen bis­
her nicht verwirklichten Reaktortyp, sozusa­
gen ,ab ovo' (aus dem Ei, d. Verf.) neu ent­
wickeln!" (1) 

Die "Otto Hahn" wird gebaut 

Neben den Diskussionen und der Suche nach 
einem geeigneten Reaktortyp hat die GKSS 
frühzeitig eine Ausschreibung für ein "Ver­
suchsschiff mit Atomantrieb" gestartet. Elf 
bundesdeutsche Großwerften wurden im 
Herbst 1960 gebeten Angebote für ein Schiff 
der Größenordnung von ca. 22000 tdw (tau­
send Tonnen Wasserverdrängung) vorzule­
gen. Die GKSS beabsichtigte damals noch mit 
diesem Schiff ihren OMSR zu erproben. Das 
Ziel war aber nicht, schon jetzt "einen Ent­
schluß über den Bau des Schiffes und der 
Schiffsantriebsanlage" (21) zu fassen, viel­
mehr sollten "lediglich die Unterlagen für die 
weiteren technischen Arbeiten und die Finan-

zierungsverhandlungen geschaffen werden." 
(21)In der Ausschreibung heißt es dann wei­
ter, "es soll schiffbaulich die Möglichkeit ge­
schaffen werden, auch weitere Reaktoren, zeit­
lich nacheinander zu erproben." Allen Schiffs­
reaktorgruppen sollte der Bau eines For­
schungsschiffes zugute kommen, so die Vor­
stellung der GKSS. 

Dieses Angebot war nur so zu verstehen, daß 
damit versucht wurde, die älleinige Zuständig­
keit und die finanziellen Mittel aus dem Atom­
ministerium für das Forschungsschiff zu be­
kommen. Denn auch die Werften, die an der 
Schiffsreaktorentwicklung beteiligt waren, 
machten ihren Anspruch geltend. Sie erwarte­
ten eine staatliche Finanzierung für ein erstes 
Schiff. Der Bund wiederum machte gegen­
über allen Beteiligten deutlich, "daß er nicht 
zu einer Finanzierung von fünf Forschungs­
schiffen bereit sein würde." (22) 

Bagge und Diebner versuchten die Zustim­
mung des Ministeriums für ihr Forschungs­
schiff zu erhalten. Am 28. 11. 1962 war es 
dann so weit. Die GKSS erteilte den Bauauf­
trag für das Atomschiff "Otto Hahn" an die 
Kieler Howaldtswerke AG. Der Bauauftrag 
und die Finanzierung wurden zwischen der 
GKSS und dem Atomministerium direkt aus­
gehandelt, ohne daß die Deutsche Atomkom­
mission (DAtK) an der Entscheidung beteiligt 
wurde, wie es bei ähnlichen Projekten der 
Atomforschung üblich war. Das rief den Pro­
test des zuständigen DAtK-Ausschusses her­
vor. Dessen Vorsitzender Weinblum sprach 
nach bekannt werden der Entscheidung von ei­
nem "Husarenstück" und von "Brüskierung" 
des Ausschusses, erregte sich über die "Bun­
desfinanzierung eines technisch nicht ausge­
reiften Projekts" und legte unter Protest sei­
nen Vorsitz nieder. (23) 

Schon lange hatte es Spannungen zwischen 
der GKSS und dem Ausschuß gegeben. Die 
GKSS empfand den Ausschuß als uner­
wünschte Kontrollinstanz und hatte darum 
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sterium geknüpft, die sich jetzt bezahlt mach­
ten. Ein Grund, warum die Entscheidung an 
Weinblum vorbeiging, ist darin zu sehen, daß 
Weinblum nicht auf die Linie der nationalisti­
schen Argumentation von Bagge oder Cartel­
lieri einzuschwören war, sondern dieser im­
mer widersprochen hatte. 

Durch die Vergabe des Bauauftrages war 
grundsätzlich entschieden, daß die GKSS mit 
öffentlichen Mitteln ein atomgetriebenes For­
schungsschiff bauen konnte. Damit war 
gleichzeitig entschieden, wer zukünftig für 
die Schiffsreaktorentwicklung und Erpro­
bung zuständig sein würde. Bagge und Dieb­
ner hatte ihr Ziel erreicht, die GKSS wurde 
voll als drittes bundesdeutsches Kernfor­
schungszentrum anerkannt. Die anderen 
Schiffsreaktorinitiativen waren somit aus dem 
Rennen. Sie wurden alle eingestellt. 

Am 13. Juni 1964war es dann soweit. Im Bei­
sein von Otto Hahn lief das erste· Atomschiff 
der Bundesrepublik in Kiel vom Stapel. In den 
Medien wurde es als "Pionierleistung" gefei­
ert, obwohl zu dieser Zeit schon weltweit die 
Ernüchterung auf dem Gebiet der nuklear be­
triebenen Handelsschiffahrt eingetreten war. 

4 Jahre mußten die Erbauer der "Otto Hahn" 
aber noch auf die erste Fahrt warten. Am 26. 
August 1968 wurde der erste Kern des Fort­
schrittlichen Druckwasserreaktors (FDR) kri­
tisch und am 1. Oktober 1968 fand die erste 
Fahrt mit Atomantrieb statt. 

Bei der Brennstoffbeschaffung für den ersten 
Kern gab es zuvor unerwartet Schwierigkei­
ten. Die amerikanische Atomic Energy Com­
mission (AEC), bei der die GKSS den Brenn­
stoff einkaufen wollte, verlangte "detaillierte 
Informationen über die technologischen Ein­
zelheiten der Schiffsreaktoranlage." (24) Die 

GKSS lebnie ab. Man wollte ungestört und oh­
ne Einmischung von Außen die eigene Ent­
wicklung vorantreiben. "Erst als die Hambur­
ger Gesellschaft erwog, das aufbereitete Uran 
aus Großbritannien fiir den beinahe doppel­
ten Kaufpreis zu beziehen, schränkte die AEC 
ihre Forderung dahingehend ein, daß sie sich 
mit einem lückenlosen Bericht über die Be­
triebserfahrungen mit der "Otto Hahn" zufrie­
dengeben würde." (25) 

Otto Hahn auf "Großer Fahrt" 

Nachdem alle Schwierigkeiten beseitigt wa­
ren, konnte die "Otto Hahn" endlich auf "Gro­
ße Fahrt" gehen. In den ersten Jahren hatte es 
die "Otto Hahn" aber schwer, so richtig in 
Fahrt zu kommen: "Bis Ende /969, fast zwei 
Jahre lang, durfte sie keinen ausländischen 
Hafen anlaufen, und auch in den folgenden 
Jahren mußte immer wieder fiir die Zielorte in 
aller Ui!lt eine Sondergenehmigung beantragt 
werden." (25) Um diese Sondergenehrnigun-
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gen zu erhalten "mußte die Bundesregierung 
Garantien bis zu 500 Mio DM fiir einen even­
tuellen Schadensfall übernehmen." (26) 

Jede neue Anlaufgenehmigung wurde dement­
sprechend auch besonders in der Presse her­
vorgehoben. Im Dezember 1976, nach fast 10 
jährigem Dienst, konnten die Betreiber stolz 
melden: "Otto Hahn in Southampton! Damit 
ist Großbritannien das dritte (!) europäische 
Land neben den Niederlanden und Portugal, 
welches der "Otto Hahn" eine Anlaufgeneh­
migung erteilt hat." (27) Was für eine stattli­
che Leistung! 

Die Liste der Häfen, die die "Otto Hahn" im 
Laufe der lljährigeri Betriebszeit angelaufen 
ist, liest sich schon exotisch. Häfen wie Bahia 

Brennelementewechsel auf hoher See: Man/frau beachte 
die enormen Sicherheitsvorkehrungen! 

Blanca, Badar Abass, Nouadhibou, Safax, Te-. 
ma, Tubarao, Durban oder Santos wurden be­
sucht. Aber auch Kapstadt, Rio, Emden und 
Rotterdam. 

Es fallt auf, daß die "Otto Hahn" überwie­
gend solche Länder besuchte, in denen dikta­
torische oder reaktionäre Regierungen an der 
Macht waren. In diese Länder wurde dann 
auch die komplette Atomtechnologie "made 
in Germany" verkauft. Die "Otto Hahn" trat 
dabei als Botschafter der bundesdeutschen 
Atomindustrie auf. "Es ist eine historische Tat­
sache" schreibt Bagge stolz, "daß der Bestel­
lung von deutschen Kraftwerken durch die per­
sische Regierung bei der deutschen Kraft­
werksunion ein Besuch der "Otto Hahn" im 
iranischen Hafen Banda Busher vorausging." 
(1) 

Ähnlich ging es in Argentinien oder Südafri­
ka. Für Südafrika fungierte die "Otto Hahn" 
u.a. als Überbringer von Hochtechnologie 
wie einem "Neutronen-Monitor" 1975 in das 
Raketenzentrum Tsumeb (Namibia). Auch in 
Brasilien "ging der Besuch der "Otto Hahn". 
zeitlich der Bestellung deutscher Kernkraft­
werke bei der Kraftwerksunion durch die dor­
tige Regierung voraus." (1) 

Es blieb aber nicht nur bei diesem Verkauf 
von AKWs. Zwischen der GKSS, der brasilia­
nischen "Comissao National Energia Nucle­
ar (CNEN)", sowie dem "Instituto de Pesqui­
sas Energetica e Nucleares (IPEN)" an der 
Universität Sao Paulo entwickelte sich in den 
70er Jahren eine intensive Zusammenarbeit. 
Die GKSS verschaffte den brasilianischen For­
schern die reaktorphysikalischen Grundlagen 
für den Bau eines Atom-U-Bootes. Dabei 
konnte die GKSS ihre gesammelten Erfahrun­
gen mit dem Bau- und der Erprobung der "Ot­
to Hahn" weitervermitteln. (siehe dazu aus­
führlich den Artikel:"Brasilien - Atom­
macht aus Geesthacht?" in dieser Broschüre) 

Im Herbst 1972, nachdem die "Otto Hahn" 
22000 Seemeilen zurückgelegt hatte, wurde 
der 38 MW FDR-Reaktor abgeschaltet, 12 
Brennelemente mußten erneuert werden. Auf 
einer Hamburger Werft, mit bordeigenen Mit­
teln, wurde dieser Brennelementewechsel vor­
genommen .. Am 27. 3. 1973 wurde der 2. Kern 
erstmals kritisch. (28) Die Kosten übernah­
men nocheinmal das Forschungsministerium 
und die vier Küstenländer, aber zum letzten 
Mal. 

Insgesamt fuhr die "Otto Hahn" 2143 Tage 
und erreichte eine Gesamtbetriebszeit des Re­
aktors von 65000 Stunden. (29) Laut Bagge 
gab es dabei keine "irgendwelche nuklearen 
Schwierigkeiten" (1), obwohl der Reaktor im 
Laufe der Betriebszeit 153 mal schnellabge­
schaltet werden mußte! (30) Das zählte nicht, 
hat doch die "Otto Hahn" bewiesen, "daß der 
Kernenergieantrieb fiir Handelsschiffe jeder 

· Lage gewachsen und vor allem auch sicher 
ist. Das Schiff habe seine Aufgaben" damit 
"technisch erfüllt, heißt es in Bonn" darum. 
(31) 

Das Ende 

Im April 1977 übergab die GKSS das Manage­
ment der "Otto Hahn" an die größte bundes­
deutsche Reederei, die Hapag Lloyd AG, "um 
einer Reederei die Möglichkeit zu geben, ei­
gene Betriebserfahrungen mit einem Kernen­
ergiegetriebenen Schiff zu machen." (29) Der 
Hintergrund für diese Maßnahme war wohl 
eher in den hohen Kosten für neue Brennele­
mente zu sehen. 1978 stand wieder ein Brenn­
elementwechsel bevor und "dies hätte etwa in­
klusive der betrieblichen Unterdeckung fiir 
die nächstertfiirif Jahre 60 Mio. DM gekostet." 
(32) Das Forschungsministerium verlangte ei­
ne Beteiligung von 30 Mio. DM an den Brenn­
stoffkosten. Hapag-Lloyd lehnte ab und die Su­
che nach einer anderen Reederei war vergeb­
lich. Keiner wollte die hohen Kosten für den 
Betrieb der "Otto Hahn" übernehmen. Auch 
die übrige Wirtschaft, vom Forschungsmini­
sterium aufgefordert, war nicht bereit sich an 
den Kosten zu beteiligen. Lediglich 6 bis 7 
Mio. DM bekam das Aufsichtsratsmitglied 



der GKSS Dr. Necker zusammen. (25) Zu we­
nig. Damit war das Aus der "Otto Hahn" be­
siegelt. 

Im Februar 1979 wurde der Reaktor endgültig 
abgeschaltet und die "Otto Hahn" mit Schlep­
pern nach Harnburg gebracht. Im Herbst 79 
wurden die 3144 Brennstäbe des Reaktors aus­
gebaut und alle in das Kernforschungs­
zentrum Karlsruhe gebracht. (33) So jeden­
falls übereinstimmend alle Presseberichte aus 
dieser Zeit. Die GKSS muß sich aber einige 
davon für ihr Nachuntersuchungspro­
grmamm gesichert haben. Denn im GKSS­
Jahresbericht 1981 heißt es, im Widerspruch 
zu den Pressemeldungen: "Im Heißen Labor 
wurden die zerstörungsfreien Untersuchun­
gen an Versuchsbrennstäben aus dem 2. Kern 
der NS Otto Hahn weitergeführt, und mit zer­
störenden Untersuchungen wurde begonnen." 
Zeitlich parallel dazu wurde zwischen 1979 
und 1980 in Zusammenarbeit mit der Kraft­
werksunion ein Programm "Messungen zur 
Tritiumproduktion des FDR" durchgeführt. 

Bevor nun mit der Entsorgung der "Otto 
Hahn" begonnen wurde, ließ man "fast zwei 
Jahre ... aus Gründen der Sicherheit verstrei­
chen, ehe mit der Entfernung des Reaktors be­
gonnen wurde. " (26) Solange strahlte das 
Atomschiff am Reiherstieg-Kaider HDW, mit­
ten im Hamburger Hafen. 

Im Juni 1981 wurd dann der 480 Tonnen schwe­
re Reaktordruckbehälter ausgebaut und mit ei­
nem Schwimmkran zum GKSS-Gelände nach 
Geesthacht gebracht. Dort verschwand der 
strahlende Druckbehälter in einem 13 Meter 
tiefen, ausbetonierten Schacht. Die Wissen­
schaftler der GKSS wollen an diesem Druck­
behälter und an allen anderen radioaktiv ver­
seuchten Teilen der "Otto Hahn" Nachunter- · 
suchungen durchführen. "Wir möchten wis­
sen, warum alles so störungsfrei gelaufen ist'~ 
so Heinrich Schafstall von der GKSS gegen­
über der Presse. (34) Frei nach dem Motto: 
Wir sind selbst überrascht, daß es keinen grö­
ßeren Zwischenfall gegeben hat. 

Diese Arbeiten sollten 1982 beginnen (35) 
und nach Aussage der GKSS "ungefahrlich" 
sein. (33) So ungefiihrlich können diese Ar­
beiten wohl doch nicht sein, wie eine Antwort 
des Hamburger Senats auf eine entsprechende 
Frage der GAL deutlich macht. Dort heißt es 
u.a.: "Um die Strahlendosis der Beteiligten 
möglichst gering zu halten und um den Auf­
wand bei den Experimenten zu reduzieren, 
soll die Radioaktivität noch weiter abklingen. 
Daher wird gegenwärtig an dem Druckbehäl­
ter noch nicht geforscht." (35) Wann die Nach­
untersuchungen beginnen, ist bis heute völlig 
ungewiß. "Besondere Eile werden die Geest­
hachter Forscher, so steht zu erwarten, bei ih­
ren Untersuchungen nicht an den Tag legen. 
Denn die von der Kieler Landesregierung aus­
gestellte Genehmigung "mit radioaktiveem · 

Maierial umzugehen", ist unbefristet", be­
merkte der "Spiegel" schon 1981. (37) 

Endlager Geesthacht 

Da die Genehmigung "für Forschungszwecke 
erteilt wurde" (36) brauchen sich die Geest­
hachter auch keine großen Gedanken über die 
Endlagerung des anfallenden Atommülls zu 
machen. Bei der Demontage der Nuklearan­
lage der "Otto Hahn" gab es erhebliche radio­
aktive Abfiille, die zum großen Teil bis heute 
auf dem GKSS-Gelände gelagert werden. 

Von der "Otto Hahn" wurden "20 Großcon­
tainer mit etwa IBO Tonnen radioaktiver Kom­
ponenten zur GKSS gebracht. Dazu kamen et­
wa 330 überwiegend 400-li.ter-Fässer mit I25 
Tonnen an sonstigen Teilen und der Reaktor­
druckbehälter mit Schildtank. Insgesamt wur­
den außerdem I60 Kubikmeter Systemwasser 
und 320 Kubikmeter Wasch- und Dekontami­
nationswasser forttransportiert." (30) Dieser 
strahlende Müll "müßte - wenn die GKSS 
nicht Forschungszwecke geltend machen könn­
te - eigentlich in eine Spezialdeponie ge­
bracht werden. " (37) Da es eine solche Depo­
nie in absehbarer Zeit nicht geben wird, be­
findet sich heute auf dem Gelände der GKSS 
ein nicht genehmigtes atomares· Endlager! 

Nachdem das Schiff "ohne jede Einschrän­
kungfreigegeben ", d.h. nachdem alle strahlen­
den Teile ausgebaut wurden, verkaufte die 

GKSS den Schiffsrumpf für 2 Mio. DM an die 
Rickmers Werft - Rickmers Reederei GmbH 
in Bremerhaven. Dort ist es als Container­
schiff umgebaut worden und fiihrt heute als 
"MS Novasia Susan" über die Weltmeere. 

Das gesamte Projekt "Otto Hahn" hat seit 
1956 rund 400 Mio. DM verschlungen. Allein 
22 Mio. Mark kosteten die Stillegungsarbei­
ten. (34) Demgegenüber hat die "Otto Hahn" 
an Frachtraten nur "etwa IO Prozent der Ge­
samtkosten wieder eingefahren." (34) Nach­
dem die "Otto Hahn" somit elf Jahre in "tief­
roten Zahlen" gefahren war (39), stellte der 
GKSS-Geschäftsführer Claus Waldherr nach 
Ende der Endsorgung 1982 fest: "Wirtschaft­
lich werde ein nukleargetriebenes Schiff ... ge­
genüber konventionell angetriebenen Frach­
tern erst bei einem im Vergleich zu heute um 
das Drei- bis Vierfache gesteigerten Ölpreis" 
sein. (34) Das war bereits 1956, am Beginn 
der Entwicklung allen Fachleuten bekannt. 
Dazu bedurfte es nicht der jahrelangen Erpro­
bung eines Atomschiffes. Es ging aber ja auch 
nie um den Beweis der Wirtschaftlichkeit von 
atombetriebenen Handelsschiffen. Hinter die­
sem Projekt standen vor allem militärische 
Motive. Es ging um die Aneignung des Know­
Hows zum Bau atombetriebener Kriegsschif­
fe, insbesondere U-Boote. 

Holger 
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Brasilien-

Die Atommacht aus Geesthacht? 
Das Forschungszentrum in Geesthacht ist 
so unscheinbar, daß ihm niemand bisher in 
der Anti-AKW-Bewegung auch nur für das 
BRD-Atomprogramm größere Bedeutung 
beigemessen hätte. Atomforschung in Ge­
esthacht? Nur wenige werden überhaupt ge­
wußt haben, wo Geesthacht liegt. Atomfor­
schung wird in der BRD, wenn überhaupt, 
dann mit Karlsruhe, eventuell noch mit Jü­
lich in Verbindung gebracht. Geesthacht 
schien hier bisher völlig abwegig. 

Mit Brasilien hat die GKSS auf atomarem Ge­
biet die intensivste und am längsten währende 
internationale Zusammenarbeit aufgebaut. 
Soweit sich bisher zurückverfolgen läßt, be­
gann diese Kooperation auf der Grundlage 
des zwischen der BRD und Brasilien abge­
schlossenen "Abkommen über Zusammenar­
beit bei Atom- l#!ltraum- und Elektroniktech­
nologie von 1969': (1) 

1972 reisten 9 Mitarbeiter der GKSS "im Rah­
men der deutsch-brasilianischen Zusammen­
arbeit" für knapp 5 Monate, vom 25. April bis 
15. September, zu einem "Arbeitsseminar" 
nach Brasilien. (2) Damit war der Grundstein 
für eine mehrjährige, zumindest bis 1978 wäh­
rende Kooperation gelegt. Bis dahin werden 
die Kontakte regelmäßig in den Jahresberich­
ten der GKSS aufgeführt. Gleich im Anschluß 
an das Seminar von 1972 statteten die Brasi­
lianer den Deutschen einen Gegenbesuch in 
Geesthacht ab. "Zwei brasilianische Wissen­
schaftler (nahmen) in Geesthacht am kriti­
schen Experiment für das 2. Core des Nukle­
arschiffesOtto Hahn teil." (3) Für 1973 wurde 
eine Fortsetung des 72er Seminars geplant. (3) 

Atom-U-Boot 1992: 
"Für eine schlagkräftige 
Marine" 

Die Teilnahme der brasilianischen Wissen­
schaftler am kritischen Experiment des 2. Re­
aktorkerns des Atomschiffes Otto Hahn zeigt 
bereits, welches gemeinsame Interesse das 
Atomforschungszentrum Geesthacht und Bra­
silien in dieser Kooperation verband. Das In­
teresse galt der Entwicklung nuklearer Schiffs­
antriebe, dem Spezialgebiet der GKSS. Für 
welche Art Schiffe Brasilien an der Entwick­
lung nuklearer Antriebssystem interessiert 
war, ist seit spätestens 1986 so gut wie amt­
lich. Damals gab der brasilianische Marine-
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Der Verdacht aber, daß Geesthacht nicht 
nur für das BRD-Atomprogramm, son­
dern auch internati@ttal · gerade da eine 
wichtige Rolle gespielt haben mag, wo es 
um die Weiterverbreitung einer militäri­
schen Nutzanwendung der Atomtechnolo­
gie ging, wird wohl nur noch jenseits von 
zwischen total abwegig und paranoid ange­
siedelt werden. 
ProÜferation militärisch relevanten Atom­
Know-Hows aus Geesthacht? 

Deutscher Export-Artikel U-Boot 

minister Henrique Saboya erstmals zu, "daß 
die Marine den Bau eines nuklearen V-Bootes 
plant." (4) Die Pläne dafür gehen auf "Anfang 
der 70er Jahre" zurück, genau auf den Zeit­
punkt also, als die Zusammenarbeit mit der 
GKSS begann. Wie aus brasilianischen Be­
richten hervorgeht, verstärkte sich damals 
"das Bestreben um Modemisierung der bra­
silianischen Flotte". Viele Mitglieder des Ad­
miralitätsstabes brachten ein Unbehagen über 
die Abhängigkeit von amerikanischen Waffen­
systemen zum Ausdruck. Unter der Devise: 
"Es gibt keine Großmacht; die nicht über eine 
schlagkräftige Marine verfügt", verkündete 
Saboya als zuständiger Ressortminister da­
mals die Modernisieruiilg der Flotte. (5) 
Auf dem Weg, die Abhä]ngigkeit von den USA 
zu lösen, wandten sie~ die Militärs an die 

Geesthacht ein Gemischtwarenladen für 
atomwaffengierige Militärdiktaturen? 

Zumindest für einen Fall, für die Brasi­
lien-Kooperation der GKSS scheint die Rea­
lität hier abermals das, was sich ein nor­
maler Mensch mit seinem Alltagsbewußt­
sein als solche ausmallt, zu übertreffen. Zur 
Selbstberuhigung zumindest besteht kei­
nerlei Grund. 

BRD. Das Ergebnis wurde von der Bundesre­
gierung 1987 in der Beantwortung einer klei­
nen Anfrage der Grünen im Bundestag bestä­
tigt. Wörtlich heißt es dort: "Das V-Boot-Pro­
jekt mit Brasilien unifaßt die Lieferung von ei­
nem V-Boot, das auf einer deutschen Ui?rft ge­
baut wird und von Materialpaketen für weite­
re drei V-Boote, die mit Lizenz in Brasilien her­
gestellt werden." Bei diesen 4 Schiffen hand­
elt es sich um konventionelle U-Boote. Weiter 
heißt es aber in der Antwort: "Es ist nicht aus­
zuschließen, daß erworbene Fähigkeiten zur 
Entwicklung konventioneller brasilianischer 
V-Boote Einfluß auf die mögliche Entwick­
lung von .V-Booten mit nuklearen Antrieb ha­
ben." (6) 
Das heißt: Explizit wird seitens der Bundes­
regierung nur von 4 Schiffen gesprochen. Im-



plizit wird aber alles weitere offengelassen. 
Auf brasilianischer Seite ist man/frau da direk­
ter. In einer brasilianischen Zeitschrift heißt 
es zu dem Abkommen: "Im Rnhmen eines ~r­
trages ·mit der Bundesrepublik Deutschland 
ging Brasilien den Jteg zur Fertigung von fünf 
(!) Kriegsschiffen, die der brasilianischen 
Flotte in den nächsten Jahren zugeführt wer­
den sollen. Das erste dieser Schiffe, die Tupi, 
steht in der deutschen Jter:fi praktisch vor der 
Fertigstellung und wird im September über­
führt. Drei weitere Schiffe werden in Brasilien 
gebaut, allerdings noch unter deutscher Betei­
ligung. Preis für jede Schiffseinheit: 150 Mio. 
Dollar. Das fünfte Schiff, das vollkommen un­
ter brasilianischer Leitung in den lterftein­
richtungen des "Arsenal da Marinha" in Rio 
de Janeiro gebaut wird, ist auf200 Mio Dollar 
veranschlagt. Alle Schiffe werden mit her­
kömmlichen Kraftstoff betrieben, das fünfte 
aber wird für die Tests mit dem Kernreaktor 
dienen." (7) 

Der Reaktor, von dem hier ganz selbstver­
ständlit:h die Rede ist, wird im "Centro Ex­
perimental de Aramar';', 120km von Sao Pau­
lo entfernt in der Stadt Iper6 gebaut. Er soll 
eine Leistung von 50 MW haben. Weiter heißt 
es: "Der Reaktor ist überdie 'Zeichenbrettpha­
se bereits hinaus, hat bisher 40 Mio Dollar ge­
kostet und verschiedene Bauteile sind bei der 
brasilianischen Industrie in Auftrag gegeben 
worden. Es wird erwartet, daß er 1992 be­
triebsbereit ist und in dem noch zu bauenden 
V-Boot getestet werden kann --'- ein strategi­
sches Ziel der brasilianischen Regierung." (7) 

GKSS im militärischen 
Parallel-Programm nrasiliens 

Der Bau dieses Atom-U-Boot-Reakto'rs ist 
Teil des sogenannten "Parallel-Programms" 
zur Entwicklung der Atomenergie in Brasi­
lien. Dieses Programm wird von der "Comis­
sao National Energia Nudear (CNEN)", 
der brasilianischen Atomforschungs- und Ent­
wicklungsorganisation, unmittelbar in Zusam­
menarbeit mit den verschiedenen Zweigen 
des brasilianischen Militärs (insbesondere 
Marine und Luftwaffe) betrieben. Die Be­
zeichnung "parallel" bringt zum Ausdruck, 
daß dieses Programm neben und unabhängig 
von dem industriellen Atomenergie-Entwick­
lungsprogramm betrieben wird. Es steht di­
,rekt unter militärischer Kontrolle und ist der 
Aufsicht durch die Internationale Atomener­
giebehörde (IAEO), der die Kontrolle über 
die Verbreitung von Kernwaffen obliegt, ent­
zogen. 

Laut dem jährlichen "Spector-Report", dem 
weltweit anerkanntesten und umfassendsten 
Länderbericht zur Weiterverbreitung nuklea­
rer Waffen, ist dieses "Parallel-Programm" 
Brasiliens noch besorgniserregender als das 

Bombengeschäft von 1975, in dem die BRD 
Brasilien einen kompletten industriellen 
Brennstoffzyklus einschließlich Urananrei­
cherungsfabrik und Wiederaufarbeitungsanla­
ge offerierte. (8) Wenn Brasilien sich in den 
nächsten Jahren zur Atommacht aufschwin­
gen sollte, dann über dieses "Parallel-Pro­
gramm". Die Kooperation der GKSS fand nun 
genau in Rahmen dieses "Parallel-Pro­
gramms" statt. Sie lief über die "Comissao 
National de Energia Nuclear (CNEN)" und 
die ihr unterstellten Institute. (9) 

Standorte im militärischen Atomprogramm Brasiliens 
- der !ABO-Kontrolle entzogen 

Am weitesten fortgeschritten sind nach Spec­
tor die Aktivitäten in diesem Programm am 
"Instituto de Pesquisas Energetica e Nudea­
res (IPEN)" der Universität Sao Paulo. Hier 
würden auch die "substantiellen Teile der Ar­
beit" zur Entwicklung nuklearer Antriebssy­
steme für U-Boote unter Kontrolle der brasi­
lianischen Marine erfolgen. (10) 

1972 fand genau hier an der Universität von 
Sao Paulo der "1. Teil des experimentellen Pro­
gramms" des GKSS-Arbeitsseminars statt. 
Wie es scheint, wurden den brasilianischen 
Forscherinnen damals die reaktorphysikali­
schen Grundlagen für deren V-Boot-Projekt 
vermittelt. Der GKSS-Jahresbericht führte zu 

den Inhalten des damaligen Seminars a.us, es 
wäre um "die Leistungserhöhung des dortigen 
Reaktors" gegangen, um "Reaktivitätsmeß­
methoden und die Methodik zur Messung von 
Neutronenflußverteilungen ", um "Bestrah­
lungsversuche zur besseren Ausnutzung des 
Forschungsreaktors", aber auch um "Möglich­
keiten zur ~rwendung von Rauschanalysever­
fahren am Reaktor", sowie "Rnuschmessun­
gen ". Im theoretischen Teil des Seminars wur­
de eine "Einführung in die wichtigsten Codes 
zur Reaktorauslegung" gegeben, wobei kon­
krete Anwendungsbeispiele bereits gerechnet 
wurden. Dazu wurden die wichtigsten Codes 
auf die dortige Rechenanlage übertragen, so 
daß sie dort seitdem für das weitere Arbeits­
programm zur Verfügung stehen. Aber auch 
der Köder für eine weitere Zusammenarbeit 
wurde gelegt. Der Reaktorexperte der GKSS 
"D. Bünemann erarbeitete Vorschläge für das 
weitere Programm der brasilianischen For­
schungsgesellschaft". Dabei soll "äer Bau ei­
nes kleinen Mehrzweck-Reaktors im Vorder­
grund des Interesses" gestanden haben. (11) 

Es stellt sich die Frage, ob es sich bei diesem 
"kleinen Mehrzweck-Reaktor", für derr die 
GKSS hier um Vorschläge angegangen wur­
de, bereits um den Reaktor handelte, der mitt­
lerweile im "Centro Experimental de Ara­
mar" für das brasilianische Atom-U-Boot ge­
baut wird? Was noch geklärt werden muß, ist 
das Ausmaß der Verstrickung der GKSS im 
Detail. Was war der Anteil der GKSS, wenn 
dieses Atom-U-Boot 1992 in Betrieb gehen 
sollte? Ist der Atom-V-Boot-Reaktor, dessen 
Fertigstellung für 1992 erwartet wird, letzten 
Endes insgesamt ein bundesrepublikanisches 
Reaktorkonzept, fußend auf den Erfahrungen 
mit dem Bau des ersten ERD-Atomschiffes 
"NS-Otto-Hahn "? Wird hier jetzt, was für die 
bundesdeutsche Kriegsmarine mit der NS-Ot­
to Hahn nur über Wasser getestet werden konn­
te, nocheinmal im Original gebaut? 

Die V-Boot-Kooperation mag aber noch nicht 
alles gewesen sein. Im Marinezentrum der 
IPEN wird nicht nur an nuklearen V-Boot-Re­
aktoren gearbeitet. Nach Angaben der renom­
mierten brasilianischen Zeitschrift "Folha de 
Sao Paulo" "arbeiten Wissenschaftler des 
Forschungszentrums der Marine und des Insti­
tuts für Nuklearforschung der Universität von 
Sao Paulo schon seit mehreren Jahren an der 
Entwicklung von Atomwaffen." (12) 

Laut Spector wurde hier eine den Safeguards 
der IAEO entzogene Urananreicherungsanla­
ge mit Ultrazentrifugen errichtet, deren Fer­
tigstellung der brasilianische Präsident Sar­
nay 1987 stolz als den "technologischen 
Durchbruch der brasilianischen Wissen­
schaft" feierte und die, nach den Warnungen 
des brasilianischen Atomphysikers Goldem­
berg, die brasilianische Regierung in die Lage 
versetzen wird, in den nächsten 5 Jahren, d.h. 
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bis 1992, die Bombe zu bauen. (13) In Koope­
ration init dem "Institute for Advanced Stu­
dies at the Brasilian Air Forces Aerospace 
Techno1ogy Center" in Sao Jose des Campos 
arbeitet die IPEN auch an modernen Verfah­
ren zur Laser-Anreicherung. Und laut brasilia­
nischen Presseberichten wird bei IPEN, so 
Spector, auch an der Gewinnung von Pluton­
ium gearbeitet. Hierfür besitzt die IPEN -
ebenfalls den Kontrollen der IAEO entzogen 
- Wiederaufarbeitungskapazitäten im Labor­
maßstab. (14) Wie der "Guardian" im Februar 
1982 berichtete, sollen in den IPEN-Wieder­
aufarbeitungslabors seit 1981 jährlich 5 kg Plu­
tonium aufgearbeitet werden. Das wäre ca. ei­
ne Bombe pro Jahr. Anderen Quellen zufolge 
soll die Anlage erst seit 1983 arbeiten und mit 
1982 aus der BRD gelieferten "Heißen Zel­
len" ausgestattet sein. (15) Die Frage nach 
dem Mehrzweck-Reaktor noch einmal ge­
stellt könnte also auch lauten: War dieser Re­
aktor, wenn nicht für das Atom-U-Boot vor­
gesehen, als Plutoniumproduktionsreaktor 
konzipiert? 

Geesthachter Atomforscher 
in geheimer Mission? 

1986 berichtete die renommierte brasiliani­
sche Wochenzeitung ,,Veja" über ein "Geheim­
abkommen aus dem Jahre 1975". Darin "sol­
len sich deutsche Wissenschaftler verpflichtet 
haben, Brasilien bei der Entwicklung einer 
Atombombe zu unterstützen." "Das Abkom­
men sei zwischen deutschen Atomforschern 
und brasilianischen Militärs mit Verbindun­
gen zu den Geheimdiensten parallel zum 
deutsch-brasilianischen Atomabkommen ab­
geschlossen worden. " (16) Weiter hieß es in 
den Pressemeldungen: "So sollen deutsche 
Forscher an dem Bau eines Atomreaktors für 
brasilianische U-Boote beteiligt sein. Ferner 
werde an der Anreicherung von Uran durch 
Laserstrahlen gearbeitet, wobei Uran-235 ge­
wonnen werde, das explosionsfähig sei. 
Schließlich werde an einem weiteren Verfah­
ren gearbeitet, der sogenannten Zentrifugen­
methode zur Gewinnung von angereichertem 
Uran. "Berichtet wird auch von einen! "Team'; 
"das unter deutscher Beteiligung die erforder­
lichen Anlagen für Atombombentests baute". 
Dieses "Team" habe inzwischen seine Arbei­
ten abgeschlossen. Das für Atombombentests 
geeignete militärische Testgelände Cachimbo 
befindet sich nach Recherchen der brasiliani­
schen Zeitungen "Fohla de Sao Paulo" und 
,,Veja" im nordöstlichen brasilianischen Bun­
desstaat Para und ist mit 4,5 Mio ha größer als 
das gesamte Staatsgebiet der Niederlande. 
Auf diesem Gelände befindet sich ein 320 Me­
ter tiefer und ein Meter breiter Schacht, der 
für unterirdische Atombombentests tauglich 
sei. (16) 

In Brasilien haben diese Veröffentlichungen 
über die deutsch-brasilianische Militärkoope-
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ration inzwischen Kreise gezogen. Der Sena­
tor Eanes Farias von der an der Regierung be­
teiligten Demokratischen Partei forderte die 
Einsetzung eines Senatsausschusses, der die 
durch die Veröffentlichung aufgeworfenen 
Fragen untersuchen soll. In einem dem brasi­
lianischen Staatspräsidenten übergebenen Fra­
genkatalog wurde Aufklärung darüber gefor­
dert, ob sich die Militäranlage in Cachimbo 
für Atomtests eigne, bzw. dafür vorgesehen 
sei und ob in einem geheimen deutsch-brasi­
lianischen Nuklearabkommen der Bau von 
Anlagen "für Tests von Atomsprengköpfen zu 
kriegerischen Zwecken" vereinbart worden 
sei. (16) 

Auch in der Bundesrepublik stände hierüber 
Aufklärung an; insbesondere auch für die Wis­
senschafterinnen vom Atomforschungs­
zentrum in Geesthacht. Immerhin: Von 9 
Atomforschern aus Geesthacht ist namentlich 
bekannt, daß sie zumindest an einem Projekt 
des brasilianischen "Parallel-Programms" -
dem zum Bau eines atomaren U-Boot-Reak­
tors - unterstützend mitgewirkt haben. In der 
Mitwirkung an diesem Projekt haben sie an 
dem gleichen Institut gearbeitet und das heißt, 
auch potentiell mit den gleichen Leuten zu­
sammengearbeitet, die über die Urananreiche­
rung bzw. Plutonium-Wiederaufarbeitung mit 
der Gewinnung von Atomwaffenspaltstoff be­
schäftigt sind. Wenn sie selbst an diesen Pro­
jekten zum Bau der brasilianischen Atombom­
be nicht mitgewirkt haben sollten - was noch 
erst zu klären wäre - warum ist von ihnen 
dann nicht aufgrund ihres intimen Einblicks· 
in die brasilianischen Atomwaffenforschungs­
stätten über Stand und Ausmaß des A-Waffen­
prÖgramms Alarm geschlagen worden? 

Da es sich nach den Berichten der ,,Veja" hier 
nicht nur um ein Programm für eine brasilia­
nische Atombombe handelt, sondern um eine 
deutsch-brasilianische Militärkooperation zu 
dem es ein Geheimabkommen geben soll, 
stellt sich aber auch die Frage: Wer waren 
bzw. sind die politisch verantwortlichen Hin­
termänner auf bundesdeutscher Seite? Zum 
vermeintlichen Zeitpunkt des Vertragsab­
schlusses 1975 regierte die Sozialliberale Koa­
lition. Bundeskanzler war Helmut Schmidt, 
Außenminister Hans-Dietrich Genscher, Bun­
desminister für Verteidigung Georg Leber, 
Bundesminister für Forschung und Technolo­
gie Hans Matthöfer. 
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CHT BRD 
Fünf Gründe für eine Kampagne 
Atomwaffenverzicht ins Grundges.et.z 

Moment mal. Hat die BRD nicht längst auf 
Atomwaffen verzichtet? Ist es nicht gerade un­
sinnig, in das Grundgesetz festschreiben zu 
wollen, was angeblich schon heute die erklär­
te Grundlage aller BRD-Politik ist? Wer so 
fragt, hat nur scheinbar recht. Warum es sich 
lohnt, für die Durchsetzung eines vollständi­
gen und dauerhaften Atomwaffenverzichts 
auf die Straße zu gehen - das wollen wir im 
folgenden erläutern. 

1. Ein aktuelles Anliegen 

Kurze Rückblende auf den Sommer 1987: Ge­
radezu verbissen hält die Bundesregierung 
daran fest, die Pershing I A-Raketen als "Dritt~ 
staaten-Systeme" (d.h. als BRD-Atomwaf­
fen) aus den Genfer Verhandlungen herauszu­
halten. Als "Drittstaat" bezeichnete man bis 
dahin allein die Atommächte Großbritannien 
und Frankreich. Mit der Selbsttitulierung der 
Bundesrepublik als "Drittstaat" hatte die Bun­
desregierung ganz offen den Anspruch auf 
nukleare Ebenbürtigkeit mit Großbritannien 
und Frankreich angemeldet. 

Weitgehend unbemerkt, jedoch mit gleicher 
Zielrichtung, änderte 1988 die CDU ihr 
Grundsatzprogramm. Zwar wird in den Be­
schlußunterlagen die Formulierung "Europäi­
sche Atomstreitmacht" tunliehst vermieden. 
Doch was sonst kann gemeint sein, wenn nun­
mehr die Christdemokraten Frankreich und 
Großbritannien auffordern, ihr nukleares Po­
tential in eine gemeinsame "Europäische Si­
cherheitsunion" einzubringen, über deren 
Einsatz auf längere Sicht ein "Europäischer 
Verteidigungsrat" zu entscheiden hat? 

Auf leisen Sohlen suchen derzeit maßgebliche 
Kreise dieses Landes den nichtnuklearen Sta­
tus der BRD aufzuweichen. Mit ausdrückli­
cher Zustimmung der Bundesregierung wer­
den darüber hinaus die Atomwaffenprogram­
me Frankreichs und Großbritanniens aufge­
bläht, um baldmöglichst die abgezogenen 
amerikanischen CruiseMissiles und Pershing­
li-Raketen zu ersetzen. Unter dem Stichwort 
"Errichtung des westeuropäischen NA-
1D-Pfeilers" werden inzwischen auch in Lon­
don und Paris Stimmen laut, die die Einbin­
dung der BRD in die westeuropäische Atom­
aufrüstung befürworten. 

Westeuropa zur nuklearen Supermacht aus­
bauen: Das erhöht für uns alle die Gefahr ei­
nes nuklearen Holocaust und ist fürwahr die 
destruktivste aller möglichen Antworten auf 
die Abrüstungsvorschläge der UdSSR. 

Während die Bundesregierung mit dem 
Projekt einer westeuropäischen Atom­
macht den Abstand zur eigenen Atomwaffe 
zu verringern sucht, wollen wir die Voraus­
setzung schaffen für Atomwaffenfreiheit 
bei uns und in ganz Europa. Die Forderung 
und Kampagne ;,Atomwaffenverzicht ins 
Grundgesetz" dient dem Ziel, die "europäi­
sche" Bombe und jegliche Nuklearoption 
der BRD dauerhaft zu verhindern. 

Die aktuelle Bedeutung unserer Forderung 
wird übrigens auch von der CDU nicht bestrit­
ten. Deren außenpolitischer Sprecher Karl 
Lammers kritisierte erst kürzlich den grund­
gesetzlichen Atomwaffenverzicht mit den 
Worten, dahinter stehe "das grundsätzliche 
Nein zur atomaren Abschreckung. Für die 
deutsch-französische Zusammenarbeit wäre 
das jetzt ein völlig falsches Signal ... " 

2. Das zivil-militärische 
Atomprogramm 

In technischer Hinsicht ist die BRD seit lan­
gem ein Atomwaffenstaat auf Abruf. 1986 er­
klärte der ehemalige Forschungsminister 
Hauff: "~r die Bombe will, der kann die be-

stehenden Anlagen, die es in der Bundesrepu­
blik gibt, nutzen und ist in der Lage, in einem 
relativ überschaubaren Zeitraum eine solche 
Atombombe zu bauen. Ich habe das untersu­
chen lassen in der Zeit, als ich Bundesminister 
für Forschung war. Ich bin sicher, tklß sich 
seither die Infrastruktur nicht verschlechtert 
hat. Sie hat sich eher verbessert. " 

Heute setzen von allen Nichtatomwaffen­
staaten der Welt nur noch Japan und die BRD 
auf den großtechnischen Ausbau der Pluto­
niumwirtschaft. Nach Kalkar, Wackersdorf, 
Karlsruhe und Hanau fließen staatliche Milli­
ardenzuschüsse, für die es eine energie- oder 
wirtschaftspolitische Begründung schon lan­
ge nicht mehr gibt. Einzig und allein aus mi­
litärstrategischer Sicht macht der Ausbau der 
Plutoniumindustrie heute noch einen Sinn. 
Denn bereits die Existenz dieser Anlagen ver­
schafft den Militärs die Möglichkeit, auf dem 
Parkett der internationalen Nukleardiplo­
matie mit einem deutschen Alleingang zu dro­
hen, falls die NATO-Verbündeten nicht frei­
willig mehr nukleare Mitbestimmung gewäh­
ren. 

Mit der Kampagne "Atomwaffenverzicht 
ins Grundgesetz" wird die Behauptung der 
Bundesregierung, Wackersdorf, Kaikar 
und Hanau dienten ausschließlich friedli­
chen Zielen, auf den Prüfstand gestellt. Un­
ser Anliegen macht keine Atomanlage siche­
rer und ersetzt nicht den Kampf um den 
schnellstmöglichen Ausstieg aus der Atom­
energie. Die Auseinandersetzung um unse­
re Forderung kann und soll allerdings dazu 
beitragen, die Frage nach der militärischen 
Bedeutung der BRD-Atomanlagen zu entta~ 
buisieren und soniit die gesellschaftlichen 
Bedingungen für den Ausstieg aus der 

ausgesprochen positiv zu der 
~mpagne. Das ist das, was man imAugen­
b~lc.k noch machen kann,um die Zukunft ei-
m~e~maßen zu sichern, absolute Sicher­
h~lt ISt auch ein solches Grundgesetzverbot 
mcht: Gerade auch die politische Debatte 
~m eme ~olche Kampagne ist wichtig, da 
Sich dabei ~uch die Geister scheiden wer­
d~n - es Wird klar, wer sich die Option auf 
e~gern: Atomwaffen offenhalten will _ das 
halte ICh für höchst interessant. 
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Atomenergie zu verbessern. Solange die 
Bundesregierung sich die Option auf eige­
ne oder westeuropäische Atomwaffen offen­
hält, wird es einen Ausstieg aus der "zivi­
len" Atomenergie ohnehin nicht geben kön­
nen. 

3. Die Lücken 
im Atomwaffenverzicht 

Nach offizieller Sprachregelung ist der grund­
gesetzliche Atomwaffenverzicht überflüssig, 
da die BRD schon 1954 im Rahmen der West­
europäischen Union sowie 1974 mit der Rati­
fizierung des Atomwaffensperrvertrages voll­
ständig auf Atomwaffen verzichtet habe. Wer 
die Vertragstexte unter die Lupe nimmt, er­
kennt sofort, daß diese Aussage nicht stimmt. 

Zwar ist es zutreffend, daß der Atomwaffen­
sperrvertrag der BRD jede Verfügungsgewalt 
über Atomwaffen untersagt. Das Instrumenta­
rium dieses Vertrages reicht aber nicht aus, 
um die besonders in der deutsch-französi­
schen ,,Waffenbrüderschaft" angelegten ver­
hängnisvollen Entwicklungen zu stoppen. So 
wird durch den Atomwaffensperrvertrag we­
der eine bundesdeutsche A-Waffenforschung 
oder die Entwicklung einzelner Sprengkopf­
Komponenten untersagt. Erlaubt ist ebenfalls 
eine Unterstützung der militärischen Nuklear­
programme in Frankreich, Großbritannien 
oder den USA mit BRD-P1utonium, Trägersy­
stemen oder Know-How. Selbst die Möglich­
keit einer Euroöpäischen Atomstreitmacht 
wurde in einer Zusatzerklärung zum Sperrver­
trag unter bestimmten Bedingungen als ver­
tragskonform bezeichnet. 

Im Unterschied zum Grundgesetzt enthält der 
Atomwaffensperrvertrag zudem eine Rück­
trittsklausel, derzufolge jeder Unterzeichner­
staat bei Gefährdung seiner höchsten Interes­
sen vom Vertrag zurücktreten kann. Für die 
Bundesrepublik bedeutsam ist darüber hinaus 
eine Sonderregelung, derzufolge der Vertrag 
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im Kriegsfall automatisch außer Kraft tritt. 
Denn auch die bis heute praktizierte Ausbil­
dung von Bundeswehrsoldaten an Atomwaf­
fen und Atomwaffeneinsätzen und die NA10-
interne Regelung, derzufolge nach Freigabe 
durch den US-Präsidenten im Ernstfall auch 
der Bundeswehr Atomsprengköpfe überlas­
sen werden - all dies wird durch den Atom­
waffensperrvertrag in keiner Weise untersagt. 

Last not least wurde der ursprünglich unbefri­
stet konzipierte Vertrag auf besonderes Drän­
gen der BRD seinerzeit auf eine Laufzeit von 
25 Jahren begrenzt. 1995 wird in Genf eine in­
ternationale Konferenz darüber befinden, ob 
der Vertrag verlängert wird oder nicht. 

Der "Atomwaffenverzicht" von 1954 ist noch 
lückenhafter: Verzichtet wurde damals aus­
schließlich auf die Produktion kompletter 
Atomwaffen auf bundesdeutschem Territori­
umm. Nicht verzichtet wurde auf den Erwerb 
oder Besitz von Atomwaffen oder deren Her­
stellung im Auftrag der BRD auf dem Gebiet 
eines anderen Staates. Der Verzicht gilt dar­
über hinaus nicht international, sondern nur 
gegenüber den Staaten der Westeuropäischen 
Union. Mit anderen Worten: Falls der Atom­
waffensperrvertrag 1995 ausläuft, könnte die 
Bundesregierung auf Grundlage der Erklä­
rung von 1954 eigene Atomwaffen uneinge­
schränkt erwerben- bzw. fulls die WEU-Part­
ner zustimmen - auch national produzieren. 
Die ~rklärung von 1954 ist nicht ein Argu­
ment gegen, sondern ein Argument für die Er­
hebung eines vollständigen Atomwaffenver­
zichts in den Verfassungsrang. 

Aber auch die Lücken des Sperrvertrages 
sind denen, die sie nur allzugerne ausnüt­
zen, wohlbekannt. Um neue deutsche Atom­
machtambitionen zu stoppen, ist dieser Ver­
trag ein gewisses Hindernis, aber keine si­
chere und endgültige Schranke. Die grund­
gesetzliche Verankerung des BRD-Atom­
waffenverzichts wäre demgegenüber der 
wirkungsvollste Schritt, um den nicht-nuk­
learen Status der Bundesrepublik auf lan­
ge Sicht zu sichern und die Bonner Betei­
ligung an einer westeuropäischen Bombe 
zu verhindern. Zweifellos würde ein derar­
tiger Schritt darüber hinaus auch interna­
tional die Nichtverbreitungspolitik erheb­
lich stärken. 

4. Der nukleare Geltungsdrang 

Immer wieder haben maßgebliche Kreise die­
ses Landes klargemacht, daß sie sich ungeach­
tet der jüngeren Geschichte mit dem nicht-nu­
klearen Status der BRD nicht zufriedenge-
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ben. 1958 beschloß der Bundestag trotz hefti­
ger Gegenwehr, die Bundeswehr mit Atom­
waffen auszurüsten und auf den Atomkrieg zu 
trimmen. Bis heute gilt, daß nach Freigabe 
der Sprengköpfe durch den US-Präsidenten 
die Bundeswehr "gleichberechtigt" am Atom­
krieg teilnimmt. Bis 1966 war die Teilhaber­
schaft an einer Multilateralen Atomstreit­
macht (MLF) das außenpolitische Ziel Nr. 1 
der Regierung Erhard. Kein Wunder also, daß 
in den Jahren darauf der BRD-Beitritt zum 
Atomwaffensperrvertrag über Jahre hinweg 
in Frage gestellt bzw. bekämpft wurde. 

Trotz vielfaltigster diplomatischer Bemühun­
gen westlicher Regierungen verweigerte die 
Bundesregierung unter Kanzler Kiesinger 
(CDU) die Unterzeichnung dieses Vertrages. 
Die Regierung Brandt/Scheel unterschrieb 
ihn 1969 unter dem Vorbehalt, daß er eine 
westeuropäische Atomstreitmacht nicht ver­
hindern dürfe. Nichtsdestoweniger wurde 
auch dieser Schritt 1969 von der CDU und ih­
rem damaligen Sprecher Stoltenberg heftig 
kritisiert. Die Ratifizierung des Atomwaffen­
sperrvertrages durch den deutschen Bundes­
tag wurde 1974 von Manfred Wörner, den heu-

tigen Ministern Kiechle, Zimmermann und 
Schneider, den Ministerpräsidenten Wall­
mann und Strauß sowie den heute noch ein­
flußreichen Unionspolitikern Dregger, Spil­
ker, Waigel, Miltner, Biele, Abelein, Spran­
ger, Probst, Lenzer, Narjes und 78 weiteren 
Abgeordneten abgelehnt. 

Die Auseinandersetzung um die Pershing I A 
hat gezeigt, daß der nukleare Geltungsdrang 
maßgeblicher Bonner Kreise nicht nachgelas­
sen hat. 

Verändert hat sich mittlerweile jedoch das öf­
fentliche Bewußtsein in Bezug auf die militä­
rische und die zivile Atompolitik. Verändert 
haben sich mit dem Amtsantritt Gorbat-

Anti-AKW-Demonstration in Hanau 1986 

schows ebenfalls die außenpolitischen Rah­
menbedingungen. 

Der Beitritt der BRD zum Sperrvertrag er­
folgte Widerstrebend - nicht freiwillig, aus 
innenpolitischer Einsicht, sondern als Zu­
geständnis an die außenpolitischen Rah­
menbedingungen. Die Kampagne "Atom­
waffenverzicht ins~ Grundgesetz" hingegen 
zielt diesbezüglich auf eine einseitige, innen­
politisch verankerte Vorleistung. Die Chan­
cen einer diesbezüglichen Mobilisierung 
sind heute günstiger als jemals zuvor. 

5. Ein positives Signal! 

Die Kampagne ms 
Grundgesetz!" hat LW'<l""''~'uu'''"' eine begrenz-
te Reichweite. Sie auf eine atomwaffen-
freie BRD, ohne den gegen die Lage-

Weise radikal: 

von US-Atomwaffen 
abzu-

für ein Europa ohne 
britische und französi-

Anliegen auf seine 

* Es fordert von Buqdc~snegierumg 
destag, mit der llUJUC,aiCII !"lcUIUMUIII( 

und im eigenen Korr!v1ete:nz'bet·eic:h 
gen. 

deutsche 

"Atomwaffenverzicht ins Grundgesetz" be­
deutet: 
- die Bundeswehr zu denuklearisieren 
- als Voraussetzung für eine atomwaffen-
freie Bundesrepublik die nukleare Option für 
die BRD auf Dauer zu schließen 
- der Europäischen Atomstreitmacht und all 
ihren Vorformen eine Absage zu erteilen 
- jegliche materielle oder finanzielle Unter­
stützung bei der Produktion von Atomwaffen 
eines anderen Landes zu verbieten , 
- das Instrumentarium der globalen nuklea­
ren Nichtweiterverbreitungspolitik zu stärken. 
* Es fordert damit etwas für Deutsche beson­
ders Untypisches: Den freiwilligen Verzicht 
auf das Attribut einer Großmacht. Unser An­
liegen tritt insofern einer nicht unpopulären 
Ideologie entgegen, die der Atomwaffen-Lieb­
haber F.J. Strauß auf den Punkt brachte mit 
der Drohung, es könne auf Dauer "kein 
Deutschland geben, das wirtschaftlich ein Rie­
se und politisch ein Zwerg ist". 50 Jahre nach 
dem deutschen Überfall auf Polen grassiert in 
der BRD die Tendenz, "endlich" aus dem 
Schatten Hitlers herauszutreten, Bundeswehr­
soldaten in alle Welt schicken und möglichst 
auch die restlichen "Diskriminierungen" 
über Bord werfen zu dürfen. All jenen Groß­
machtgelüsten setzt die Forderung nach frei­
willigem Atomwafffenverzicht die bessere 
Lehre aus der deutschen Vergangenheit entge­
gen. 

Natürlich lassen sich auch Verfassungs­
grundsätze revidieren oder umgehen. Eine 
gesellschaftlich erkämpfte Verfa:::sungsän­
derung wird aber gerade auf diesem Gebiet 
das Maß an öffentlicher Sensibilität und 
Mobilisierung zur Folge haben, das letzt­
lich als einzige Instanz die Einhaltung eines 
Atomwaffenverzichts garantiert. 
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N azi-Forscher, die für Hitler an der Atombombe ar­
beiteten, bekommen von Adenauer und Strauß 

nach nur zehnjähriger Unterbrechung neue Wirkungs­
möglichkeiten. Im Atomzentrum drängen sie auf die 
schnellstmögliche Plutoniumproduktion, schaffen sie 
die notwendige Infrastruktur. Ihr spezielles Interesse 
gilt der Funktionsweise der Wasserstoftbombe - es 
heißt, das NS-Atomprogramm sei näher an der H-Bom­
be dran gewesen als Los Alamos zur gleichen Zeit. Ihr 
Know-How publizieren sie in Organen der rechtsextre­
mistischen Europäischen Arbeiterpartei (EAP) alias 
"Patrioten für Deutschland". In Brasilien arbeiten sie 
Wissenschaftler und Ingenieure ein, die unter militä­
rischem Kommando erklärtermaßen die Bombe ent­
wickeln sollen: das Testgelände für die deutsch-brasi­
lianische Bombe ist schon vorbereitet. Solche Filme 
sieht man gelegentlich im Spätprogramm. Nur geht es 
hier um die keineswegs fiktive Geschichte des Atom­
zentrums Geesthacht. Den Akteuren kann nicht abge­
sprochen werden, daß sie die Klischees, die über sie 
existieren, übertroffen haben. 

Auszug aus dem Geleitwort von 
Detlef zum Winkel: FILMREIF 


